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Föderalismusreform II  
Nachhaltigkeit als Perspektive 

 
 

 
 
Die Föderalismuskommission II hat am 8. März 2007 ihre Arbeit in einer Zeit 
begonnen, die von guten konjunkturellen und finanzpolitischen Erwartungen 
geprägt war. In Folge der Finanzmarkt- und der damit einhergehenden Kon-
junkturkrise haben sich die wirtschafts- und finanzpolitischen Rahmenbedin-
gungen seither dramatisch verändert. Diese Veränderungen haben zum einen 
noch einmal mit Nachdruck deutlich gemacht, dass der Staat insbesondere in 
Notsituationen über ausreichende Gestaltungsmöglichkeiten verfügen muss, 
um notwendige Maßnahmen zum Beispiel zur Stabilisierung der Konjunktur 
auf den Weg zu bringen. Zum anderen zeigt die jetzige Krise, wie wichtig es 
ist, in konjunkturell guten Zeiten die Haushalte zu konsolidieren, damit in 
konjunkturell schwierigen Zeiten finanzielle Spielräume bestehen, um politisch 
gegenzusteuern. Es ist deshalb eine der zentralen Aufgaben der Föderalis-
muskommission, das Prinzip der Nachhaltigkeit und Generationengerechtigkeit 
stärker als bisher in der Finanz- und Haushaltspolitik zu verankern. Darüber 
hinausgehend verbindet die Föderalismusreform das Prinzip nachhaltiger 
Staatsfinanzen mit verschiedenen Einzelprojekten der ökonomischen und so-
zialen Verantwortung. 
 
Die Vorsitzenden haben am 23. Juni 2008 ein erstes Eckpunktepapier zur Mo-
dernisierung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen vorgelegt. Diese Eckpunkte 
waren seither Gegenstand weiterer Beratungen in der Kommission. Nach 
Maßgabe dieser Beratungen hat die Kommission am 12. Februar 2009 mit 
großer Mehrheit konkrete Vorschläge zur Änderung des Grundgesetzes verab-
schiedet. Diese Vorschläge bilden die Grundlage für das Gesamtpaket der Fö-
deralismusreform II, bestehend aus einfachgesetzlich und staatsvertraglich 
ausgearbeiteten Rechtsänderungsvorhaben nebst Begründungen zu den Fi-
nanzthemen (insbesondere neue Schuldenregel, Konsolidierungshilfen und 
Frühwarnsystem) und zu den Verwaltungsthemen (insbesondere Steuerver-
waltung, Benchmarking, Öffentliche IT und Krebsregister).  
 
In ihrer abschließenden Sitzung am 5. März 2009 hat die Föderalismuskom-
mission die folgenden Vorschläge mit großer Mehrheit bei drei Gegenstimmen 
und zwei Enthaltungen beschlossen: 
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I. Die Finanzthemen 
 
Die bisherigen Vorgaben des Grundgesetzes zur Haushaltswirtschaft in Bund 
und Ländern und zu den Grenzen der Kreditaufnahme müssen weiterent-
wickelt werden. Denn sie haben nicht verhindert, dass die Schuldenlast von 
Bund und Ländern in der Vergangenheit stark angewachsen ist. Zentrales Ziel 
ist es, für die Zukunft eine nachhaltige, auf Dauer tragfähige Haushaltsent-
wicklung im Bund und in den Ländern zu ermöglichen.  
 
Der wichtigste Baustein ist die Konsolidierung der Staatsfinanzen. Hier gilt es, 
die Weichen richtig zu stellen, auch mit Blick auf das Jahr 2019, in dem der 
jetzt geltende Länderfinanzausgleich und der Solidarpakt II auslaufen werden. 
Deshalb halten wir eine in der Rahmenvorgabe gleich gerichtete Schuldenre-
gelung für den Bund und alle 16 Länder im Grundgesetz für notwendig, durch 
die gleichzeitig die staatlichen Handlungs- und Gestaltungsmöglichkeiten kon-
junkturgerecht und insbesondere auch in Krisenzeiten gewahrt bleiben.  
 
Die Mechanik der Schuldenregel kann auf Seiten des Bundes und auf Seiten 
der Länder durchaus unterschiedlich ausgestaltet werden. Dies trägt auch der 
grundsätzlichen Autonomie der Haushaltsgesetzgeber von Bund und Ländern 
Rechnung. Im Ergebnis muss sie aber sicherstellen, dass der Gesamtstaat 
seine Einnahmen und Ausnahmen grundsätzlich ohne Kredite im Ausgleich 
hält.  
 
Die neue Schuldenregelung orientiert sich an den Vorgaben des Europäischen 
Stabilitäts- und Wachstumspakts. Sie berücksichtigt deshalb insbesondere die 
strukturelle und die konjunkturelle Situation der einzelnen öffentlichen Haus-
halte. Sie hält außerdem eine Regel für Notsituationen bereit, beispielsweise 
Naturkatastrophen oder die gegenwärtige Finanzmarktkrise.  
 
Die neue Schuldenregel soll zum 1. Januar 2011 in Kraft treten. Klare Über-
gangsregelungen stellen sicher, dass im Bund und in den einzelnen Ländern 
ein solider und tragfähiger Einstieg in das neue Regime alsbald erfolgt. 
 
Zusätzlich zu den neuen Schuldenregeln wird ein kooperatives Frühwarnsys-
tem für den Bund und für alle Länder vorgeschlagen, um das Abdriften von 
Haushalten in eine Krisensituation rechtzeitig zu erkennen. Das Frühwarnsys-
tem erfüllt die zentrale Forderung des Bundesverfassungsgerichts aus seiner 
„Berlin-Entscheidung“ vom 19. Oktober 2006.  
 
Künftig wird jährlich die Finanzlage des Bundes und der einzelnen Länder an-
hand von Haushaltskennzahlen dargestellt, geprüft und erörtert. Diese Aufga-
be wird der neu zu schaffende Stabilitätsrat übernehmen, dem die Finanzmi-
nister von Bund und Ländern und der Bundesminister für Wirtschaft angehö-
ren. Der Stabilitätsrat kümmert sich um die Haushaltsdisziplin und um die 
Einhaltung der Defizitvorgaben des Europäischen Stabilitäts- und Wachstums-
paktes. Grundlage der Beratungen ist ein Bericht der jeweiligen Gebietskör-
perschaft insbesondere zur Einhaltung der verfassungsmäßigen Verschul-
dungsregel sowie zur mittelfristigen Haushaltsentwicklung. In diesem Zu-
sammenhang wird auch überprüft, ob im Bund oder einzelnen Ländern eine 
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Haushaltskrise oder eine Haushaltsnotlage droht. Ziel ist es, die Gefahr einer 
Haushaltsnotlage so rechtzeitig festzustellen, dass es durch entsprechende 
Sanierungsmaßnahmen gelingen kann, ihr Eintreten zu vermeiden. Die Be-
schlüsse des Stabilitätsrats in den einzelnen Verfahrensstufen werden jeweils 
veröffentlicht.  
 
Die Föderalismuskommission schlägt folgende Neufassung der Artikel 109, 
109a, 115 sowie 143d Grundgesetz vor:  
 
 
 

1. Artikel 109 Grundgesetz (neu)  
 
Artikel 109 Grundgesetz 
[Hauhaltswirtschaft in Bund und 
Ländern] 

Begründung 
 

Absatz 1 (wie bisher)  
(1) Bund und Länder sind in ihrer Haus-
haltswirtschaft selbständig und vonein-
ander unabhängig. 
 

 

Absatz 2 (Änderungen fett)  
(2) Bund und Länder erfüllen gemein-
sam die Verpflichtungen der Bundes-
republik Deutschland aus Rechtsak-
ten der Europäischen Gemeinschaft 
auf Grund des Artikels 104 des Ver-
trags zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft zur Einhaltung 
der Haushaltsdisziplin und tragen in 
diesem Rahmen den Erfordernissen des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
Rechnung. 
 
 

Die Änderung in Absatz 2 stellt die bis-
her in Artikel 109 Absatz 5 Satz 1 
Grundgesetz enthaltene Bestimmung, 
nach der Bund und Länder die europa-
rechtlichen Verpflichtungen zur Haus-
haltsdisziplin gemeinsam erfüllen, in den 
unmittelbaren Kontext der in Absatz 2 
geregelten Bindung der Haushaltswirt-
schaft von Bund und Ländern an die Er-
fordernisse des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts. Die Verpflichtungen der 
Bundesrepublik Deutschland aufgrund 
des reformierten Europäischen Stabili-
täts- und Wachstumspaktes, bestehend 
aus der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 
des Rates über den Ausbau der haus-
haltspolitischen Überwachung und der 
Überwachung und Koordinierung der 
Wirtschaftspolitiken und der Verordnung 
(EG) Nr. 1467/97 über die Beschleuni-
gung und Klärung des Verfahrens bei 
einem übermäßigen Defizit bilden mit 
dem Mittelfristziel des strukturell nahezu 
ausgeglichenen Haushalts oder eines 
Haushaltsüberschusses den Rahmen für 
die Haushaltswirtschaft von Bund und 
Ländern. Ziel des Europäischen Stabili-
täts- und Wachstumspaktes ist laut den 
Erwägungen zu den vorgenannten Ver-
ordnungen eine gesunde öffentliche Fi-
nanzlage als Mittel zur Verbesserung der 
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Preisstabilität und ein starkes, nachhalti-
ges Wachstum, das der Schaffung von 
Arbeitsplätzen förderlich ist. Die Formu-
lierung von mittelfristigen Haushaltszie-
len dient nach der – im Zuge der Reform 
des Stabilitäts- und Wachstumspakts 
geänderten – Verordnung (EG) 1466/97 
drei Zwecken: Neben der Gewährleistung 
einer Sicherheitsmarge beim Maastricht-
Defizit-Kriterium von 3 % des BIP sollen 
hierdurch rasche Fortschritte in Richtung 
auf langfristig tragfähige öffentliche Fi-
nanzen gewährleistet und in diesem 
Rahmen haushaltspolitischer Spielraum 
insbesondere für die erforderlichen öf-
fentlichen Investitionen gewährleistet 
werden. Die europarechtlichen Verpflich-
tungen gelten für den öffentlichen Ge-
samthaushalt. Der Bund trägt in diesem 
Zusammenhang die Verantwortung für 
etwaige Defizite der Sozialversicherun-
gen, während die Länder insoweit für 
etwaige Haushaltsdefizite der Gemeinden 
und Gemeindeverbände einstehen. 

Absatz 3 (neu)  
1 Die Haushalte von Bund und Län-
dern sind grundsätzlich ohne Ein-
nahmen aus Krediten auszugleichen. 
 

Absatz 3 bestimmt in Anknüpfung an 
die Regelung in Absatz 2 die für die 
Haushalte von Bund und Ländern gelten-
den Grundsätze für die Haushaltswirt-
schaft und die Zulässigkeit einer Netto-
kreditaufnahme. Die Grundsätze orien-
tieren sich an den Vorgaben des Europä-
ischen Stabilitäts- und Wachstumspak-
tes. 
 
Satz 1 beinhaltet den Grundsatz eines 
ohne Kreditaufnahme ausgeglichenen 
Haushalts in Bund und Ländern. Dieser 
bezieht sich auf den Haushalt des Bun-
des und die jeweiligen Haushalte der 
Länder; eine Einbeziehung etwaiger De-
fizite von Sozialversicherungen und Ge-
meinden bei der Haushaltsaufstellung in 
die Regelung würde sowohl inhaltlich als 
auch in der zeitlichen Abfolge unerfüllba-
re Informationsanforderungen an die 
Aufstellung der Haushalte von Bund und 
Ländern stellen. Die Verantwortung des 
Bundes für Defizite der Sozialversiche-
rungen bzw. der Länder für Defizite der 
Haushalte der Gemeinden und Gemein-
deverbände mit Blick auf die gesamt-
staatlichen Vorgaben des Europäischen 
Stabilitäts- und Wachstumspaktes bleibt 
davon unberührt.  
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2 Bund und Länder können Regelun-
gen zur im Auf- und Abschwung 
symmetrischen Berücksichtigung der 
Auswirkungen einer von der Normal-
lage abweichenden konjunkturellen 
Entwicklung sowie eine Ausnahme-
regelung für Naturkatastrophen oder 
außergewöhnliche Notsituationen, 
die sich der Kontrolle des Staates 
entziehen und die staatliche Finanz-
lage erheblich beeinträchtigen, vor-
sehen. 
 

Satz 2 legt abschließend fest, inwieweit 
Bund und Länder in ihren bundes- bzw. 
landesrechtlichen Regelungen zur Kredit-
aufnahme Abweichungen vom Grundsatz 
des Satzes 1 vorsehen können. 

 

Der erste Halbsatz enthält die Befugnis, 
Regelungen zu treffen, die bei der Be-
stimmung der zulässigen Kreditaufnah-
me die Berücksichtigung der Auswirkun-
gen der konjunkturellen Entwicklung auf 
den Haushalt (Einnahmen und Ausga-
ben) gewährleisten. Dabei wird verbind-
lich vorgegeben, dass entsprechende 
Regelungen eine im Auf- und Abschwung 
symmetrische Berücksichtigung sicher-
stellen müssen. Das heißt, einer Zulas-
sung zusätzlicher konjunkturbedingter 
Defizite im Abschwung muss eine ent-
sprechende Verpflichtung zur Einbezie-
hung konjunkturbedingter Überschüsse 
im Aufschwung gegenüber stehen, so 
dass mittel- bis langfristig gewährleistet 
sein sollte, dass Kreditaufnahmen im 
Abschwung durch Überschüsse im Auf-
schwung ausgeglichen werden. Die Aus-
gestaltung einer solchen symmetrischen 
Konjunkturkomponente der Schuldenbe-
grenzungsregelung erfolgt durch Bund 
und Länder in eigener Verantwortung. 

 

Im zweiten Halbsatz wird darüber hinaus 
die Möglichkeit eröffnet, eine Ausnahme-
regelung für Naturkatastrophen oder 
andere außergewöhnliche Notsituationen 
vorzusehen. Dadurch soll die Handlungs-
fähigkeit des Staates zur Krisenbewälti-
gung gewährleistet werden. Da eine ab-
schließende enumerative verfassungs-
rechtliche Benennung möglicher Notsitu-
ationen wegen der Vielzahl und Unter-
schiedlichkeit denkbarer Anwendungsfäl-
le nicht möglich ist, erfolgt eine Eingren-
zung durch drei Kriterien, die gleichzeitig 
erfüllt sein müssen:  

• Die Notsituation muss außergewöhn-
lich sein,  

• ihr Eintritt muss sich der Kontrolle 
des Staates entziehen, und  

• sie muss den Haushalt erheblich be-
einträchtigen.  

Naturkatastrophen sind in Orientierung 
an der Rechtslage bei der Amtshilfe nach 
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Artikel 35 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 
Grundgesetz unmittelbar drohende Ge-
fahrenzustände oder Schädigungen von 
erheblichem Ausmaß, die durch Naturer-
eignisse ausgelöst werden (z.B. Erdbe-
ben, Hochwasser, Unwetter, Dürre, Mas-
senerkrankungen). 

 

Andere außergewöhnliche Notsituatio-
nen, die sich der staatlichen Kontrolle 
entziehen, mithin auf äußeren Einflüssen 
beruhen, die nicht oder im Wesentlichen 
nicht der staatlichen Kontrolle unterlie-
gen, können beispielsweise sein: 

- besonders schwere Unglücksfälle im 
Sinne des Artikel 35 Absatz 2 Satz 2 
und Absatz 3 Grundgesetz, d.h. 
Schadensereignisse von großem 
Ausmaß und von Bedeutung für die 
Öffentlichkeit, die durch Unfälle, 
technisches oder menschliches Ver-
sagen ausgelöst oder von Dritten ab-
sichtlich herbeigeführt werden; 

- eine plötzliche Beeinträchtigung der 
Wirtschaftsabläufe in einem extremen 
Ausmaß aufgrund eines exogenen 
Schocks, wie beispielsweise der aktu-
ellen Finanzkrise, die aus Gründen 
des Gemeinwohls aktive Stützungs-
maßnahmen des Staates zur Auf-
rechterhaltung und Stabilisierung der 
Wirtschaftsabläufe gebietet. 

Auch ein Ereignis von positiver histori-
scher Tragweite, wie die Deutsche Wie-
dervereinigung, das einen erheblichen 
Finanzbedarf auslöst, kann einen An-
wendungsfall der Klausel bilden. 

Zyklische Konjunkturverläufe i.S. von 
Auf- und Abschwung sind demgegenüber 
keine außergewöhnlichen Ereignisse. 
Diesen ist im Rahmen der Schuldenregel 
allein durch die im ersten Halbsatz er-
möglichte Konjunkturkomponente Rech-
nung zu tragen.  
 
Das Erfordernis der erheblichen Beein-
trächtigung der Finanzlage bezieht sich 
auf den Finanzbedarf zur Beseitigung der 
aus einer Naturkatastrophe resultieren-
den Schäden und etwaigen vorbeugen-
den Maßnahmen. Gleiches gilt zur Bewäl-
tigung und Überwindung einer außerge-
wöhnlichen Notsituation. 
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3 Für die Ausnahmeregelung ist eine 
entsprechende Tilgungsregelung 
vorzusehen. 
 

Satz 3 verpflichtet Bund und Länder, in 
den auf die Grundlage des Satzes 2, 2. 
Halbsatz gestützten bundes- bzw. lan-
desrechtlichen Ausnahmeregelungen für 
Naturkatastrophen und außergewöhnli-
che Notsituationen dem Gesetzgeber 
aufzugeben, die Beschlussfassung über 
eine erhöhte Nettokreditaufnahme mit 
einem Tilgungsplan zu versehen, der die 
Rückführung der oberhalb der Regel-
grenzen liegenden Kreditaufnahme ver-
bindlich regelt. 

4 Die nähere Ausgestaltung regelt für 
den Haushalt des Bundes Artikel 115 
mit der Maßgabe, dass Satz 1 ent-
sprochen ist, wenn die Einnahmen 
aus Krediten 0,35 vom Hundert im 
Verhältnis zum nominalen Bruttoin-
landsprodukt nicht überschreiten. 
 
5 Die nähere Ausgestaltung für die 
Haushalte der Länder regeln diese 
im Rahmen ihrer verfassungsrechtli-
chen Kompetenzen mit der Maßgabe, 
dass Satz 1 nur dann entsprochen 
ist, wenn keine Einnahmen aus Kre-
diten zugelassen werden.  
 
 

Satz 4 und 5 beinhalten unterschiedli-
che Vorgaben für den Bund einerseits 
(Satz 4) und die einzelnen Länder ande-
rerseits (Satz 5) bezüglich der konkreti-
sierenden Ausgestaltung des Grundsat-
zes nach Satz 1 für den Bundeshaushalt 
bzw. die Länderhaushalte. Die strukturel-
len Verschuldungsspielräume für Bund 
und Länder stehen im Einklang mit den 
Vorgaben des präventiven Arms des re-
formierten Europäischen Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes, der die Mitglieder der 
Eurozone und des Wechselkursmecha-
nismus II zur Einhaltung des Prinzips 
„annähernd ausgeglichener oder einen 
Überschuss aufweisender Haushalte“ auf 
die Festlegung und Einhaltung mittelfris-
tiger Haushaltsziele verpflichtet. 
 
Nach Satz 4 gilt für den Bund der 
Grundsatz des ausgeglichenen Haushalts 
nach Satz 1 als noch erfüllt, wenn die 
Einnahmen aus Krediten in der konjunk-
turellen Normallage 0,35 vom Hundert 
des Bruttoinlandsproduktes nicht über-
schreiten. Diese Obergrenze begrenzt die 
strukturelle Verschuldung des Bundes 
auf ein langfristig tragfähiges Maß und 
gibt dem Bundesgesetzgeber im Unter-
schied zur bisherigen an den Umfang der 
veranschlagten Investitionen gebunde-
nen Kreditobergrenze zugleich mehr in-
haltliche Flexibilität bei der Ausgestal-
tung einer an der dauerhaften Stärkung 
von Wachstum und nachhaltiger Ent-
wicklung orientierten Politik. Letzteres ist 
bedingt durch die Entkoppelung der Kre-
ditaufnahme von der Festlegung auf den 
in dieser Hinsicht unzulänglichen haus-
haltsrechtlichen Investitionsbegriff. 
 
Satz 5 gibt den Ländern für die Ausge-
staltung der landesrechtlichen Kreditbe-
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grenzungsregeln in ihrer eigenen Ver-
antwortung demgegenüber vor, dass 
dem Grundsatz nach Satz 1 nur Rech-
nung getragen ist, wenn der Haushalt 
ohne Berücksichtigung der Auswirkungen 
einer von der Normallage abweichenden 
konjunkturellen Entwicklung ohne Netto-
kreditaufnahme ausgeglichen ist. Im 
Lichte der in Artikel 115 Grundgesetz für 
den Bund gewählten Umsetzung umfasst 
die nähere Ausgestaltung im Übrigen 
auch für die Länder Regelungsspielräume 
zum Beispiel für die Bereinigung der Ein-
nahmen und Ausgaben um finanzielle 
Transaktionen sowie für die Kontrolle 
und den Ausgleich von Abweichungen 
der tatsächlichen von der zulässigen 
Kreditaufnahme. 

Absatz 4 (bisheriger Absatz 3)  
(4) Durch Bundesgesetz, das der Zu-
stimmung des Bundesrates bedarf, kön-
nen für Bund und Länder gemeinsam 
geltende Grundsätze für das Haushalts-
recht, für eine konjunkturgerechte Haus-
haltswirtschaft, und für eine mehrjährige 
Finanzplanung aufgestellt werden. 
 

 

[Absatz 4 alt wird aufgehoben] Der bisherige Absatz 4, der den Bundes-
gesetzgeber zur Abwehr einer Störung 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichge-
wichts ermächtigt, Vorschriften über eine 
Kreditbeschränkung für alle Gebietskör-
perschaften und Zweckverbände und die 
Bildung von Konjunkturausgleichsrückla-
gen bei Bund und Ländern zu erlassen, 
kann aufgehoben werden, da mit Einfüh-
rung der Kreditbegrenzungsregelung in 
Absatz 3 das Bedürfnis für entsprechen-
de Maßnahmen entfällt. Konjunkturellen 
Entwicklungen kann nunmehr im Rah-
men der Kreditbegrenzungsregeln Rech-
nung getragen werden, indem der Kre-
ditfinanzierungsspielraum in guten Jah-
ren systematisch verkürzt wird und in 
schlechten Jahren über den strukturellen 
Verschuldungsspielraum hinausgehende 
Kreditfinanzierungsmöglichkeiten ge-
schaffen werden. 

Absatz 5 (Änderungen fett)  
1 Sanktionsmaßnahmen der Europäi-
schen Gemeinschaft im Zusammen-
hang mit den Bestimmungen in Arti-
kel 104 des Vertrags zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft zur 
Einhaltung der Haushaltsdisziplin 

Folgeänderung zu Absatz 2. 
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tragen Bund und Länder im Verhältnis 
65 zu 35. 
2 Die Ländergesamtheit trägt solidarisch 
35 vom Hundert der auf die Länder ent-
fallenden Lasten entsprechend ihrer Ein-
wohnerzahl; 65 vom Hundert der auf die 
Länder entfallenden Lasten tragen die 
Länder entsprechend ihrem Verursa-
chungsbeitrag. 
3 Das Nähere regelt ein Bundesgesetz, 
das der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf. 
 
 
 
 
Zur Erläuterung:  
 
Die bisher in Art. 109 Absatz 5 Satz 1 Grundgesetz enthaltene Bestimmung, 
nach der Bund und Länder die europarechtlichen Verpflichtungen zur Haus-
haltsdisziplin gemeinsam erfüllen, wird in den Absatz 2 überführt. Absatz 3 
formuliert für die Haushalte von Bund und Ländern explizit das durch den re-
formierten Stabilitäts- und Wachstumspakt gesetzte Mittelfristziel des struktu-
rell ausgeglichenen Haushalts. Die Verpflichtungen des reformierten Stabili-
täts- und Wachstumspaktes setzen darüber hinaus mit der Bereinigung um 
Vermögenstransaktionen, der symmetrischen Berücksichtigung der Konjunk-
tur sowie der ex post-Kontrolle der Regeleinhaltung den Rahmen für den re-
formierten Artikel 115 Grundgesetz. Insbesondere die Bereinigung der Ein-
nahmen und Ausgaben um finanzielle Transaktionen sowie die Kontrolle und 
der Ausgleich von Abweichungen der tatsächlichen von der zulässigen Kredit-
aufnahme bleiben den Ländern zur eigenen Ausgestaltung überlassen. Die 
Einbeziehung der Kommunen und Sozialversicherungssysteme erfolgt im 
Rahmen der sonstigen gesetzlichen Vorgaben in eigener Verantwortung des 
Bundes und der jeweiligen Länder. 

 
 
 

2. Artikel 109a Grundgesetz (neu)  
 
Artikel 109a Grundgesetz 
[Vermeidung von Haushaltsnotla-
gen] 

Begründung 
 

1 Zur Vermeidung von Haushaltsnot-
lagen regelt ein Bundesgesetz, das 
der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf: 
 

1. die fortlaufende Überwa-
chung der Haushaltswirt-
schaft von Bund und Län-
dern durch ein gemeinsa-
mes Gremium (Stabilitäts-

Die Regelung schafft die verfassungs-
rechtliche Grundlage zur Einrichtung ei-
nes Stabilitätsrates, zur regelmäßigen 
Haushaltsüberwachung von Bund und 
Ländern und für ein Verfahren zur Ver-
meidung von Haushaltsnotlagen in den 
Gebietskörperschaften. Das Nähere re-
gelt ein Bundesgesetz mit Zustimmung 
des Bundesrates. 
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rat), 
2. die Voraussetzungen und 

das Verfahren zur Feststel-
lung einer drohenden 
Haushaltsnotlage, 

3. die Grundsätze zur Aufstel-
lung und Durchführung von 
Sanierungsprogrammen zur 
Vermeidung von Haus-
haltsnotlagen. 
 

2 Die Beschlüsse des Stabilitätsrats 
und die zugrunde liegenden Bera-
tungsunterlagen sind zu veröffentli-
chen. 
 

 
Die Implementierung eines Verfahrens 
zur Vermeidung von Haushaltsnotlagen 
ist im Hinblick auf das starke Anwachsen 
der Verschuldung in einzelnen Ländern 
sowie Verfassungsklagen zur Geltendma-
chung von Hilfeleistungsansprüchen ge-
genüber der bundesstaatlichen Gemein-
schaft wegen extremer Haushaltsnotla-
gen erforderlich. Auch das Bundesverfas-
sungsgericht hat dies in seinen Entschei-
dungen über Hilfeleistungsansprüche 
einzelner Länder angemahnt (vgl. 
BVerfGE 86, 148 ff. (266) und BVerfGE 
116, 327 ff. (393)). 
 
Das Verfahren zur Vermeidung von 
Haushaltsnotlagen soll im Wesentlichen 
folgende Elemente umfassen: 
 
1. Der Stabilitätsrat beobachtet kontinu-

ierlich die Haushalte von Bund und 
Ländern auf der Basis festzulegender 
finanzwirtschaftlicher Kennzahlen. 
 
Ziel der Überwachung ist es, die Ge-
fahr einer Haushaltsnotlage möglichst 
früh zu erkennen, um rechtzeitig die 
erforderlichen Gegenmaßnahmen zur 
Vermeidung des Eintritts einer Notla-
ge ergreifen zu können. 
 

2.  Ergeben sich in Folge der Überwa-
chung Anhaltspunkte für das Risiko 
einer Haushaltsnotlage, erfolgt eine 
umfassende Analyse der Haushaltssi-
tuation der betroffenen Gebietskör-
perschaft. Auf dieser Grundlage stellt 
der Stabilitätsrat auf Basis der in Zif-
fer 1 festgelegten Kennzahlen fest, 
ob die Gefahr einer Haushaltsnotlage 
besteht. 
 

3. Stellt der Stabilitätsrat eine solche 
Gefahr fest, ist die betroffene Ge-
bietskörperschaft verpflichtet, in ei-
gener Verantwortung alle Konsolidie-
rungsspielräume konsequent auszu-
schöpfen und ein entsprechendes Sa-
nierungsprogramm mit dem Stabili-
tätsrat zu vereinbaren. 
 

4. Der Stabilitätsrat überwacht die 
Durchführung des Sanierungspro-
gramms. 
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Zur Gewährleistung der öffentlichen 
Transparenz sind die Beschlüsse des 
Stabilitätsrates und die zugrunde liegen-
den Beratungsunterlagen zu veröffentli-
chen. 

 
 
 

3. Ausführungsgesetz zu Artikel 109a Grundgesetz 
 

Ausführungsgesetz zu Artikel 109a Grundgesetz 
 

Gesetz zur Vermeidung von Haus-
haltsnotlagen 

Begründung 

§ 1 Stabilitätsrat  
(1) Bund und Länder bilden einen 
Stabilitätsrat mit dem Ziel der 
Vermeidung von Haushaltsnotla-
gen. Dem Stabilitätsrat gehören 
an: 
1. der Bundesminister der Finan-

zen, 
2. die für die Finanzen zuständi-

gen Minister der Länder, 
3. der Bundesminister für Wirt-

schaft und Technologie. 
Der Stabilitätsrat wird bei der 
Bundesregierung eingerichtet. 
 

Absatz 1 regelt die Zusammensetzung 
des Stabilitätsrates nach Artikel 109a 
Grundgesetz. Aufgabe des Stabilitätsrates 
ist es, auf der Grundlage dieses Gesetzes 
ein Verfahren zur Vermeidung von Haus-
haltsnotlagen zu entwickeln und durchzu-
führen. 
Als Gäste können Vertreter der kommuna-
len Spitzenverbände oder der Bundesbank 
zu den Beratungen hinzugezogen werden. 

(2) Den Vorsitz im Stabilitätsrat 
führen gemeinsam der Bundesmi-
nister der Finanzen und der Vor-
sitzende der Finanzministerkonfe-
renz. 

Absatz 2 trifft eine Regelung über den 
Vorsitz des Stabilitätsrates. Es ist ein ge-
meinsamer Vorsitz aus dem Bundesminis-
ter der Finanzen und dem turnusgemäßen 
Vorsitzenden der Finanzministerkonferenz 
vorgesehen. 
 

(3) Der Stabilitätsrat tritt nach 
Bedarf zusammen, jedoch mindes-
tens zweimal jährlich. Die Sitzun-
gen sind vertraulich und nicht öf-
fentlich. 
 

Absatz 3 gibt zur Sicherstellung einer 
kontinuierlichen Überwachung vor, dass 
der Stabilitätsrat mindestens zweimal 
jährlich zusammentritt. 

(4) 1 Die Beschlüsse des Stabili-
tätsrates werden mit der Stimme 
des Bundes und der Mehrheit von 
zwei Dritteln der Länder gefasst.  
2 Die Stimme des Bundes wird 
durch das Bundesministerium der 
Finanzen abgegeben. 3 Bei Ent-
scheidungen, die einzelne Länder 
betreffen, ist das betroffene Land 
nicht stimmberechtigt. 4 Entschei-
dungen, die den Bund betreffen, 
werden abweichend von Satz 1 

Absatz 4 regelt die Modalitäten der Be-
schlussfassung des Stabilitätsrates. Die 
Veröffentlichung von Beratungsergebnis-
sen und Beschlüssen ist von erheblicher 
Bedeutung für das Funktionieren des prä-
ventiven Verfahrens, da hierdurch öffentli-
cher Druck auf Gebietskörperschaften mit 
unterdurchschnittlichen Ergebnissen ent-
stehen kann. Minderheitsmeinungen kön-
nen von den Betroffenen veröffentlicht 
werden.  
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mit der Mehrheit von zwei Dritteln 
aller stimmberechtigten Mitglieder 
gefasst. 5 Die Beschlüsse und die 
zugrunde liegenden Beratungsun-
terlagen werden veröffentlicht. 
(5) 1 Der Stabilitätsrat gibt sich 
eine Geschäftsordnung. 2 Diese 
regelt auch die Vertretung im Ver-
hinderungsfall. 

Die Einzelheiten der Verfahrensabläufe im 
Stabilitätsrat werden in einer Geschäfts-
ordnung geregelt. 
 

(6) Zur Unterstützung der Aufga-
ben des Stabilitätsrates wird ein 
Sekretariat eingerichtet, das je-
weils aus einem Vertreter aus 
dem Bundesministerium der Fi-
nanzen sowie aus einem von der 
Finanzministerkonferenz benann-
ten Vertreter besteht.  
 

Angesichts der vorgesehenen Aufgaben 
des Stabilitätsrates ist die Einrichtung ei-
nes Sekretariats erforderlich.  

§ 2 Aufgaben des Stabilitätsrats  
1 Aufgaben des Stabilitätsrats sind 
die regelmäßige Überwachung der 
Haushalte des Bundes und der 
Länder sowie die Durchführung 
von Sanierungsverfahren nach § 5. 
2 Dem Stabilitätsrat können durch 
Gesetz weitere Aufgaben übertra-
gen werden.  

Die Vorschrift bestimmt die Aufgaben des 
Stabilitätsrates nach Artikel 109a Grund-
gesetz und sieht entsprechend vor, dass 
der Stabilitätsrat die Haushaltswirtschaft 
von Bund und Ländern fortlaufend über-
wacht und bei Feststellung der Gefahr ei-
ner Haushaltsnotlage die Einleitung und 
Durchführung eines Sanierungsverfahrens 
vornimmt. Als weitere Aufgabe ist dem 
Stabilitätsrat durch Gesetz die Überwa-
chung der Konsolidierungsverpflichtungen 
im Rahmen der Gewährung von Konsoli-
dierungshilfen nach Artikel 143d Absatz 2 
Grundgesetz übertragen.  
 

§ 3 Regelmäßige Haushaltsüber-
wachung 

 

(1) Der Stabilitätsrat überwacht 
regelmäßig die aktuelle Lage und 
die Entwicklung der Haushalte von 
Bund und Ländern.  

Die Vorschrift bestimmt die näheren Ein-
zelheiten des Haushaltsüberwachungs-
verfahrens. Ziel der regelmäßigen Über-
wachung ist es, die Gefahr einer Haus-
haltsnotlage so rechtzeitig festzustellen, 
dass es durch entsprechende Sanierungs-
maßnahmen gelingen kann, das Eintreten 
einer Haushaltsnotlage zu vermeiden. 
 

(2) 1 Der Stabilitätsrat berät jähr-
lich über die Haushaltslage des 
Bundes und jedes einzelnen Lan-
des. 2 Grundlage der Beratungen 
ist ein Bericht der jeweiligen Ge-
bietskörperschaft, der die Darstel-
lung bestimmter Kennziffern zur 
aktuellen Haushaltslage und zur 
Finanzplanung, die Einhaltung der 
verfassungsmäßigen Kreditauf-

Grundlage der Beratungen ist ein Bericht 
der jeweiligen Gebietskörperschaft, der die 
Darstellung bestimmter, durch den Stabili-
tätsrat festgelegter Kennziffern zur aktuel-
len Haushaltslage und zur Finanzplanung, 
die Einhaltung der verfassungsmäßigen 
Verschuldungsregel sowie eine Projektion 
der mittelfristigen Haushaltsentwicklung 
auf Basis einheitlicher Annahmen enthal-
ten soll. In diesem Zusammenhang wird 
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nahmegrenzen sowie eine Projek-
tion der mittelfristigen Haushalts-
entwicklung auf Basis einheitli-
cher Annahmen enthalten soll.  
3 Der Stabilitätsrat legt allgemein 
geltende geeignete Kennziffern 
fest. 

auch überprüft, ob in einzelnen Ländern 
eine Haushaltsnotlage droht. Die Festle-
gung geeigneter Kennziffern hat durch den 
Stabilitätsrat zu erfolgen; dabei sind ver-
schiedene Indikatoren zu berücksichtigen, 
die die Haushaltslage von Bund und Län-
dern umfassend und zielgenau charakteri-
sieren.  
 

(3) Die vorgelegten Haushalts-
kennziffern und die Schlussfolge-
rungen des Stabilitätsrats werden 
veröffentlicht. 

Die Veröffentlichung der vorgelegten Be-
richte sowie der Schlussfolgerungen des 
Stabilitätsrates ist ein elementarer Be-
standteil des Verfahrens, um Transparenz 
herzustellen und die Wirksamkeit der Be-
schlüsse zu unterstützen. 
 

§ 4 Drohende Haushaltsnotlage  
(1) 1 Der Stabilitätsrat beschließt 
allgemein geltende Schwellenwer-
te für die einzelnen Kennziffern 
nach § 3 Absatz 2, deren Über-
schreitung auf eine drohende 
Haushaltsnotlage hinweisen kann. 
2 Für den Bund sind gegenüber den 
Ländern abweichende Schwellen-
werte festzulegen. 

Die Vorschrift regelt die näheren Einzelhei-
ten des Verfahrens zur Feststellung einer 
drohenden Haushaltsnotlage.  
 
Bei der Festlegung der Schwellenwerte ist 
sicherzustellen, dass eine drohende Haus-
haltsnotlage so rechtzeitig erkannt wird, 
dass ihr Eintritt noch zu verhindern ist.  
Die zur Feststellung einer drohenden 
Haushaltsnotlage festzulegenden Schwel-
lenwerte für den Bund müssen sich auf-
grund seiner deutlich abweichenden Haus-
haltsstruktur bei den meisten Haushalts-
kennziffern von denen der Länder unter-
scheiden. 

(2) Der Stabilitätsrat leitet eine 
Prüfung ein, ob beim Bund oder in 
einem bestimmten Land eine 
Haushaltsnotlage droht, wenn 
1. der Bund oder ein Land im 

Rahmen der allgemeinen 
Haushaltsüberwachung darauf 
hinweist, dass für den von ihm 
zu verantwortenden Haushalt 
eine Notlage droht, oder 

2. der Bund oder ein Land bei der 
Mehrzahl der Kennziffern nach 
§ 3 Absatz 2 die Schwellenwer-
te nach Absatz 1 überschreitet 
oder die Projektion eine ent-
sprechende Entwicklung ergibt. 

Es bestehen zwei alternative Möglichkei-
ten, wie eine Prüfung ausgelöst werden 
kann, ob in einer Gebietskörperschaft eine 
Haushaltsnotlage droht. In der Regel ist 
eine Gebietskörperschaft selbst am besten 
in der Lage, eine drohende Haushaltsnot-
lage zu erkennen. Darüber hinaus kann 
das Überschreiten der Schwellenwerte Ge-
fahr anzeigen. 

(3) 1 In die Prüfung werden alle 
relevanten Bereiche des betroffe-
nen Haushalts umfassend einbe-
zogen. 2 Der Bund oder das Land 
ist verpflichtet, die für diese Prü-
fung erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen.  

Die vom Stabilitätsrat einzuleitende Prü-
fung umfasst alle relevanten Bereiche, 
insbesondere Höhe und Entwicklung der 
Verschuldung, Haushaltsdefizite, Zinsaus-
gaben, Höhe und Struktur der Ausgaben 
und Einnahmen. 
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(4) 1 Die Ergebnisse der Prüfung 
werden in einem Bericht zur näch-
sten Sitzung des Stabilitätsrats 
vorgelegt. 2 Der Bericht nimmt 
Stellung dazu, ob im Bund oder in 
dem betreffenden Land eine Haus-
haltsnotlage droht, und gibt eine 
entsprechende Beschlussempfeh-
lung. 

Im Bericht wird die Haushaltslage der Ge-
bietskörperschaft umfassend geprüft. Auf 
dieser Basis sollen Beschlussempfehlungen 
abgegeben werden.  

(5) Der Stabilitätsrat beschließt 
aufgrund des Prüfberichts nach 
Absatz 4, ob im Bund oder in dem 
betreffenden Land eine Haushalts-
notlage droht.  

Der Stabilitätsrat beschließt über die Frage 
einer drohenden Haushaltsnotlage. 

§ 5 Sanierungsverfahren  
(1) 1 Hat der Stabilitätsrat eine 
drohende Haushaltsnotlage nach 
§ 4 Absatz 5 für den Bund oder ein 
Land festgestellt, vereinbart er mit 
dem Bund oder dem Land ein Sa-
nierungsprogramm. 2 Der Bund o-
der das Land unterbreitet hierfür 
Vorschläge. 3 Das Sanierungspro-
gramm erstreckt sich grundsätz-
lich über einen Zeitraum von fünf 
Jahren; es enthält Vorgaben über 
die angestrebten Abbauschritte 
der jährlichen Nettokreditaufnah-
me und die geeigneten Sanie-
rungsmaßnahmen. 4 Geeignet sind 
Sanierungsmaßnahmen nur inso-
weit, als sie in der alleinigen Kom-
petenz der betroffenen Gebiets-
körperschaft liegen.  

Die Vorschrift regelt die näheren Einzelhei-
ten des Verfahrens nach Feststellung einer 
drohenden Haushaltsnotlage. In diesem 
Fall wird im Stabilitätsrat über ein Sanie-
rungsprogramm für die betroffene Ge-
bietskörperschaft verhandelt, das grund-
sätzlich einen 5-Jahreszeitraum umfassen 
soll, sich je nach Haushaltslage in der be-
treffenden Gebietskörperschaft aber auch 
über einen kürzeren oder längeren Zeit-
raum erstrecken kann. Ziel ist es, durch 
Ausschöpfung aller eigenen Konsolidie-
rungsspielräume auf der Ausgaben- und 
Einnahmenseite die drohende Haushalts-
notlage abzuwenden und den Haushalt 
nachhaltig zu sanieren. Ausgangspunkt ist 
die zur dauerhaften Sanierung des Haus-
halts erforderliche jährliche Rückführung 
der Nettokreditaufnahme. Die Gebietskör-
perschaft und der Stabilitätsrat stellen 
Einvernehmen über den angestrebten Ab-
baupfad bei der jährlichen Neuverschul-
dung her.  

(2) 1 Der Bund oder das Land setzt 
das vereinbarte Sanierungspro-
gramm in eigener Verantwortung 
um und berichtet halbjährlich dem 
Stabilitätsrat über die Einhaltung 
der vereinbarten Abbauschritte der 
jährlichen Nettokreditaufnahme.  
2 Bei Abweichungen der tatsächli-
chen Nettokreditaufnahme von der 
vereinbarten Nettokreditaufnahme 
prüft der Stabilitätsrat im Einver-
nehmen mit dem Bund oder dem 
Land, ob und welche weiteren 
Maßnahmen erforderlich sind.  

Die Gebietskörperschaft setzt die im Stabi-
litätsrat vereinbarten Maßnahmen eigen-
ständig um und berichtet darüber. Bei Ab-
weichungen müssen weitere Maßnahmen 
zwischen dem Stabilitätsrat und der Ge-
bietskörperschaft vereinbart werden.  

(3) 1 Legt der Bund oder das Land 
ungeeignete oder unzureichende 
Vorschläge für Sanierungsmaß-

Im Falle nicht ausreichender Anstrengun-
gen der Gebietskörperschaft ergeht eine 
Aufforderung zu verstärkten Maßnahmen 
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nahmen vor oder setzt es die ver-
einbarten Maßnahmen nur unzu-
reichend um, beschließt der Stabi-
litätsrat eine Aufforderung zur 
verstärkten Haushaltssanierung an 
den Bund oder das Land. 2 Höchs-
tens ein Jahr nach dieser Aufforde-
rung prüft der Stabilitätsrat, ob 
das Land die notwendigen Maß-
nahmen zur Haushaltssanierung 
ergriffen hat. 3 Wurden die not-
wendigen Maßnahmen nicht ergrif-
fen, fordert der Stabilitätsrat den 
Bund oder das Land erneut auf, die 
Bemühungen um eine Haushalts-
sanierung zu verstärken.  

durch den Stabilitätsrat. Diese Aufforde-
rung kann wiederholt werden. 

(4) 1 Nach Abschluss des Sanie-
rungsprogramms prüft der Stabili-
tätsrat die Haushaltslage des Bun-
des oder des Landes. 2 Für den Fall, 
dass auch bei vollständiger Umset-
zung des vereinbarten Sanie-
rungsprogramms weiterhin eine 
Haushaltsnotlage droht, wird ein 
neues Sanierungsprogramm zwi-
schen dem Stabilitätsrat und dem 
Bund oder dem Land vereinbart.  

Nach Ablauf des vereinbarten Sanierungs-
zeitraumes ist davon auszugehen, dass 
das betroffene Land saniert ist. Wenn die 
Sanierung nicht erfolgreich war, kann der 
Stabilitätsrat entscheiden, den Sanie-
rungszeitraum zu verlängern, oder mit 
dem Land ein neues Sanierungsprogramm 
vereinbaren. 

§ 6 Inkrafttreten  
Das Gesetz tritt am 1. Januar 2010 
in Kraft. 

 

 
 
 

4. Artikel 115 Grundgesetz (neu)  
 
Artikel 115 Grundgesetz 
 

Begründung 

Absatz 1 (wie Artikel 115 Absatz 1 
Satz 1 alt) 

 

Die Aufnahme von Krediten sowie die 
Übernahme von Bürgschaften, Garantien 
oder sonstigen Gewährleistungen, die zu 
Ausgaben in künftigen Rechnungsjahren 
führen können, bedürfen einer der Höhe 
nach bestimmten oder bestimmbaren 
Ermächtigung durch Bundesgesetz. 
 
 
 

Absatz 1 entspricht dem bisherigen Ab-
satz 1 Satz 1. 

Absatz 2 (neu)  
1 Einnahmen und Ausgaben sind 
grundsätzlich ohne Einnahmen aus 
Krediten auszugleichen. 
 

Satz 1 normiert den Grundsatz des aus-
geglichenen Haushalts ohne Nettokredit-
aufnahme. In den nachfolgenden Sätzen 
wird konkretisiert, wann diesem Grund-
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satz Rechnung getragen ist und inwie-
weit zulässige Ausnahmen bestehen. 
 

2 Diesem Grundsatz ist entsprochen, 
wenn die Einnahmen aus Krediten 
0,35 vom Hundert im Verhältnis zum 
nominalen Bruttoinlandsprodukt 
nicht überschreiten. 

In Satz 2 wird die Höchstgrenze der zu-
lässigen strukturellen Verschuldung des 
Bundes entsprechend der Maßgabe in 
Artikel 109 Absatz 3 Satz 4 Grundgesetz 
geregelt. Diese Norm löst die bisherige 
Regelung ab, wonach die Einnahmen aus 
Krediten die Summe der im Haushalts-
plan veranschlagten Ausgaben für Inves-
titionen nicht überschreiten dürfen. Sie 
begrenzt die strukturelle Verschuldung 
des Bundes auf ein langfristig tragfähi-
ges Maß und gibt dem Haushaltsgesetz-
geber mehr Flexibilität bei der Gestal-
tung einer nachhaltigen wachstumsför-
dernden Finanzpolitik.  
 

3 Zusätzlich sind bei einer von der 
Normallage abweichenden konjunk-
turellen Entwicklung die Auswirkun-
gen auf den Haushalt im Auf- und 
Abschwung symmetrisch zu berück-
sichtigen. 

Satz 3 macht von der Befugnis des Arti-
kels 109 Absatz 3 Satz 2 Grundgesetz 
Gebrauch und verpflichtet den Haus-
haltsgesetzgeber zur Berücksichtigung 
der konjunkturellen Entwicklung bei der 
Ermittlung der zulässigen Kreditaufnah-
me. Der nach Satz 2 eingeräumte (struk-
turelle) Kreditspielraum wird in Abhän-
gigkeit von den erwarteten Auswirkun-
gen einer von der Normallage abwei-
chenden konjunkturellen Entwicklung auf 
den Haushalt entweder erweitert oder 
verringert. In besonders guten Zeiten 
kann sich die Verpflichtung zur Erwirt-
schaftung echter Überschüsse (d.h. Til-
gungen) ergeben. Durch die symmetri-
sche Berücksichtigung der konjunkturel-
len Auswirkungen auf den Haushalt wird 
bezweckt, ein prozyklisches Verhalten zu 
vermeiden und die durch das Wirkenlas-
sen der automatischen Stabilisatoren 
bedingte Kreditaufnahme in Abschwung-
phasen durch entsprechende Überschüs-
se in Aufschwungphasen auszugleichen. 
Damit soll insbesondere auch den Erfor-
dernissen des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts Rechnung getragen wer-
den. 
 

4 Abweichungen der tatsächlichen 
Kreditaufnahme von der nach Satz 1 
bis 3 zulässigen Kreditobergrenze 
werden auf einem Kontrollkonto er-
fasst; Belastungen, die den Schwel-
lenwert von 1,5 vom Hundert im 
Verhältnis zum nominalen Bruttoin-

In Satz 4 wird gewährleistet, dass die 
neue Schuldenregel nicht nur die Aufstel-
lung des Bundeshaushaltes erfasst, son-
dern darüber hinaus dessen Vollzug. Ab-
weichungen der Kreditaufnahme im 
Haushaltsvollzug von der Soll-Kredit-
aufnahme sind in der Praxis kaum zu 
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landsprodukt überschreiten, sind 
konjunkturgerecht zurückzuführen. 

vermeiden. Diese Abweichungen sollen 
aber über das einzelne Haushaltsjahr 
hinaus verbucht werden. Hierdurch wird 
im Zusammenhang mit der vorgesehe-
nen Ausgleichspflicht vermieden, dass 
die in Satz 2 normierte Obergrenze für 
die strukturelle Verschuldung maßgeblich 
und dauerhaft überschritten wird. 

Eine Über- bzw. Unterschreitung der 
Grenze des Satzes 2 kann beispielsweise 
darauf beruhen, dass die tatsächlichen 
Auswirkungen der konjunkturellen Ent-
wicklung sich anders gestaltet haben als 
bei Aufstellung des Haushalts angenom-
men. Um dies festzustellen, wird der 
konjunkturelle Verschuldungsspielraum 
anhand der tatsächlichen Entwicklung 
des Bruttoinlandsproduktes des abgelau-
fenen Haushaltsjahres neu berechnet 
und aus der Gesamtkreditaufnahme her-
ausgerechnet, um die tatsächliche struk-
turelle Kreditaufnahme zu ermitteln. Da-
nach erfolgt ein Abgleich mit der nach 
Satz 2 zulässigen strukturellen Verschul-
dung unter Einbeziehung der finanziellen 
Transaktionen (vgl. hierzu Satz 5 sowie 
§ 7 des Ausführungsgesetzes). Positive 
wie negative Abweichungen werden auf 
dem Kontrollkonto verbucht. Durch die 
ab Erreichen des Schwellenwertes nor-
mierte Rückführungspflicht wird sicher-
gestellt, dass die Regelgrenze für die 
strukturelle Verschuldung weder erheb-
lich noch dauerhaft überschritten wird. 
Im Übrigen werden generell, insbesonde-
re auch unterhalb des Schwellenwertes, 
Belastungen des Kontrollkontos bereits 
durch die Buchung von positiven Abwei-
chungen ganz oder teilweise zurückge-
führt. 

Die Einzelheiten sind in § 7 des Ausfüh-
rungsgesetzes zu Artikel 115 Grundge-
setz geregelt. 

5 Näheres, insbesondere die Bereini-
gung der Einnahmen und Ausgaben 
um finanzielle Transaktionen und 
das Verfahren zur Berechnung der 
Obergrenze der jährlichen Nettokre-
ditaufnahme unter Berücksichtigung 
der konjunkturellen Entwicklung auf 
der Grundlage eines Konjunkturbe-
reinigungsverfahrens sowie die Kon-
trolle und den Ausgleich von Abwei-
chungen der tatsächlichen Kredit-

Satz 5 enthält Vorgaben für den Inhalt 
des Ausführungsgesetzes. Die vorzuse-
hende Bereinigung der Einnahmen und 
Ausgaben um finanzielle Transaktionen 
(z.B. Privatisierungseinnahmen oder 
Ausgaben für Vermögensbeschaffungen) 
stellt insoweit einen Gleichklang der na-
tionalen Schuldenbegrenzungsregel mit 
der Systematik des Europäischen Stabili-
täts- und Wachstumspaktes her. Die 
weiteren Vorgaben betreffen die Berück-
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aufnahme von der Regelgrenze re-
gelt ein Bundesgesetz. 

sichtigung der konjunkturellen Auswir-
kungen auf den Haushalt auf der Grund-
lage eines festzulegenden Konjunkturbe-
reinigungsverfahrens sowie die Konkreti-
sierung der Handhabung des Kontroll-
kontos in seinen Einzelheiten.  
 

6 Im Falle von Naturkatastrophen 
oder außergewöhnlichen Notsituati-
onen, die sich der Kontrolle des 
Staates entziehen und die staatliche 
Finanzlage erheblich beeinträchti-
gen, können diese Kreditobergren-
zen aufgrund eines Beschlusses der 
Mehrheit der Mitglieder des Bundes-
tages überschritten werden. 

Die Ausnahmeklausel in Satz 6 ent-
spricht in den Tatbestandsvoraussetzun-
gen der Vorgabe des Artikels 109 Absatz 
2, so dass insoweit auf die Begründung 
zu dieser Vorschrift Bezug genommen 
wird.  
 
Ergänzend sieht Satz 6 vor, dass der zur 
Inanspruchnahme der Ausnahme im Ein-
zelfall erforderliche Parlamentsbeschluss 
mit qualifizierter Mehrheit (Mehrheit der 
Mitglieder des Bundestages) gefasst 
werden muss. 
Der notwendige Beschluss kann ein Ge-
setzesbeschluss sein. Denkbar ist aber 
auch ein Parlamentsbeschluss, der in der 
Regel im Zusammenhang mit der Be-
schlussfassung über das Haushaltsgesetz 
erfolgt, mit dem Kreditaufnahmen über 
die Regelgrenzen hinaus ermöglicht wer-
den. 
 

7 Der Beschluss ist mit einem Til-
gungsplan zu verbinden. Die Rück-
führung der nach Satz 6 aufgenom-
menen Kredite hat binnen eines an-
gemessenen Zeitraumes zu erfolgen. 

Satz 7 zwingt den Gesetzgeber, die Be-
schlussfassung über eine erhöhte Netto-
kreditaufnahme mit einem Tilgungsplan 
zu versehen, der die Rückführung der 
oberhalb der Regelgrenzen liegenden 
Kreditaufnahme regelt. Die Rückfüh-
rungspflicht soll ein weiteres Anwachsen 
der Staatsschulden verhindern. Welcher 
Zeitraum als angemessenen anzusehen 
ist, hat das Parlament in Ansehung der 
Größenordnung der erhöhten Kreditauf-
nahme sowie der konkreten konjunktu-
rellen Situation zu entscheiden. 
 

Der bisherige Absatz 2 entfällt. Die bisherige Möglichkeit, für Sonder-
vermögen Ausnahmen von den kreditbe-
zogenen Vorgaben des Absatzes 1 in der 
bisher geltenden Fassung vorzusehen, 
entfällt zukünftig. 
Bereits eingerichtete Sondervermögen 
mit eigener Kreditermächtigung können 
nach Artikel 143d Absatz 1 Grundgesetz 
auf der Basis der sie legitimierenden Ge-
setzesbeschlüsse fortgeführt werden. 
Solche Sondervermögen sind dem Sys-
tem der neuen Schuldenregel fremd und 
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eignen sich nicht zur Integration in das 
neue Regime. Zugleich wird damit fi-
nanzpolitisch ein klarer Schnitt vorge-
nommen, der eine Beeinträchtigung der 
Wirksamkeit der neuen Schuldenregel 
durch in der Vergangenheit in spezifi-
schen Sondersituationen begründete Be-
lastungen vermeidet. 

 
 
 

5. Ausführungsgesetz zu Artikel 115 Grundgesetz 
 

Ausführungsgesetz zu Artikel 115 Grundgesetz 
 

§ 1 Kreditermächtigungen  
 

Begründung 

1 Das Haushaltsgesetz bestimmt, bis zu 
welcher Höhe das Bundesministerium der 
Finanzen Kredite aufnehmen darf 
1. zur Deckung von Ausgaben, 
2. zur Aufrechterhaltung einer ord-
nungsmäßigen Kassenwirtschaft (Kas-
senverstärkungskredite).  
 

2 Soweit diese Kassenverstärkungskredi-
te zurückgezahlt sind, kann die Ermäch-
tigung wiederholt in Anspruch genom-
men werden.  
3 Kassenverstärkungskredite dürfen nicht 
später als sechs Monate nach Ablauf des 
Haushaltsjahres, für das sie aufgenom-
men worden sind, fällig werden.  
 

Die Regelung entspricht dem geltenden 
§ 18 Absatz 2 BHO. 

§ 2 Grundsätze für die Veranschla-
gung von Kreditaufnahmen zur De-
ckung von Ausgaben 

 

(1) 1 Einnahmen und Ausgaben sind bei 
der Veranschlagung in einer konjunktu-
rellen Normallage grundsätzlich ohne 
Einnahmen aus Krediten auszugleichen; 
Einnahmen und Ausgaben sind um finan-
zielle Transaktionen zu bereinigen. 2 Eine 
Kreditaufnahme von bis zu 0,35 vom 
Hundert im Verhältnis zum nominalen 
Bruttoinlandsprodukt ist als Struktur-
komponente zulässig.  
 

Absatz 1 Satz 1 beinhaltet den Grund-
satz eines konjunkturbereinigt ohne Kre-
ditaufnahme aufzustellenden Haushalts. 
Der letzte Halbsatz regelt, dass der Aus-
gleich des Haushalts unter Bereinigung 
um die finanziellen Transaktionen erfolgt. 
Satz 2 beinhaltet als Abweichungsmög-
lichkeit vom Grundsatz des Satzes 1 die 
Möglichkeit einer der Höhe nach begrenz-
ten strukturellen Verschuldung.  

 
(2) Wird für das Haushaltsjahr eine von 
der Normallage abweichende wirtschaftli-
che Entwicklung erwartet, verändert sich 
die Höchstgrenze der zu veranschlagen-
den Einnahmen aus Krediten nach Absatz 
1 als Konjunkturkomponente um diejeni-

Absatz 2 beschreibt die Konjunkturkom-
ponente, zu deren Bestimmung die wirt-
schaftliche Entwicklung einzuschätzen ist. 
Wird eine Abweichung von der konjunktu-
rellen Normallage erwartet, sind der ent-
sprechende Kreditbedarf bzw. Überschüs-
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gen Einnahmen aus Krediten bzw. die 
Haushaltsüberschüsse, die der erwarte-
ten Wirkung der konjunkturellen Ent-
wicklung auf den Haushalt entsprechen. 
 

se zu veranschlagen. Der Verschuldungs-
rahmen wird durch die hinzutretende 
Konjunkturkomponente in konjunkturell 
schlechten Zeiten entsprechend erwei-
tert, in konjunkturell guten Zeiten ent-
sprechend verringert und ggf. völlig auf-
gezehrt. Ist der berechnete Überschuss 
größer als der Verschuldungsrahmen, ist 
ein echter Überschuss (d.h. Tilgungen) zu 
veranschlagen. 

 

§ 3 Bereinigung um finanzielle Tran-
saktionen  

 

Aus den Ausgaben nach § 2 Absatz 1, 
1. Halbsatz sind die Ausgaben für den 
Erwerb von Beteiligungen, für Tilgungen 
an den öffentlichen Bereich und für die 
Darlehensvergabe herauszurechnen, aus 
den Einnahmen nach § 2 Absatz 1, 
1. Halbsatz diejenigen aus der Veräuße-
rung von Beteiligungen, aus der Kredit-
aufnahme beim öffentlichen Bereich so-
wie aus Darlehensrückflüssen. 
 

§ 3 regelt das Nähere zur Bestimmung 
der finanziellen Transaktionen nach § 2 
Absatz 1 Satz 1. Die Berücksichtigung 
von sog. finanziellen Transaktionen im 
Rahmen der Schuldenregel führt zu ei-
ner Annäherung des Haushaltssaldos an 
den Finanzierungssaldo der Maastricht-
Rechnung, der dem Konzept der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
(VGR) folgt. Als finanzielle Transaktionen 
werden in den VGR – und damit in der 
Maastricht-Rechnung – nicht-vermögens-
wirksame Einnahmen und Ausgaben be-
zeichnet. Die für die Schuldenregel ge-
wählte Abgrenzung folgt aus Gründen der 
Praktikabilität dem Konzept einer VGR-
nahen Abgrenzung, indem nur die finan-
ziellen Transaktionen berücksichtigt wer-
den, die den Haushalten unmittelbar ent-
nommen werden können. 

 
§ 4 Grundlagen zur Bestimmung ei-
ner zulässigen strukturellen Kredit-
aufnahme  

 

1 Das zur Bestimmung der zulässigen 
strukturellen Kreditaufnahme nach § 2 
Absatz 1 Satz 2 maßgebliche Bruttoin-
landsprodukt wird durch das Statistische 
Bundesamt ermittelt.  
 
2 Zugrundezulegen ist das nominale Brut-
toinlandsprodukt des der Aufstellung des 
Haushalts vorangegangenen Jahres.  
 

In § 4 werden Details der Berechnung der 
zulässigen strukturellen Kreditaufnahme, 
insbesondere zum zugrunde zu legenden 
Bruttoinlandsprodukt normiert. Soweit 
der Haushaltsplan für zwei Jahre – nach 
Jahren getrennt – aufgestellt wird (Dop-
pelhaushalt), gilt entsprechend für das 
zweite Jahr ebenfalls das für das erste 
Jahr zugrunde zu legende Bruttoinlands-
produkt. 

 
§ 5 Konjunkturkomponente  
 

In § 5 werden Details der Ermittlung der 
Konjunkturkomponente geregelt. Mit der 
Konjunkturkomponente wird die Größen-
ordnung der zulässigen konjunkturellen 
Verschuldung bzw. der aus konjunkturel-



[24] 
 

 

len Gründen zu erwirtschaftenden Über-
schüsse ermittelt. Die Konjunkturkompo-
nente ergibt sich als Produkt aus der Pro-
duktionslücke (Absatz 2) und der Budget-
sensitivität (Absatz 3). 

 

(1) Die Höhe der zu veranschlagenden 
konjunkturell bedingten Einnahmen aus 
Krediten oder der Haushaltsüberschüsse 
nach § 2 Absatz 2 wird aus der Abwei-
chung der erwarteten wirtschaftlichen 
Entwicklung von der konjunkturellen 
Normallage abgeleitet.  
 

Absatz 1 verdeutlicht, dass die zulässige 
strukturelle Verschuldung durch die Kon-
junkturkomponente entsprechend der 
Abweichung der erwarteten wirtschaftli-
chen Entwicklung von der Normallage 
eine Erweiterung oder Verminderung er-
fährt. 

 
(2) 1 Eine Abweichung der wirtschaftli-
chen Entwicklung von der konjunkturel-
len Normallage liegt vor, wenn eine Un-
ter- oder Überauslastung der gesamt-
wirtschaftlichen Produktionskapazitäten 
erwartet wird (Produktionslücke). 2 Dies 
ist der Fall, wenn das auf der Grundlage 
eines Konjunkturbereinigungsverfahrens 
zu schätzende Produktionspotenzial vom 
erwarteten Bruttoinlandsprodukt für das 
Haushaltsjahr, für das der Haushalt auf-
gestellt wird, abweicht. 
 

Absatz 2 definiert die Abweichung von 
der konjunkturellen Normallage als Pro-
duktionslücke, die sich in einer Unter- 
oder Überauslastung der gesamtwirt-
schaftlichen Produktionskapazitäten äu-
ßert. Eine solche Produktionslücke liegt 
vor, wenn das zu schätzende Produkti-
onspotenzial vom erwarteten Bruttoin-
landsprodukt abweicht. Die Schätzung 
des Produktionspotenzials erfolgt auf der 
Grundlage eines Konjunkturbereinigungs-
verfahrens, das neben weiteren Einzelhei-
ten durch Rechtsverordnung nach Absatz 
5 festgelegt wird und regelmäßig zu  
überprüfen und fortzuentwickeln ist. 

 

(3) Die Konjunkturkomponente ergibt 
sich als Produkt aus der Produktionslücke 
und der Budgetsensitivität, die angibt, 
wie sich die Einnahmen und Ausgaben 
des Bundes bei einer Veränderung der 
gesamtwirtschaftlichen Aktivität verän-
dern.  
 

Absatz 3 beinhaltet die Formel zur Be-
rechnung der Konjunkturkomponente und 
definiert die Budgetsensitivität als Zah-
lenwert, der angibt, wie sich die Einnah-
men und Ausgaben des Bundes bei einer 
Veränderung der gesamtwirtschaftlichen 
Aktivität verändern.  

 

(4) 1 Das Bundesministerium der Finan-
zen legt im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium für Wirtschaft und Tech-
nologie die Einzelheiten des Verfahrens 
zur Bestimmung der Konjunkturkompo-
nente in Übereinstimmung mit dem im 
Rahmen des Europäischen Stabilitäts- 
und Wachstumspaktes angewandten 
Konjunkturbereinigungsverfahren durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates fest. 2 Das Verfahren ist re-
gelmäßig unter Berücksichtigung des 
Standes der Wissenschaft zu überprüfen 
und fortzuentwickeln. 

Absatz 4 enthält die Ermächtigung, das 
Konjunkturbereinigungsverfahren durch 
Rechtsverordnung zu regeln. Durch den 
ergänzenden Hinweis auf das auf europä-
ischer Ebene angewandte Verfahren wird 
die Konsistenz mit dem Regelwerk des 
Europäischen Stabilitäts- und Wachs-
tumspaktes sichergestellt. 
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§ 6 Ausnahmesituationen 
 

 

1Im Falle von Naturkatastrophen oder 
außergewöhnlichen Notsituationen, die 
sich der staatlichen Kontrolle entziehen 
und die staatliche Finanzlage erheblich 
beeinträchtigen, können die Kreditgren-
zen nach § 2 aufgrund eines Beschlusses 
des Bundestages nach Artikel 115 Absatz 
2 Satz 6 Grundgesetz überschritten wer-
den.  

In § 6 wird entsprechend der Regelung in 
Artikel 115 Absatz 2 Satz 6 Grundgesetz 
die Möglichkeit eröffnet, im Fall von Na-
turkatastrophen oder außergewöhnlichen 
Notsituationen Kredite über die sich aus 
§§ 2 bis 5 ergebenden Grenzen hinaus 
aufzunehmen. Dadurch soll die Hand-
lungsfähigkeit des Staates zur Krisenbe-
wältigung gewährleistet werden. Da eine 
abschließende enumerative verfassungs-
rechtliche Benennung möglicher Notsitua-
tionen wegen der Vielzahl und Unter-
schiedlichkeit denkbarer Anwendungsfälle 
nicht möglich ist, erfolgt eine Eingren-
zung durch drei Kriterien, die gleichzeitig 
erfüllt sein müssen:  

• Die Notsituation muss außergewöhn-

lich sein,  

• ihr Eintritt muss sich der Kontrolle des 

Staates entziehen, und  

• sie muss den Haushalt erheblich be-

einträchtigen.  

Naturkatastrophen sind in Orientierung 
an der Staatspraxis zur Amtshilfe nach 
Artikel 35 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 
Grundgesetz unmittelbar drohende Ge-
fahrenzustände oder Schädigungen von 
erheblichem Ausmaß, die durch Naturer-
eignisse ausgelöst werden (z.B. Erdbe-
ben, Hochwasser, Unwetter, Dürre, Mas-
senerkrankungen). Außergewöhnliche 
Notsituationen, die sich der staatlichen 
Kontrolle entziehen, mithin auf äußeren 
Einflüssen beruhen, die nicht oder im 
Wesentlichen nicht der staatlichen Kon-
trolle unterliegen, können beispielsweise 
sein: 

• besonders schwere Unglücksfälle im 
Sinne des Artikels 35 Absatz 2 Satz 2 
und Absatz 3 Grundgesetz, d.h. Scha-
densereignisse von großem Ausmaß 
und von Bedeutung für die Öffentlich-
keit, die durch Unfälle, technisches 
oder menschliches Versagen ausgelöst 
oder von Dritten absichtlich herbeige-
führt werden;  

• eine plötzliche Beeinträchtigung der 
Wirtschaftsabläufe in einem extremen 
Ausmaß aufgrund eines exogenen 
Schocks, wie beispielsweise der aktu-
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ellen Finanzkrise, die aus Gründen des 
Gemeinwohls aktive Stützungsmaß-
nahmen des Staates zur Aufrechter-
haltung und Stabilisierung der Wirt-
schaftsabläufe gebietet. 

Auch ein Ereignis von positiver histori-
scher Tragweite, wie die Deutsche Wie-
dervereinigung, das einen erheblichen 
Finanzbedarf auslöst, kann einen Anwen-
dungsfall der Klausel bilden. 

Zyklische Konjunkturverläufe i.S. von 
Auf- und Abschwung sind demgegenüber 
keine außergewöhnlichen Ereignisse. Die-
sen ist im Rahmen der Schuldenregel 
allein durch die Konjunkturkomponente 
Rechnung zu tragen. 
 
Das Erfordernis der erheblichen Beein-
trächtigung der Finanzlage bezieht sich 
auf den Finanzbedarf zur Beseitigung der 
aus einer Naturkatastrophe resultieren-
den Schäden und etwaigen vorbeugenden 
Maßnahmen. Gleiches gilt zur Bewälti-
gung und Überwindung einer außerge-
wöhnlichen Notsituation. 

 

Der zur Inanspruchnahme der Ausnahme 
im Einzelfall erforderliche Parlamentsbe-
schluss muss mit qualifizierter Mehrheit 
(Mehrheit der Mitglieder des Bundesta-
ges) gefasst werden. 
Dieser Beschluss kann ein Gesetzesbe-
schluss sein. Denkbar ist aber auch ein 
Parlamentsbeschluss, der in der Regel im 
Zusammenhang mit der Beschlussfas-
sung über das Haushaltsgesetz erfolgt, 
mit dem Kreditaufnahmen über die Re-
gelgrenzen hinaus ermöglicht werden. 
 

2 Dieser Beschluss ist mit einem Til-
gungsplan zu verbinden. Die Rückfüh-
rung der nach Satz 1 aufgenommenen 
Kredite hat binnen eines angemessenen 
Zeitraumes zu erfolgen. 

Die Rückführung der nach § 6 zusätzlich 
aufgenommenen Kredite hat binnen eines 
angemessenen Zeitraums zu erfolgen. 
Für die Angemessenheit des Rückfüh-
rungszeitraums ist neben dem Ausmaß 
der zusätzlichen Kreditaufnahme auch die 
Einschätzung der konjunkturellen Lage 
von Bedeutung. Ebenso wie die die Ab-
bauverpflichtung für das Kontrollkonto 
nach § 7 überlagert auch eine Rückfüh-
rungspflicht für die nach § 6 aufgenom-
menen zusätzlichen Kredite zwangsläufig 
den Konjunkturzyklus und die Konjunk-
turkomponente. Andererseits stellt aber 
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die Rückführungspflicht sicher, dass die 
in der Ausnahmesituation aufgenomme-
nen Schulden möglichst zeitnah zurück-
geführt werden und kein Anreiz für eine 
extensive Auslegung der Ausnahmerege-
lung geschaffen wird. Sowohl die Rück-
führungspflicht binnen eines angemesse-
nen Zeitraums als auch ein konjunkturge-
rechter Abbau des Kontrollkontos muss 
jeweils beide Gesichtspunkte berücksich-
tigen. Die Rückführungspflicht kann so-
wohl durch einnahmeseitige als auch 
ausgabeseitige Maßnahmen erfüllt wer-
den. 

§ 7 Kontrollkonto 
 

Die Vorschrift regelt das Kontrollkonto 
nach Artikel 115 Absatz 2 Satz 4 Grund-
gesetz und die Berechnung der zu bu-
chenden Abweichungen.  

 

(1) 1 Weicht die tatsächliche Kreditauf-
nahme von dem Betrag ab, der sich nach 
Abschluss des betreffenden Haushalts-
jahres auf der Grundlage der tatsächli-
chen Wirkung der konjunkturellen Ent-
wicklung auf den Haushalt nach § 2 als 
Obergrenze ergibt, wird diese Abwei-
chung auf einem Verrechnungskonto 
(Kontrollkonto) verbucht. 2 Soweit von 
der Ausnahmeregelung des Artikels 115 
Absatz 2 Satz 6 Grundgesetz Gebrauch 
gemacht worden ist, ist der zu verbu-
chende Betrag um die aufgrund des ent-
sprechenden Beschlusses erhöhte Netto-
kreditaufnahme zu bereinigen. 3 Die zu 
verbuchende Abweichung wird jährlich 
zum 1. März des dem Haushaltsjahr fol-
genden Jahres festgestellt und im weite-
ren Jahresverlauf aktualisiert, abschlie-
ßend zum 1. September des dem Haus-
haltsjahr folgenden Jahres. 
 

Absatz 1 Satz 1 legt fest, dass der kon-
junkturelle Verschuldungsspielraum an-
hand der tatsächlichen Entwicklung des 
Bruttoinlandsproduktes des abgelaufenen 
Haushaltsjahres neu berechnet wird. Die 
ermittelte zulässige konjunkturelle Ver-
schuldung bzw. der zu erzielende kon-
junkturbedingte Überschuss wird dann 
auf den Betrag der tatsächlichen Netto-
kreditaufnahme angerechnet. Ist die 
Ausnahmeregelung des Artikels 115 Ab-
satz 2 Satz 6 Grundgesetz in Anspruch 
genommen worden, so erfolgt eine Berei-
nigung um den Betrag, um den die Net-
tokreditaufnahme aufgrund des entspre-
chenden Beschlusses erhöht wurde. Der 
verbleibende Betrag ist im nächsten 
Schritt mit der nach Absatz 1 Satz 3 zu-
lässigen strukturellen Verschuldung unter 
Einbeziehung der tatsächlichen finanziel-
len Transaktionen zu vergleichen. Abwei-
chungen (positive wie negative) werden 
auf dem Kontrollkonto verbucht. 

 

(2) 1 Bei negativem Saldo ist auf einen 
Ausgleich des Kontrollkontos hinzuwir-
ken. Der negative Saldo des Kontrollkon-
tos soll einen Schwellenwert von 1,5 vom 
Hundert im Verhältnis zum nominalen 
Bruttoinlandsprodukt nicht überschrei-
ten. 2 Das maßgebliche Bruttoinlandspro-
dukt bestimmt sich nach § 4. 
 

Die Regelung in Absatz 2 zielt darauf ab, 
dass der negative Saldo des Kontrollkon-
tos einen Schwellenwert von 1,5 vom 
Hundert im Verhältnis zum nominalen 
Bruttoinlandsprodukt nicht überschreiten 
soll. Daher ist generell auf einen Aus-
gleich des Kontrollkontos hinzuwirken.  
 
 
 



[28] 
 

 

(3) Ist der Saldo des Kontrollkontos ne-
gativ und überschreitet der Betrag des 
Saldos 1 vom Hundert im Verhältnis zum 
nominalen Bruttoinlandsprodukt, verrin-
gert sich die Kreditermächtigung nach 
§ 2 Absatz 1 Satz 2 jeweils im nächsten 
Jahr um den überschießenden Betrag, 
höchstens aber um 0,35 vom Hundert im 
Verhältnis zum nominalen Bruttoinlands-
produkt; die Verringerung wird nur wirk-
sam in Jahren mit positiver Veränderung 
der Produktionslücke. 
 
 

Die in Absatz 3 geregelte Abbauver-
pflichtung wird so konjunkturunschädlich 
wie möglich gestaltet, damit die durch 
§ 2 Absatz 2 gewährleistete konjunktur-
gerechte Finanzpolitik in möglichst gerin-
gem Umfang durch die Belastungen aus 
der Abbauverpflichtung überlagert wird. 
Dies wird dadurch sichergestellt, dass 
einerseits eine Abbauverpflichtung nur in 
Jahren mit positiver Veränderung der 
Produktionslücke eintritt und diese auf 
einen Anteil von 0,35 vom Hundert im 
Verhältnis zum nominalen Bruttoinlands-
produkt limitiert wird, andererseits die 
Abbauverpflichtung bereits bei Über-
schreitung eines Schwellenwertes von 
1 vom Hundert im Verhältnis zum nomi-
nalen Bruttoinlandsprodukt einsetzt, also 
deutlich vor Erreichen des in Artikel 115 
Absatz 2 Satz 4 Grundgesetz normierten 
Schwellenwertes. 

Die Abbauverpflichtung kann sowohl 
durch einnahmeseitige als auch ausgabe-
seitige Maßnahmen erfüllt werden. 

 
§ 8 Abweichungsrechte bei Nachträ-
gen zum Haushaltsgesetz und zum 
Haushaltsplan 
 

Durch diese Vorschrift werden die Rege-
lungen des Artikels 115 Absatz 2 Satz 4 
und 5 Grundgesetz zum Kontrollkonto für 
den Fall konkretisiert, dass im Haushalts-
vollzug ein Nachtragshaushalt erforderlich 
wird. Denn die tatsächliche Inanspruch-
nahme dieser im Rahmen des Vollzugs 
erforderlich gewordenen zusätzlichen 
Kreditermächtigung wird nach der Sys-
tematik des Artikels 115 Absatz 2 Satz 4 
Grundgesetz auf dem Kontrollkonto ver-
bucht.  
 

1 Bei Nachträgen zum Haushaltsgesetz 
und zum Haushaltsplan kann die nach 
§ 2 Absatz 1 Satz 2 ermittelte zulässige 
Kreditaufnahme bis zu einem Betrag in 
Höhe von 3 vom Hundert der veran-
schlagten Steuereinnahmen überschrit-
ten werden.  
 

Satz 1 erlaubt eine beschränkte Ermäch-
tigung zur Überschreitung der nach Arti-
kel 115 Absatz 2 Satz 2 Grundgesetz zu-
lässigen Obergrenze für die Krediter-
mächtigung im Rahmen eines Nachtrags-
haushaltes, der aufgrund einer nicht vor-
hergesehenen Entwicklung der Einnah-
men oder Ausgaben erforderlich werden 
kann, ohne dass eine Ausnahmesituation 
nach Absatz 2 Satz 6 vorliegt. Dies setzt 
voraus, dass der Entwicklung durch Be-
wirtschaftungsmaßnahmen nicht entge-
gengewirkt werden kann. Die Obergrenze 
für eine Überschreitung der Regelgrenze 
der strukturellen Verschuldung im Rah-
men eines Nachtrags wird in Höhe von 



[29] 
 

 

3 vom Hundert der veranschlagten Steu-
ereinnahmen festgelegt.  
 

2 In diesem Nachtrag dürfen keine neuen 
Maßnahmen veranschlagt werden, die zu 
Mehrausgaben oder zu Mindereinnahmen 
führen. 

Satz 2 beinhaltet das Verbot, mit dem 
Nachtrag neue Maßnahmen (z.B. auch 
Leistungsverbesserungen) zu veranschla-
gen, die zu Mehrausgaben oder zu Min-
dereinnahmen führen. Mit dieser Rege-
lung wird ausdrücklich sichergestellt, 
dass die strukturelle Verschuldungskom-
ponente nicht durch zusätzliche diskreti-
onäre Maßnahmen erhöht wird und damit 
die für die strukturelle Verschuldung gel-
tende Grenze umgangen wird. Die Rege-
lung gilt vielmehr nur für unvorhergese-
hene Abweichungen, die sich im Vollzug 
ergeben haben und die bestehenden Kre-
ditermächtigungen überschreiten und 
damit einen Nachtragshaushalt erforder-
lich machen. 
 

3 Zur Ermittlung der Konjunkturkompo-
nente wird ausschließlich die erwartete 
wirtschaftliche Entwicklung aktualisiert. 

Satz 3 bestimmt, dass zur Neuermittlung 
der Konjunkturkomponente zum Zeit-
punkt der Aufstellung des Nachtrags-
haushalts allein eine Veränderung des 
erwarteten Bruttoinlandsproduktes be-
rücksichtigt und keine neue Potenzial-
schätzung vorgenommen wird.  
 

4 Die Regelungen des § 7 bleiben unbe-
rührt. 

Satz 4 stellt klar, dass eine auf der zu-
sätzlichen Ermächtigung beruhende Ü-
berschreitung der Regelgrenze der struk-
turellen Verschuldung im Unterschied zur 
Sondersituation nach § 6 das Kontroll-
konto belastet. Kreditaufnahmen auf-
grund des Nachtragshaushaltes, die sich 
in der rückwirkenden Betrachtung nach 
§ 7 als strukturell erweisen und zur Über-
schreitung der Grenze nach § 2 Absatz 1 
Satz 2 führen, werden daher auf dem 
Kontrollkonto verbucht. Hierdurch ist die 
Einhaltung des Grundsatzes nach Artikel 
115 Grundgesetz sichergestellt. 

§ 9 Inkrafttreten; Übergangsrege-
lung 

 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach sei-
ner Verkündung in Kraft. 
 
(2) Dieses Gesetz ist erstmals auf den 
Bundeshaushalt des Jahres 2011 anzu-
wenden.  
 
(3) § 2 Absatz 1 dieses Gesetzes findet 
im Zeitraum vom 1. Januar 2011 bis zum 
31. Dezember 2015 mit der Maßgabe 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten 
und konkretisiert in Absatz 3 auf der 
Grundlage der Ermächtigung in Artikel 
143d Absatz 1 Grundgesetz den für den 
Bund bis Ende des Jahres 2015 geltenden 
Anpassungspfad. 
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Anwendung, dass das strukturelle De-
fizit des Haushaltsjahres 2010 ab 
dem Jahr 2011 in gleichmäßigen 
Schritten zurückgeführt wird. 
 
 
 
 
 

6. Artikel 143d Absatz 1 Grundgesetz (neu)  
 
Artikel 143d Grundgesetz – Absatz 1 
[Übergangsregelung zu Artikel 109 
und 115]  

 

1 Artikel 109 und 115 in der Fassung 
des Gesetzes …(alte Fassung) sind 
letztmals auf das Haushaltsjahr 
2010 anzuwenden. Artikel 109 und 
115 in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung des Grundgesetzes vom … 
(neue Fassung) sind erstmals für 
das Haushaltsjahr 2011 anzuwen-
den; am 31. Dezember 2010 beste-
hende Kreditermächtigungen für be-
reits eingerichtete Sondervermögen 
bleiben unberührt. 
 
 

Die Übergangsvorschrift legt fest, dass 
die Neufassung der Artikel 109 und 115 
Grundgesetz erstmals mit Wirkung für 
das Haushaltsjahr 2011 Anwendung fin-
det. Zudem werden Zeitraum und Moda-
litäten einer zulässigen Abweichung von 
den Vorgaben für die Kreditaufnahme 
bestimmt. 
 
Satz 1 erklärt für das Haushaltsjahr 
2010 die Artikel 109 und 115 Grundge-
setz in ihrer bisherigen Fassung für wei-
ter anwendbar. Die neue Fassung dieser 
beiden Artikel ist erstmals für das Haus-
haltsjahr 2011 anzuwenden, allerdings 
während einer Übergangsphase in modi-
fizierter Form (Satz 4). 
 
Die bisherige Möglichkeit, Sondervermö-
gen mit eigener Kreditermächtigung au-
ßerhalb des Bundeshaushalts einzurich-
ten, entfällt ab dem 1. Januar 2011. Dies 
soll aber nur für die Zukunft gelten. Be-
reits eingerichtete Sondervermögen wer-
den hiervon nicht tangiert, da solche 
Sondervermögen dem System der neuen 
Schuldenregel fremd sind und sich nicht 
zur Integration in das neue Regime eig-
nen. 
 
Zugleich wird damit finanzpolitisch ein 
klarer Schnitt vorgenommen, der eine 
Beeinträchtigung der Wirksamkeit der 
neuen Schuldenregel durch in der Ver-
gangenheit in spezifischen Sondersituati-
onen begründete Belastungen vermeidet. 
 

2 Die Länder dürfen im Zeitraum vom 
1. Januar 2011 bis zum 
31. Dezember 2019 nach Maßgabe 

Für die Länder wird in Satz 2 eine Über-
gangsphase festgelegt, die am  
1. Januar 2011 beginnt und am 
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der geltenden landesrechtlichen Re-
gelungen von den Vorgaben des Ar-
tikels 109 Absatz 3 abweichen. 
 

31. Dezember 2019 endet. Solange gel-
ten grundsätzlich ausschließlich die bis-
her geltenden landesrechtlichen Rege-
lungen zur Kreditaufnahme und deren 
Begrenzung. 
 

3 Die Haushalte der Länder sind so 
aufzustellen, dass im Haushaltsjahr 
2020 die Vorgabe aus Artikel 109 
Absatz 3 Satz 5 erfüllt wird. 
 

Satz 3 überantwortet dem Landesge-
setzgeber die Aufgabe, die Zielerrei-
chung im Jahre 2020 durch entspre-
chende Gestaltung der Haushalte in der 
Übergangsphase sicherzustellen. Ein 
konkreter Pfad zum Abbau vorhandener 
Finanzierungsdefizite wird den Ländern 
nicht vorgegeben. 
 

4 Der Bund kann im Zeitraum vom 
1. Januar 2011 bis zum 31. Dezem-
ber 2015 von der Vorgabe des Arti-
kels 115 Absatz 2 Satz 2 abweichen. 
 

Satz 4 regelt den Übergangszeitraum für 
den Bund und erlaubt Überschreitungen 
der in Artikel 115 Absatz 2 Satz 2 Grund-
gesetz festgelegten Obergrenze von 0,35 
vom Hundert im Verhältnis zum nomina-
len Bruttoinlandsprodukt.  
 

5 Mit dem Abbau des bestehenden 
Defizits soll im Haushaltsjahr 2011 
begonnen werden. Die jährlichen 
Haushalte sind so aufzustellen, dass 
im Haushaltsjahr 2016 die Vorgabe 
aus Artikel 115 Absatz 2 Satz 2 er-
füllt wird; das Nähere regelt ein 
Bundesgesetz.  
 

Satz 5 trägt dem Gesichtspunkt Rech-
nung, dass der Bund in der Übergangs-
phase sein strukturelles Defizit abbauen 
muss. Hiermit soll im Jahre 2011 begon-
nen werden. Die Soll-Regelung trägt der 
im Zeitpunkt des Abschlusses des Ge-
setzgebungsverfahrens noch nicht aus-
geräumten Prognoseunsicherheit Rech-
nung, ob im Jahre 2011 keine weiteren 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Fi-
nanzmarktkrise oder zur Überwindung 
ihrer negativen Auswirkungen erforder-
lich werden. An dem Endzeitpunkt der 
Übergangsphase ändert dies nichts. 
 

 
 
 
 
Konsolidierungshilfen sollen es den Ländern Bremen, Saarland, Berlin, 
Schleswig-Holstein und Sachsen-Anhalt, deren Haushaltssituation besonders 
schwierig ist, ermöglichen, bis zum Jahre 2020 einen ausgeglichenen Haushalt 
zu erreichen bzw. zu erhalten. Die Konsolidierungshilfen in Höhe von insge-
samt 800 Millionen € pro Jahr werden für eine Laufzeit von neun Jahren soli-
darisch von den Ländern und dem Bund aufgebracht werden. Mit diesen Hilfen 
sollen die betreffenden Länder in die Lage versetzt werden, ab dem Jahr 2020 
die neue Schuldenregel einhalten zu können. Das bedeutet ein strenges Be-
gleitregime, das mit einer Bestandsaufnahme des strukturellen Haushaltsdefi-
zits beginnt, einen Abbaupfad bis 2020 festlegt und jährlich kontrolliert wird. 
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7. Artikel 143d Absatz 2 und 3 Grundgesetz (neu)  
 
Artikel 143d Grundgesetz – Absatz 2 
und 3 
[Konsolidierungshilfen]  

Begründung 
 

Absatz 2  
1 Als Hilfe zur Einhaltung der Vorga-
ben des Artikels 109 Absatz 3 ab 
dem 1. Januar 2020 können den 
Ländern Berlin, Bremen, Saarland, 
Sachsen-Anhalt und Schleswig-
Holstein für den Zeitraum 2011 bis 
2019 Konsolidierungshilfen aus dem 
Haushalt des Bundes in Höhe von 
insgesamt 800 000 000 Euro jährlich 
gewährt werden. 
 
 

Satz 1 schafft die verfassungsrechtliche 
Grundlage für die Gewährung von Kon-
solidierungshilfen der bundesstaatlichen 
Gemeinschaft an die genannten Länder. 
Die Hilfen sollen es den Ländern vor dem 
Hintergrund ihrer im Vergleich zu den 
übrigen Ländern schwierigen Haushalts-
situation ermöglichen, die Vorgabe eines 
strukturell ausgeglichenen Haushalts, die 
sich aus Artikel 109 Absatz 3 Grundge-
setz ergibt, zum 1. Januar 2020, als dem 
nach Absatz 1 insoweit maßgeblichen 
Termin, einzuhalten. 
Dabei wurden insbesondere die Zinslas-
ten, Schuldenstände und Haushaltsstruk-
turen berücksichtigt. Die Hilfen sollen 
daher für den Zeitraum von 2011 bis 
2019 gewährt werden.  
 

2 Davon entfallen auf Bremen 
300 000 000 Euro, auf das Saarland 
260 000 000 Euro und auf Berlin, 
Sachsen-Anhalt und Schleswig-
Holstein jeweils 80 000 000 Euro. 
 

Satz 2 regelt die Verteilung des Gesamt-
jahresbetrages von 800 Mio. Euro auf die 
einzelnen hilfeberechtigten Länder. 
Dabei wurden insbesondere die Zinslas-
ten, Schuldenstände und Haushaltsstruk-
turen berücksichtigt. 
 

3 Die Hilfen werden auf der Grundla-
ge einer Verwaltungsvereinbarung 
nach Maßgabe eines Bundesgesetzes 
mit Zustimmung des Bundesrates 
geleistet. 
 
 

Satz 3 gibt vor, dass die Hilfen auf der 
Grundlage einer noch zu schließenden 
Verwaltungsvereinbarung gewährt wer-
den. Die wesentlichen Inhalte der Ver-
waltungsvereinbarung werden durch ein 
Bundesgesetz vorgegeben. 
 

4 Die Gewährung der Hilfen setzt ei-
nen vollständigen Abbau der Finan-
zierungsdefizite bis zum Jahresende 
2020 voraus. 
 

Satz 4 verlangt als Voraussetzung für 
die Gewährung der Hilfeleistung an die 
einzelnen Länder, dass diese sich in der 
Verwaltungsvereinbarung zu einem voll-
ständigen Abbau ihrer strukturellen Fi-
nanzierungsdefizite bis zum Ablauf des 
Jahres 2020 verpflichten. Nur mit dieser 
Maßgabe rechtfertigen sich die Hilfeleis-
tungen von Bund und übrigen Ländern, 
die auch selbst erhebliche Anstrengun-
gen zur Einhaltung der Kreditbegren-
zungsregelung vornehmen müssen. 
 

5 Das Nähere, insbesondere die jähr-
lichen Abbauschritte der Finanzie-
rungsdefizite, die Überwachung des 

Satz 5 enthält weitere Vorgaben hin-
sichtlich der näheren Ausgestaltung der 
Konsolidierungshilfen durch Bundesge-
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Abbaus der Finanzierungsdefizite 
durch den Stabilitätsrat sowie die 
Konsequenzen im Falle der Nichtein-
haltung der Abbauschritte, wird 
durch Bundesgesetz mit Zustim-
mung des Bundesrates und durch 
Verwaltungsvereinbarung geregelt. 
 

setz und darauf gestützte Verwaltungs-
vereinbarung. Dies betrifft die Festle-
gung der konkreten Abbauschritte für 
das Finanzierungsdefizit, zu denen sich 
das jeweilige Empfängerland in der Ver-
waltungsvereinbarung verpflichten muss, 
die Überwachung der Einhaltung dieser 
Schritte durch den Stabilitätsrat nach 
Artikel 109a Grundgesetz und Regelun-
gen über die Folgen einer Nichteinhal-
tung des Abbaupfades. 
 

6 Die gleichzeitige Gewährung der 
Konsolidierungshilfen und Sanie-
rungshilfen aufgrund einer extremen 
Haushaltsnotlage sind ausgeschlos-
sen. 
 

Satz 6 bestimmt, dass die Empfänger 
der Konsolidierungshilfe nicht gleichzeitig 
Hilfeleistungen der bundesstaatlichen 
Gemeinschaft wegen einer extremen 
Haushaltsnotlage beanspruchen können. 
Das bedeutet, dass insbesondere die 
Länder Bremen und Saarland im Falle 
der Inanspruchnahme der Hilfen ihre auf 
Zahlung von Sanierungshilfen gerichte-
ten Verfahren vor dem Bundesverfas-
sungsgericht für erledigt erklären müs-
sen. 
 

Absatz 3  
1 Die sich aus der Gewährung der 
Konsolidierungshilfen ergebende 
Finanzierungslast wird hälftig von 
Bund und Ländern, von letzteren aus 
ihrem Umsatzsteueranteil, getragen.  
2 Das Nähere wird durch Bundesge-
setz mit Zustimmung des Bundesra-
tes geregelt. 
 

Absatz 3 bestimmt, dass die Konsolidie-
rungshilfen je zur Hälfte von Bund und 
der Ländergesamtheit getragen werden. 
Dabei wird der Anteil der Länder zuguns-
ten des Bundes aus dem Umsatzsteuer-
anteil der Länder aufgebracht. Die Aus-
zahlung der Hilfen erfolgt durch den 
Bund. Das Nähere wird im Finanzaus-
gleichsgesetz geregelt. 
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8. Gewährung von Konsolidierungshilfen – Gesetzliche Regelungen 
 
Ausführungsgesetz zu Artikel 143d 
Grundgesetz (neu) 
[Gesetz zur Gewährung von Konso-
lidierungshilfen] 

Begründung 

§ 1 Konsolidierungshilfen 
 

 

(1) Als Hilfe zur Einhaltung der 
Vorgaben des Artikels 109 Absatz 3 
ab dem 1. Januar 2020 können die 
Länder Berlin, Bremen, Saarland, 
Sachsen-Anhalt und Schleswig-
Holstein aufgrund einer Verwal-
tungsvereinbarung nach Maßgabe 
dieses Gesetzes für den Zeitraum 
2011 bis 2019 Konsolidierungshil-
fen aus dem Bundeshaushalt in Hö-
he von 800 000 000 Euro jährlich 
erhalten. 

Die Länder Berlin, Bremen, Saarland, 
Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein 
erhalten auf der Grundlage von Artikel 
143d Absatz 2 und 3 Grundgesetz für den 
Zeitraum 2011 bis 2019 Konsolidierungshil-
fen in Höhe von 800 Mio. Euro jährlich. Die 
Konsolidierungshilfen sollen es den ge-
nannten Ländern ermöglichen, im Jahr 
2020 die Vorgaben des Artikels 109 Ab-
satz 3 Grundgesetz einzuhalten. Vorausset-
zung für die Auszahlung der Hilfen ist der 
Abschluss einer Verwaltungsvereinbarung 
zwischen Bund und dem jeweiligen Land. 

(2) Der Jahresbetrag nach Absatz 1 
wird wie folgt auf die genannten 
Länder verteilt: 
Berlin                     80 000 000 Euro 
Bremen         300 000 000 Euro 
Saarland         260 000 000 Euro 
Sachsen-Anhalt 80 000 000 Euro 
Schleswig- 
Holstein  80 000 000 Euro. 
 

Absatz 2 regelt die Verteilung der Konsoli-
dierungshilfen auf die einzelnen Länder. 

(3) Die Auszahlung der Jahresbe-
träge der Konsolidierungshilfen er-
folgt durch das Bundesministerium 
der Finanzen in Höhe von zwei Drit-
teln zum 1. Juli des laufenden Jah-
res. Die Auszahlung des restlichen 
Drittels erfolgt zum 1. Juli des Fol-
gejahres, wenn die Voraussetzun-
gen des § 2 erfüllt sind. Andernfalls 
sind auch die erhaltenen zwei Drit-
tel zurück zu zahlen. 
 

Durch die Auszahlung eines Drittels des 
Gesamtbetrages zum 1. Juli des Folgejah-
res kann sichergestellt werden, dass zuvor 
eine Entscheidung des Stabilitätsrates über 
die Einhaltung der Konsolidierungsver-
pflichtungen des vorangegangenen Jahres 
erfolgen kann.  

(4) Die gleichzeitige Gewährung 
von Konsolidierungshilfen und Sa-
nierungshilfen aufgrund einer ex-
tremen Haushaltsnotlage ist ausge-
schlossen. 
 

Kein Land kann gleichzeitig Konsolidie-
rungshilfen nach diesem Gesetz und Sanie-
rungshilfen aufgrund einer extremen Haus-
haltsnotlage erhalten. 

§ 2 Konsolidierungsverpflichtungen 
 

 

(1) 1 Länder nach § 1 Absatz 1, die 
2010 ein Finanzierungsdefizit aus-
weisen, sind im Zeitraum 2011 bis 

Voraussetzung für die Gewährung der Kon-
solidierungshilfen ist die Einhaltung der 
hier spezifizierten Konsolidierungsverpflich-
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2020 zu einem vollständigen Abbau 
des strukturellen Finanzierungsde-
fizits verpflichtet. 2 Dabei sind jähr-
liche Obergrenzen des Finanzie-
rungsdefizits einzuhalten. 3 Die O-
bergrenze für 2011 errechnet sich, 
indem das Finanzierungsdefizit des 
Jahres 2010 (Ausgangswert) um 
ein Zehntel verringert wird. 4 Für 
die Folgejahre errechnet sich die 
jährliche Obergrenze, indem die 
Obergrenze des Vorjahres jeweils 
um ein Zehntel des Ausgangswer-
tes verringert wird. 5 Länder nach 
§ 1 Absatz 1, die 2010 einen zu-
mindest ausgeglichenen Finanzie-
rungssaldo ausweisen, sind ver-
pflichtet, auch im Zeitraum 2011 
bis 2019 einen zumindest ausgegli-
chenen Finanzierungssaldo auszu-
weisen. 6 Gewährte Konsolidie-
rungshilfen bleiben bei der Ermitt-
lung des Finanzierungssaldos unbe-
rücksichtigt. 7 Finanzierungssaldo 
im Sinne dieses Gesetzes ist der 
Finanzierungssaldo zuzüglich des 
Saldos der finanziellen Transaktio-
nen; eine Bereinigung um unmittel-
bar konjunkturell bedingte Ände-
rungen ist zulässig. 

tungen. Damit wird die Voraussetzung zur 
Einhaltung der beschlossenen gemeinsa-
men Schuldenregel für Bund und Länder 
zum 1. Januar 2020 geschaffen. 
 
Für Länder, die im Jahr 2010 ein Finanzie-
rungsdefizit aufweisen, gilt: 
Das strukturelle Finanzierungsdefizit ist in 
den Jahren 2011 bis 2020 vollständig zu-
rück zu führen. Dabei sind jährliche Ober-
grenzen einzuhalten, die sich jeweils um 
ein Zehntel des Ausgangswertes verrin-
gern.  
 
Für Länder, die im Jahr 2010 einen zumin-
dest ausgeglichenen Finanzierungssaldo 
aufweisen, gilt: Auch in den Jahren 2011 
bis 2019 ist jeweils ein zumindest ausgegli-
chener Finanzierungssaldo auszuweisen.  
 
Sowohl im Fall der Rückführung eines ne-
gativen Finanzierungssaldos als auch bei 
Fortführung eines ausgeglichenen Finanzie-
rungssaldos sind die erhaltenen Konsolidie-
rungshilfen nicht auf den Finanzierungssal-
do anzurechnen. 
 
Als Grundlage für die Berechnung der Ab-
bauschritte dient der Finanzierungssaldo 
einschließlich Auslaufperiode in der Ab-
grenzung der vierteljährlichen Kassensta-
tistik des Statistischen Bundesamtes. Ab-
gehoben wird grundsätzlich auf den struk-
turellen Finanzierungssaldo, das heißt auf 
den Finanzierungssaldo nach Herausrech-
nung von finanziellen Transaktionen, nach 
Bereinigung um unmittelbar konjunkturell 
bedingte Effekte auf die staatlichen Ein-
nahmen und Ausgaben und nach Berück-
sichtigung sonstiger nicht von dem einzel-
nen Land zu verantwortenden Sondereffek-
te. In der Verwaltungsvereinbarung nach 
§ 4 wird vereinbart, dass und wie eine Be-
reinigung des Finanzierungsdefizits um 
unmittelbar konjunkturell bedingte Ände-
rungen zu erfolgen hat.  

(2) 1 Nach Ablauf eines Kalender-
jahres prüft der Stabilitätsrat und 
stellt für jedes Land nach § 1 Ab-
satz 1 gesondert fest, ob die Ober-
grenze des Finanzierungssaldos für 
das abgelaufene Jahr eingehalten 
wurde. 2 In begründeten Ausnah-
mefällen kann der Stabilitätsrat 
feststellen, dass eine Überschrei-

Der Stabilitätsrat nach Artikel 109a Grund-
gesetz überwacht die Einhaltung der vor-
gegebenen Konsolidierungsverpflichtungen. 
Mit der Mehrheit nach § 1 Absatz 4 des 
Ausführungsgesetzes zu Artikel 109a 
Grundgesetz (Stabilitätsratsgesetz) stellt 
der Stabilitätsrat fest, ob die Obergrenze 
des Finanzierungssaldos eingehalten wur-
de. Auf Antrag des jeweiligen Landes prüft 



[36] 
 

 

tung der Obergrenzen des Finanzie-
rungssaldos nach Absatz 1 Satz 2 
bis 5 unbeachtlich ist. 3 Die Ent-
scheidung des Stabilitätsrates er-
geht bis zum 1. Juni des Folgejah-
res. 
 

der Stabilitätsrat, ob eine Überschreitung 
der Obergrenzen des Finanzierungssaldos 
auf einer besonderen Ausnahmesituation 
beruht und daher ausnahmsweise unbe-
achtlich ist. Dies soll im Grundsatz jeden-
falls dann der Fall sein, wenn entsprechend 
der Regelung in Art. 109 Absatz 3 Satz 2 
Grundgesetz die besondere Ausnahmesitu-
ation auf einer Naturkatastrophe oder au-
ßergewöhnlichen Notsituation, die sich der 
Kontrolle des jeweiligen Landes entzieht, 
beruht. Die Entscheidung über die Einhal-
tung im vorangegangenen Jahr muss bis 
zum 1. Juni des Folgejahres erfolgen, da-
mit eine abschließende Zahlung der Hilfen 
zum 1. Juli (gemäß § 1 Absatz 3) möglich 
ist.  
 

(3) 1 Wird die Einhaltung der Ober-
grenzen des Finanzierungssaldos 
nach Absatz 2 nicht festgestellt, 
verwarnt der Stabilitätsrat das be-
troffene Land. 2 Der Anspruch des 
betroffenen Landes auf Konsolidie-
rungshilfe für dieses Jahr entfällt.  
 

Verfehlt ein Land sein Konsolidierungsziel 
in einem Jahr, verliert es den Anspruch auf 
Konsolidierungshilfe für dieses Jahr und 
wird vom Stabilitätsrat verwarnt. Falls es 
einem Land in einem späteren Jahr wieder 
gelingt, die für das jeweilige Jahr geltende 
Obergrenze einzuhalten, werden die Hilfen 
für dieses Jahr ausgezahlt, ohne jedoch die 
Hilfszahlungen für vergangene Jahre, auf 
die kein Anspruch bestand, nachzuholen. 
Bei Übererfüllung der Vorgabe in einem 
bestimmten Jahr erfolgt eine Anrechnung 
der Konsolidierungsleistung im Folgejahr. 
 

§ 3 Finanzierung 
 

 

1 Die sich aus der Gewährung der 
Konsolidierungshilfen ergebende 
Finanzierungslast wird hälftig von 
Bund und Ländern getragen. 2 Der 
Anteil des Bundes an den Zahlun-
gen nach § 1 Absatz 2 beträgt jähr-
lich 400 000 000 Euro. 3 Entfällt 
nach § 2 Absatz 3 der Anspruch ei-
nes oder mehrerer Länder auf Kon-
solidierungshilfen, verringern sich 
die Anteile von Bund und Ländern 
entsprechend. 
 

Die Konsolidierungshilfen werden jeweils 
zur Hälfte von Bund und Ländern getragen. 
Der jährliche Zahlbetrag der Länderge-
samtheit in Form eines Festbetrags im 
Rahmen der Umsatzsteuerverteilung nach 
§ 1 FAG beträgt 400 000 000 Euro.  

§ 4 Verwaltungsvereinbarung 
 

 

Die Auszahlung der Konsolidie-
rungshilfen erfolgt auf der Grund-
lage einer Verwaltungsvereinba-
rung, die das Nähere nach Maßgabe 
dieses Gesetzes regelt, insbe-
sondere die Modalitäten der Zah-

Die Einzelheiten zu den Konsolidierungshil-
fen, dem Abbaupfad, der Überwachung 
durch den Stabilitätsrat u.a. werden in der 
den Zahlungsanspruch begründenden Ver-
waltungsvereinbarung zwischen Bund und 
jeweiligem Empfängerland geregelt. 
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lung der Hilfen, die Definition und 
die Höhe des Finanzierungssaldos 
des Jahres 2010, den Abbaupfad 
eines 2010 bestehenden Finanzie-
rungsdefizits für das jeweilige 
Land, die Einzelheiten der Überwa-
chung des Abbaus des Finanzie-
rungsdefizits durch den Stabilitäts-
rat sowie das Verfahren bei Nicht-
einhaltung der Abbauschritte durch 
ein Land. 
 
 
§ 5 Inkrafttreten 
 

 

Das Gesetz tritt am Tag nach der 
Verkündung in Kraft. 

 

 
 
 

9. Änderung des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) 
 
Änderung des Finanzausgleichsge-
setzes (FAG) 
 

Begründung 

Das Finanzausgleichgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 20. De-
zember 2001 (BGBl. I S. 3955), zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 
… (BGBl. I S. …), wird wie folgt ge-
ändert: 
 

 

Nach § 1 Satz 15 werden die folgen-
den Sätze 16 und 17 eingefügt:  
„Zur Finanzierung der Konsolidie-
rungshilfen nach dem Konsolidie-
rungshilfengesetz wird der in Satz 4 
genannte Betrag im Jahr 2011 um 
266 666 666 Euro und ab dem Jahr 
2012 um 400 000 000 Euro erhöht. 
Entfällt der Anspruch eines oder 
mehrerer Länder auf Konsolidie-
rungshilfen, ist der Betrag in Satz 
16 nach Maßgabe der Regelung in 
§ 3 des Konsolidierungshilfengeset-
zes entsprechend anzupassen.“ 
 

Durch die Änderung von § 1 FAG erfolgt 
die Übertragung des zur Gewährung der 
Konsolidierungshilfen erforderlichen Zahl-
betrags der Ländergesamtheit in Höhe von 
266 666 666 Euro in 2011 und jährlich 
400 000 000 Euro in den Jahren 2012 bis 
2019 und 133 333 333 Euro in 2020 in 
Form eines Festbetrags zugunsten des 
Bundes. Erhalten eines oder mehrere Län-
der keine Hilfen, verringert sich der ge-
nannte Betrag entsprechend. 
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Allgemeine Begründung 
 
 
Reform der nationalen Verschuldungsregeln 
 
Hintergrund und Ziele der Änderung der Artikel 109 und 115 Grundgesetz 
 
Höhe und Entwicklung des in den vergangenen Jahrzehnten aufgelaufenen 
Schuldenstandes in Deutschland zeigen, dass die bislang geltenden Fiskalre-
geln die Neuverschuldung nicht nachhaltig eindämmen und damit auch den 
Anstieg der Schuldenstandsquote (Schuldenstand in Relation zum Bruttoin-
landsprodukt) nicht verhindern konnten. Seit Einführung der für den Bund bis-
lang geltenden Regel des Artikels 115 Grundgesetz im Zuge der Finanzverfas-
sungsreform 1967/69 ist die Schuldenstandsquote der öffentlichen Haushalte 
von damals rund 20 % auf heute knapp 70 % gestiegen. 
 
Mit ursächlich für diese Entwicklung sind ökonomische und politische Fehlan-
reize, die durch die bislang geltenden Fiskalregeln des Bundes und der Länder 
gesetzt wurden. Die für den Bund bislang geltende „goldene Regel“ des Arti-
kels 115 Grundgesetz, die in ähnlicher Form auch Bestandteil vieler Landes-
verfassungen ist, ermöglicht eine Nettokreditaufnahme bis zur Höhe der im 
Haushaltsplan veranschlagten Investitionen. Neben dem im Hinblick auf den 
volkswirtschaftlichen Wertzuwachs ungeeigneten (Brutto-)Investitionsbegriff 
liegen die Schwächen der bisherigen Regelung insbesondere in einer zu weit 
gefassten Ausnahmeregelung bei konjunkturellen Störungen, einer fehlenden 
Verknüpfung zwischen Regeleinhaltung bei Haushaltsaufstellung und Haus-
haltsvollzug sowie dem Fehlen einer ausdrücklichen Verpflichtung, die in Zei-
ten eines wirtschaftlichen Abschwungs unter Inanspruchnahme der Ausnah-
meregelung einer (drohenden) „Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleich-
gewichts“ verursachten zusätzlichen Defizite durch Bildung von Überschüssen 
in Zeiten eines Aufschwungs wieder auszugleichen. 
 
Zudem haben sich seit der Finanzverfassungsreform 1967/69 die wirtschaftli-
chen und institutionellen Rahmenbedingungen erheblich geändert: 
 
• Der demographische Wandel und die damit verbundenen Aufwendungen 

für die soziale Sicherung bedeuten ein hohes Maß an zusätzlichen implizi-
ten Schulden für den Staat und verlangen eine Neujustierung der interge-
nerativen Lastenverteilung. 

• Die Folgen hoher Schulden schlagen sich dauerhaft in der Verengung 
staatlicher Handlungsmöglichkeiten sowie in Wachstums- und Beschäfti-
gungsverlusten nieder. 

• Die intensivere Verflechtung Deutschlands mit der Weltwirtschaft im Zuge 
der Globalisierung schränkt die Wirksamkeit einer „Globalsteuerung“ mit-
tels Fiskalpolitik ein.  

• Neben den Regelungen des Grundgesetzes müssen die zwischenzeitlich 
hinzugekommenen quantitativen und qualitativen Vorgaben des präventi-
ven und des korrektiven Arms des Europäischen Stabilitäts- und Wachs-
tumspaktes eingehalten werden. Weitere Anforderungen an die nachhalti-
ge und zukunftsorientierte Gestaltung des öffentlichen Sektors ergeben 
sich auch aus der Lissabon-Strategie.  
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Vor diesem Hintergrund werden in Artikel 109 Grundgesetz neue, für Bund 
und Länder gemeinsam geltende Grundzüge für die verfassungsrechtliche Be-
grenzung der Nettokreditaufnahme festgelegt, die insbesondere in Überein-
stimmung mit der Philosophie des präventiven Arms des reformierten Europä-
ischen Stabilitäts- und Wachstumspaktes die langfristige Tragfähigkeit der 
Haushalte von Bund und Ländern sicherstellen und unter dieser Maßgabe eine 
konjunkturgerechte und zukunftsorientierte gestaltende Finanzpolitik ermögli-
chen soll. In Artikel 115 Grundgesetz werden – in Konkretisierung der in Arti-
kel 109 Grundgesetz formulierten Grundsätze – die verfassungsrechtlichen 
Grundzüge der dafür notwendigen neuen Verschuldungsregel für den Bund 
festgelegt. 
 
 
Änderung des Artikels 109 Grundgesetz 
 
Zur Umsetzung dieser Ziele wird an die bereits bislang in Artikel 109 Grund-
gesetz verankerte Festlegung angeknüpft, wonach Bund und Länder gemein-
sam die Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland aus Rechtsakten der 
Europäischen Gemeinschaft auf Grund des Artikels 104 des EG-Vertrags erfül-
len. Die Haushalte von Bund und Ländern müssen danach ihre Haushalte 
grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten ausgleichen. Abweichungen von 
diesem Grundsatz sind insbesondere möglich, um zur Stabilisierung der kon-
junkturellen Entwicklung die mit konjunkturellen Schwankungen gewisserma-
ßen automatisch einhergehenden Effekte auf die öffentlichen Haushalte sym-
metrisch – also im Auf- und Abschwung gleichartig – zuzulassen. 
 
Im Rahmen des Grundsatzes ausgeglichener Haushalte erhält der Bund zu-
sätzlich einen sehr eng begrenzten strukturellen, also unabhängig von der 
konjunkturellen Lage bestehenden, Verschuldungspielraum. Hiermit soll mit 
Blick auf die intergenerative Gerechtigkeit der einnahme- bzw. ausgabeseitige 
Spielraum des Bundesgesetzgebers für qualitativ hochwertige Maßnahmen 
geschaffen werden, d.h. für solche Maßnahmen, die über eine dauerhafte 
Stärkung von Wachstum und nachhaltiger Entwicklung auch und insbesondere 
künftigen Generationen zugute kommen, ohne dass dadurch eine langfristig 
nicht tragfähige Entwicklung der öffentlichen Finanzen verursacht wird. Für 
die Länder sieht der neue Artikel 109 Grundgesetz keinen solchen strukturel-
len Neuverschuldungsspielraum vor. 
 
Die strukturellen Verschuldungsspielräume für Bund und Länder stehen im 
Einklang mit den Vorgaben des präventiven Arms des Europäischen Stabili-
täts- und Wachstumspaktes, der die Mitglieder der Eurozone und des Wech-
selkursmechanismus 2 zur Einhaltung des Prinzips „annähernd ausgeglichener 
oder einen Überschuss aufweisender Haushalte“ auf die Festlegung und Ein-
haltung mittelfristiger Haushaltsziele verpflichtet. 
 
Die Bedeutung des präventiven Arms des Stabilitäts- und Wachstumspaktes, 
der den sanktionsbewehrten korrektiven Arm des Paktes ergänzt, wurde mit 
der Reform des Paktes im Jahr 2005 deutlich gestärkt. Die in diesem Rahmen 
verfolgten Mittelfristziele der Haushaltspolitik dienen nach der – durch die 
Verordnung (EG) Nr. 1055/2005 geänderte – Verordnung (EG) Nr. 1466/97 
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dreierlei Zwecken: Neben der Gewährleistung einer Sicherheitsmarge beim 
Maastricht-Defizit-Kriterium von 3 % in Relation zum Bruttoinlandsprodukt 
sollen hierdurch rasche Fortschritte hin zu langfristig tragfähigen öffentlichen 
Finanzen gewährleistet und in diesem Rahmen haushaltspolitischer Gestal-
tungsspielraum für qualitativ hochwertige Maßnahmen, z.B. auch volkswirt-
schaftlich sinnvolle öffentliche (Netto-)Investitionen gewährleistet werden. 
 
Die im Europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakt bezüglich der Mittelfrist-
ziele vorgesehenen Spannbreiten geben einen Rahmen, jedoch keine quanti-
tativ eindeutige Vorgabe für die Begrenzung der Nettokreditaufnahme. Die in 
Artikel 109 für die Länder formulierte Vorgabe, die Haushalte in konjunkturel-
ler Normallage ohne jeglichen strukturellen Verschuldungsspielraum aus-
zugleichen, und der dem Bund eingeräumte, eng begrenzte strukturelle Spiel-
raum sind von daher gleichermaßen aus der Philosophie des Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes ableitbar. 
 
Die Tatsache, dass der Grundsatz des ohne Einnahmen aus Krediten ausgegli-
chenen Haushalts für Bund und Länder in leicht unterschiedlicher Weise aus-
gestaltet wird, wurde in den Beratungen der Föderalismuskommission II von 
allen Seiten anerkannt und als sachgerecht dargestellt.  
 
Die grundgesetzlichen Vorgaben des Absatzes 3 zur Begrenzung der Kredit-
aufnahme in den Länderhaushalten verletzen nicht den Wesensgehalt der 
durch Artikel 79 Absatz 3 Grundgesetz geschützten Länderstaatlichkeit und 
lassen auch den Kerngehalt der durch Absatz 1 geschützten haushaltswirt-
schaftlichen Autonomie der Länder unberührt. Das Grundgesetz gewährleistet 
die Autonomie der Haushaltswirtschaft nicht uneingeschränkt. Das ergibt sich 
bereits daraus, dass das Finanzwesen im Bundesstaat ein Gesamtgefüge dar-
stellt und die Haushaltsautonomie den grundgesetzlichen Bestimmungen über 
die Steuerzuteilung und den Finanzausgleich nachgeordnet ist (vgl. BVerfGE 
101, 158 [220]). Unmittelbare Einschränkungen ergeben sich zudem bereits 
durch die bestehende Bindung der Haushaltswirtschaften von Bund und Län-
dern an die Erfordernisse des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts. Der bis-
herige Absatz 4 ließ insoweit auch weit reichende Einflussmöglichkeiten des 
Bundesgesetzgebers zur Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts in Form von Vorgaben für Höchstbeträge, Bedingungen und 
Zeitfolge der Kreditaufnahme beziehungsweise zur Bildung von Konjunktur-
ausgleichsrücklagen zu. Die kreditbezogenen Vorgaben des Absatzes 3 geben 
den Ländern für diesen Teilausschnitt der Haushaltswirtschaft lediglich einen 
Rahmen vor, innerhalb dessen sie ihre Haushalte selbständig und unabhängig 
gestalten können. Absatz 3 beinhaltet kein absolutes Verbot der Kreditauf-
nahme, sondern lediglich den Grundsatz eines strukturell ausgeglichenen 
Haushalts. Kreditaufnahmen aus konjunkturellen Gründen oder in außerge-
wöhnlichen Notsituationen bleiben weiterhin zulässig. 
 
 
Änderung des Artikels 115 Grundgesetz 
 
Artikel 115 Grundgesetz konkretisiert die in Artikel 109 Grundgesetz festge-
legten Grundsätze für den Bund. Mit der Neuregelung werden die konstrukti-
onsbedingten Schwächen des bisherigen Artikels 115 im Hinblick auf die 
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nachhaltige Eindämmung der Neuverschuldung beseitigt und die verfassungs-
rechtliche Verschuldungsregel des Bundes an die seit Einführung der bisheri-
gen Regel geänderten Rahmenbedingungen durch folgende Neuerungen an-
gepasst werden: 
 
• Die angesichts des Ausmaßes der expliziten und impliziten Staatsverschul-

dung notwendig gewordene Neujustierung der intergenerativen Lastenver-
teilung erfolgt durch das neue Prinzip des im Grundsatz ausgeglichenen 
Haushalts, das die bisherige Regelung, die eine Kreditfinanzierung von 
(Brutto-)Investitionen vorsah, ablöst. 

 
• Mit Blick auf die Generationengerechtigkeit soll im Rahmen des neuen 

Grundsatzes ein sehr eng begrenzter struktureller Verschuldungsspielraum 
möglich sein, der die Flexibilität bzw. den Gestaltungsspielraum des Haus-
haltsgesetzgebers insbesondere für solche Maßnahmen erweitert, die über 
eine dauerhafte Stärkung von Wachstum und nachhaltiger Entwicklung 
auch und insbesondere künftigen Generationen zugute kommen. Mit der 
Einräumung eines eng begrenzten strukturellen Verschuldungsspielraums 
ist keineswegs ein Automatismus beabsichtigt, diesen stets in der laufen-
den Haushaltsplanung auszunutzen.  

 
• Durch die Entkoppelung der zulässigen Kreditaufnahme von der Festle-

gung auf den in dieser Hinsicht unzulänglichen haushaltsrechtlichen Inves-
titionsbegriff verleiht die neue Regelung dem Bundesgesetzgeber mehr in-
haltliche Flexibilität bei der Ausgestaltung einer an der dauerhaften Stär-
kung von Wachstum und nachhaltiger Entwicklung orientierten Politik, z.B. 
bei Investitionen in Humanvermögen. Auch hiermit greift die neue Regel 
einen wesentlichen Aspekt des reformierten Stabilitäts- und Wachstums-
paktes und der Lissabon-Strategie auf, die in diesem Zusammenhang auf 
das Konzept der „Qualität der öffentlichen Finanzen“ abstellen. 

 
• Der künftig zulässige Verschuldungspielraum verringert im Vergleich zur 

bisherigen Regel die Verschuldungsmöglichkeiten deutlich und wird zu ei-
ner spürbaren und nachhaltigen Senkung der Schuldenstandsquote und 
damit der relativen Zinsbelastung führen. 

 
• Die Stabilisierung der konjunkturellen Entwicklung erfolgt durch das Wir-

kenlassen der automatischen Stabilisatoren über ein einfachgesetzlich nä-
her zu bestimmendes Konjunkturbereinigungsverfahren und damit – an-
ders als in der bisherigen Regel – zwingend gleichartig in Auf- und Ab-
schwüngen. Damit wird langfristig gesichert, dass sich konjunkturelle De-
fizite und konjunkturelle Überschüsse in etwa ausgleichen, insbesondere, 
dass konjunkturelle Defizite im Aufschwung wieder getilgt werden. So ver-
hindert man, dass in konjunkturell guten Zeiten vorübergehende konjunk-
turelle Überschüsse für Maßnahmen eingesetzt werden, die längerfristig 
bzw. dauerhaft das strukturelle Defizit erhöhen.  

 
• Über ein Kontrollkonto mit Ausgleichspflicht wird der Anreiz zur Einhaltung 

der Verschuldungsregel im Haushaltsvollzug deutlich erhöht. Strukturelle 
Fehler werden festgestellt und über die Zeit gespeichert. Sie sind bei  



[42] 
 

 

Überschreiten eines Schwellenwerts konjunkturgerecht zu korrigieren. So 
wird dem erneuten Aufwuchs struktureller Defizite vorgebeugt. 

 
• Die Ausnahmeregel wird deutlich enger gefasst. Zudem muss der Gesetz-

geber mit Inanspruchnahme der Ausnahmeregel einen Tilgungsplan be-
schließen, der die Rückführung der oberhalb der Regelgrenzen liegenden 
Kreditaufnahme innerhalb eines angemessenen Zeitraums regelt und so-
mit ein weiteres Anwachsen der Staatsschulden verhindern soll; die Rück-
führung kann damit konjunkturgerecht ausgestaltet werden. 

 
• Zugleich erhöht die Streichung des bisherigen Artikels 115 Absatz 2 

Grundgesetz die Wirksamkeit der Schuldenregel. Anders als bislang kön-
nen die Regelgrenzen des Artikels 115 Grundgesetz künftig nicht mehr 
durch die Einrichtung von Sondervermögen mit eigener Kreditermächti-
gung überschritten werden. 

 
Mit der einfachgesetzlich zu regelnden Bereinigung von Einnahmen und Aus-
gaben um finanzielle Transaktionen, der in Auf- und Abschwüngen gleicharti-
gen Berücksichtigung der Konjunktur über ein Konjunkturbereinigungsverfah-
ren und der Sicherstellung der Einhaltung der Regel auch im Haushaltsvollzug 
folgt die Konkretisierung der Schuldenregel für den Bund in Artikel 115 
Grundgesetz den Vorgaben des Europäischen Stabilitäts- und Wachstumspa-
kets über die allgemeinen Vorgaben des Artikels 109 Grundgesetz hinaus. 
 
 
Übergangsregelung 
 
Die Neuregelungen zur Begrenzung der Kreditaufnahme sollen erstmals mit 
Wirkung für das Haushaltsjahr 2011 Anwendung finden. Da die vollständige 
Einhaltung der neuen Grenzen, insbesondere auch angesichts der notwendi-
gen Ausweitung der Staatsverschuldung im Rahmen der Bewältigung der ak-
tuellen Finanz- und Wirtschaftskrise, im Jahr 2011 noch nicht möglich ist, 
werden Bund und Länder durch Artikel 143d Grundgesetz ermächtigt, befristet 
von den Vorgaben abzuweichen. Der Bund muss die Vorgaben danach ab dem 
Jahr 2016, die Länder ab dem Jahr 2020 einhalten. 
 
Die Länder können in der Übergangsphase nach Maßgabe des bisher gelten-
den Rechts von den Vorgaben des Artikels 109 Grundgesetz abweichen. Sie 
müssen ihre Haushalte in diesem Zeitraum so aufstellen, dass die Vorgabe 
strukturell ausgeglichener Haushalte im Jahr 2020 erfüllt wird. Für den Bund 
wird in der Übergangsphase eine Überschreitung des strukturellen Verschul-
dungspielraums nach Artikel 115 Absatz 2 Satz 2 Grundgesetz (0,35 vom 
Hundert in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt) zugelassen, mit der 
Maßgabe, dass im Haushaltsjahr 2011 mit dem schrittweisen Abbau über-
schießender struktureller Verschuldung begonnen werden soll und die Vorgabe 
des Artikels 115 Grundgesetz im Jahr 2016 erfüllt wird.  
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Konsolidierungshilfen 
 
Artikel 143d Grundgesetz räumt die Möglichkeit ein, den Ländern Berlin, Bre-
men, Saarland, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein für den Zeitraum 
2011 bis 2019 angesichts ihrer besonders schwierigen Haushaltssituation 
Konsolidierungshilfen der bundesstaatlichen Gemeinschaft zu gewähren. Vor-
aussetzung hierfür ist die Einhaltung eines Konsolidierungspfades, der die 
betreffenden Länder in die Lage versetzt, ihre Haushalte bis spätestens 2020 
auszugleichen und somit der neuen Schuldenregelung Rechnung zu tragen. 

 
 
Verfahren zur Vermeidung von Haushaltsnotlagen 
 

Artikel 109a Grundgesetz regelt die Einrichtung eines Systems regelmäßiger 
Haushaltsüberwachung durch einen neu zu gründenden Stabilitätsrat. Da-
durch soll das Risiko einer Haushaltsnotlage so frühzeitig erkannt werden, 
dass diese noch zu verhindern ist. Im Falle einer drohenden Haushaltsnotlage 
sollen im Stabilitätsrat Sanierungsprogramme vereinbart werden. Durch Ver-
öffentlichung der Beratungsergebnisse und der zugrunde liegenden Unterla-
gen soll öffentlicher Druck aufgebaut werden. 
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II. Die Verwaltungsthemen 
 
Ziel ist es auch hier, durch Aufgabenentflechtung, Bündelung von Aufgaben, 
Standardisierung und Verbesserung der Zusammenarbeit die Eigenverantwor-
tung der Gebietskörperschaften zu stärken, die Wahrnehmung von Aufgaben 
insbesondere auch im Interesse einer größeren Bürgerfreundlichkeit zu ver-
einfachen, zu entbürokratisieren und Effizienzverbesserungen zu erreichen.  
 
 
 
 

A. Steuerverwaltung 
 
 
Bei der Steuerverwaltung sollen Effizienz- und Effektivitätsverbesserungen 
erreicht werden. Dies geschieht durch Änderungen im Finanzverwaltungsge-
setz und im Einkommensteuergesetz sowie in der Durchführungsverordnung 
zum Einkommensteuergesetz.  
 
Für das Anliegen des Bundes, ein allgemeines fachliches Weisungsrecht u.a. 
im Bereich der steuerlichen Auftragsverwaltung in der Verfassung zu veran-
kern, gab es in der Kommission jedoch keine Mehrheit.  
 
Die Kommission schlägt ferner vor, als Beitrag zur Entflechtung von Kompe-
tenzen die Verwaltungskompetenz für die Versicherungsteuer auf den Bund zu 
übertragen, dem insoweit bereits die Ertragshoheit zusteht. Aus Gründen der 
Verwaltungseffizienz soll dabei auch die Verwaltungskompetenz für die Feuer-
schutzsteuer auf den Bund übergehen. 
 

 

 

1. Außenprüfung 
 
Gesetzestext Begründung 

 
§ 19 FVG (Mitwirkung des Bundes-
zentralamtes für Steuern an Außen-
prüfungen) 
 
(1) Das Bundeszentralamt für Steuern ist 
zur Mitwirkung an Außenprüfungen be-
rechtigt, die durch Landesfinanzbehörden 
durchgeführt werden. Es kann verlangen, 
dass bestimmte von ihm namhaft ge-
machte Betriebe zu einem bestimmten 
Zeitpunkt geprüft werden. 
 

 
 

(2) Das Bundeszentralamt für Steuern 
bestimmt Art und Umfang seiner Mitwir-
kung. Die Landesfinanzbehörden machen 

(2) – neu 
Bund und Länder beabsichtigen, mit der 
Änderung des FVG die bereits bestehen-
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dem Bundeszentralamt für Steuern auf 
Anforderung alle den Prüfungsfall betref-
fenden Unterlagen zugänglich und ertei-
len die erforderlichen Auskünfte. 
 

de Bund-Länder-Arbeitsteilung im Be-
reich der Betriebsprüfung zu vertiefen 
und Kommunikationsstrukturen mit Hilfe 
eindeutiger Zuständigkeitsregelungen 
effizient zu organisieren.  
 

(3) Im Einvernehmen mit den zuständi-
gen Landesfinanzbehörden kann das 
Bundeszentralamt für Steuern im Auftrag 
des zuständigen Finanzamtes Außenprü-
fungen durchführen. Das gilt insbesonde-
re bei Prüfungen von Auslandsbeziehun-
gen und bei Prüfungen, die sich über das 
Gebiet eines Landes hinaus erstrecken. 
 

 

(4) Ist bei der Auswertung des Prüfungs-
berichts oder im Rechtsbehelfsverfahren 
beabsichtigt, von den Feststellungen des 
Bundeszentralamts für Steuern abzuwei-
chen, so ist hierüber Einvernehmen mit 
dem Bundeszentralamt für Steuern zu 
erzielen. Dies gilt auch für die in diesen 
Fällen zu erteilenden verbindlichen Zusa-
gen nach § 204 der Abgabenordnung. 
Wird kein Einvernehmen erzielt, kann die 
Frage dem Bundesministerium der Fi-
nanzen zur Entscheidung vorgelegt wer-
den. 
 

(4) – neu 
Die Regelung soll sicherstellen, dass die 
vom Bundeszentralamt für Steuern bei 
einer Außenprüfung festgestellten Sach-
verhalte nicht ohne deren Einvernehmen 
im weiteren Verfahren unberücksichtigt 
bleiben. Dies dient der Gleichmäßigkeit 
der Besteuerung und der Einheitlichkeit 
des Steuervollzugs. Im Übrigen wird die 
Zuständigkeit der Länder für den Vollzug 
der Steuergesetze nicht berührt. Das 
Letztentscheidungsrecht des Bundesmi-
nisteriums der Finanzen für Fälle, in de-
nen ein Einvernehmen zwischen der 
Landesfinanzbehörde und dem Bundes-
zentralamt für Steuern nicht erzielt wer-
den kann, ist Ausfluss des Einzelwei-
sungsrechts des Bundes. 
 

(5) Das Bundeszentralamt für Steuern 
kann verlangen, dass bestimmte von ihm 
namhaft gemachte Steuerpflichtige, die 
nach § 193 der Abgabenordnung der Au-
ßenprüfung unterliegen, geprüft werden 
und Regelungen zur Durchführung und 
zu Inhalten der Außenprüfung dieser 
Steuerpflichtigen festlegen. Es wirkt in 
diesen Fällen an der jeweiligen Außen-
prüfung mit. Dies gilt insbesondere in 
Fällen, in denen die Gleichmäßigkeit der 
Rechtsanwendung in mehreren Betrieben 
sicherzustellen ist, sowie in den Fällen 
des Absatzes 3 Satz 2. 
 

(5) – neu 
Das bisher nur für Betriebe geltende Be-
nennungsrecht des Bundeszentralamts 
für Steuern wird erweitert. Zukünftig 
sollen auch Steuerpflichtige mit bedeu-
tenden Einkünften (d.h. Steuerpflichtige, 
bei denen die Summe der positiven Ein-
künfte im Sinne des § 2 Absatz 1 Nr. 4 
bis 7 Einkommensteuergesetz über 
500 000 Euro im Kalenderjahr liegt) vom 
Bundeszentralamt für Steuern für eine 
Prüfung durch die Landesfinanzbehörde 
benannt werden können. Das Bundes-
zentralamt für Steuern hat wie bisher die 
Möglichkeit, sich an diesen Prüfungen zu 
beteiligen. Die Neuregelung dient der 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung und 
wurde auch vom Bundesrechnungshof 
und dem Rechnungsprüfungsausschuss 
gefordert. 
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Personelle Aufstockung der Bundesbetriebsprüfung (BundesBp) 

 
Die Kommission verweist ergänzend auf den untergesetzlichen Aspekt der 
personellen Aufstockung der BundesBp. 
Die beim Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) angesiedelte BundesBp ge-
winnt ihr Prüferpersonal aus entsprechenden personellen Ressourcen der Län-
der. Im Jahr 2005 hatte der damalige Bundesfinanzminister entschieden, die 
BundesBp um 500 Prüfer in zehn Jahren aufzustocken (derzeitiger Personal-
bestand: rd. 130 AK). Die Personalverstärkung soll kontinuierlich erfolgen, 
d.h. pro Jahr sollen ca. 50 Prüfer an das BZSt abgegeben werden. Bislang ist 
noch keine Personalfreigabe für die erste, bereits ausgewählte Tranche zur 
Aufstockung der BundesBp erfolgt. 
 
Vorschlag: 
 
• Festlegung eines Zeitplans zur Erarbeitung eines zwischen Bund 

und Ländern abgestimmten Umsetzungskonzepts – sowohl fachlich 
als auch in personeller Hinsicht –, in dessen Rahmen sowohl ein 
möglichst kontinuierlicher Aufwuchs der BundesBp gewährleistet 
als auch die Effizienz der Prüfungen insgesamt verbessert werden 
soll; 

 
• Erklärung der grundsätzlichen Bereitschaft der Länder,  

– bei der Personalgewinnung für die BundesBp im Rahmen dieses 
gemeinsamen Umsetzungskonzepts konstruktiv mitzuwirken 
und  

– die bereits ausgewählten Prüfer im Interesse der Betroffenen 
möglichst schnell freizugeben. 

 
 
 

2. Datenzugriff 
 
§ 21 FVG (Auskunfts- und Teilnah-
merechte) 
 
(6) Soweit die dem Bund ganz oder zum 
Teil zufließenden Steuern von Landesfi-
nanzbehörden verwaltet werden, stellen 
die Länder den Bundesfinanzbehörden 
anonymisierte Daten des Steuervollzugs 
zur eigenständigen Auswertung insbe-
sondere für Zwecke der Gesetzesfolgen-
abschätzung zur Verfügung. 
 

 
 
(6) – neu 
Im Gesetzgebungsverfahren sind jeweils 
alle zur Verfügung stehenden Möglich-
keiten zur Abschätzung der Gesetzesfol-
gen zu nutzen. Die auf Grundlage des 
Gesetzes über Steuerstatistiken in den 
Steuerverwaltungen der Länder erhobe-
nen Daten sind für eine belastbare Ge-
setzesfolgenabschätzung insbesondere 
wegen ihrer mangelnden Aktualität un-
zureichend; sie bedürfen der Ergänzung 
durch den Zugriff auf zeitnahe Daten des 
Steuervollzugs.  
Gleiches gilt für die Vorausschätzung des 
laufenden Steueraufkommens für Zwe-
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cke der Haushaltsaufstellung, auch hier 
sind weitere Daten aus den automati-
sierten Besteuerungsverfahren zur Ver-
besserung der Qualität der Aufkommens- 
und Verteilungsprognose notwendig.  
Für den Bund ist daher ein autonomer 
Zugang zu den operativen Daten des 
Steuervollzugs der Länder notwendig. 
Dieser Zugang soll über die neue Vor-
schrift gewährleistet werden.  
 
In zunehmendem Umfang entscheidet 
sich der Gesetzgeber darüber hinaus 
dazu, länderübergreifend die Wirkung 
der von ihm gesetzlich geregelten Maß-
nahmen innerhalb bestimmter Zeitvor-
gaben zu evaluieren. Hierauf muss sich 
die retrospektive Gesetzesfolgenab-
schätzung einrichten. Auch für diese 
Aufgabe müssen die vorhandenen steu-
erstatistischen Daten unmittelbar nach 
ihrer Verfügbarkeit genutzt werden kön-
nen. 
 

 
 
 

3. Verwaltungsvollzug 
 
§ 21a FVG (Allgemeine Verfahrens-
grundsätze) 
 
 
 
 

Durch die Änderungen des § 21a FVG 
werden die Aufgaben und Befugnisse des 
Bundesministeriums der Finanzen und 
der Finanzbehörden der Länder zur Ge-
währleistung eines gleichmäßigen, effek-
tiven und effizienten Vollzugs der Steu-
ergesetze präzisiert. 
 

(1) Zur Verbesserung und Erleichterung 
des Vollzugs von Steuergesetzen und im 
Interesse des Zieles der Gleichmäßigkeit 
der Besteuerung bestimmt das Bundes-
ministerium der Finanzen mit Zustim-
mung der obersten Finanzbehörden der 
Länder einheitliche Verwaltungsgrund-
sätze, Regelungen zur Zusammenarbeit 
des Bundes mit den Ländern und erteilt 
allgemeine fachliche Weisungen. Die Zu-
stimmung gilt als erteilt, wenn eine 
Mehrheit der Länder nicht widerspricht. 
Initiativen zur Festlegung der Angele-
genheiten des Satzes 1 kann das Bun-
desministerium der Finanzen allein oder 
auf gemeinsame Veranlassung von min-
destens vier Ländern ergreifen. 

Absatz 1 ist bis auf die Herausnahme 
der Bestimmung der Vollzugsziele un-
verändert. Diese wird nunmehr in Absatz 
2 gesondert geregelt. 
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(2) Die oberste Finanzbehörde jedes 
Landes vereinbart mit dem Bundesminis-
terium der Finanzen bilateral Vollzugszie-
le für die Steuerverwaltung des Landes 
auf der Grundlage eines vom Bundesmi-
nisterium der Finanzen mit Zustimmung 
der obersten Finanzbehörden der Länder 
bestimmten Rahmenkatalogs maßgeben-
der Leistungskennzahlen. Die Zustim-
mung gilt als erteilt, wenn eine Mehrheit 
der Länder nicht widerspricht. 
 

Der neu eingefügte Absatz 2 der Rege-
lung soll eine Basis für die Vereinbarung 
bilateraler Vollzugsziele zwischen dem 
Bundesministerium der Finanzen und 
den obersten Finanzbehörden der jewei-
ligen Länder schaffen. Die Vollzugsziele 
beschreiben konkrete Maßnahmen mit 
dem Ziel der effektiven und effizienten 
Gestaltung des Steuervollzugs (operatio-
nale Vollzugsziele). Sie dienen insbeson-
dere als Orientierungsgröße zur Planung 
und Sollgröße zur weiteren Überwachung 
der Zielerreichung. Grundlage der Ver-
einbarung ist ein vom Bundesministeri-
um der Finanzen mit Zustimmung der 
obersten Finanzbehörden der Länder 
bestimmter Rahmenkatalog maßgeben-
der Leistungskennzahlen. Die Zustim-
mung zum Grundlagenkatalog gilt als 
erteilt, wenn eine Mehrheit der Länder 
nicht widerspricht. Im Ergebnis wird da-
mit, ausgehend von den unterschiedli-
chen Situationen der einzelnen Länder, 
durch gezielte Maßnahmen eine Ge-
samtsteuerung nach bundeseinheitlichen 
Maßstäben ermöglicht. 
 

(3) Die obersten Finanzbehörden des 
Bundes und der Länder überprüfen re-
gelmäßig die Erfüllung der vereinbarten 
Vollzugsziele. Hierzu übermitteln die  
obersten Finanzbehörden der Länder 
dem Bundesministerium der Finanzen die 
erforderlichen Daten. 
 

Der neue Absatz 3 entspricht Absatz 2 
der aktuell geltenden Regelung. Bezüg-
lich der bilateral vereinbarten Vollzugs-
ziele wurde er redaktionell an den Wort-
laut des neuen Absatzes 2 angepasst.  
 

(4) Vereinbarungen nach Absatz 2 sind 
für die obersten Finanzbehörden des 
Bundes und der Länder verbindlich. 
 

Der neue Absatz 4 stellt klar, dass die 
bilateral für die Steuerverwaltung ver-
einbarten Vollzugsziele für die jeweils 
oberste Finanzbehörde des Landes und 
das Bundesministerium der Finanzen 
verbindlich sind. 
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4.a) Steuerabzugsverfahren für beschränkt Steuerpflichtige 
 

§ 50 Absatz 2 EStG (Sondervorschriften für beschränkt 
 Steuerpflichtige) 
 
... 
(2) Die Einkommensteuer für Einkünfte, 
die dem Steuerabzug vom Arbeitslohn 
oder vom Kapitalertrag oder dem Steu-
erabzug auf Grund des § 50a unterlie-
gen, gilt bei beschränkt Steuerpflichtigen 
durch den Steuerabzug als abgegolten. 
Satz 1 gilt nicht 
1. für Einkünfte eines inländischen Be-

triebs; 
2. wenn nachträglich festgestellt wird, 

dass die Voraussetzungen der unbe-
schränkten Einkommensteuerpflicht 
im Sinne des § 1 Absatz 2 oder Ab-
satz 3 oder des § 1a nicht vorgelegen 
haben; § 39 Absatz 5a ist sinngemäß 
anzuwenden; 

3. in Fällen des § 2 Absatz 7 Satz 3; 
4. für Einkünfte aus nichtselbständiger 

Arbeit im Sinne des § 49 Absatz 1 Nr. 
4, 
a) wenn auf Grund des § 39d Absatz 

2 eine Eintragung auf der Be-
scheinigung im Sinne des § 39d 
Absatz 1 Satz 3 erfolgt ist, oder 

b) wenn die Veranlagung zur Ein-
kommensteuer beantragt wird 
(§ 46 Absatz 2 Nr. 8); 

5. für Einkünfte im Sinne des § 50a Ab-
satz 1 Nr. 1, 2 und 4, wenn die Ver-
anlagung zur Einkommensteuer bean-
tragt wird. 

 
In den Fällen des Satzes 2 Nr. 4 erfolgt 
die Veranlagung durch das Betriebsstät-
tenfinanzamt, das die Bescheinigung 
nach § 39d Absatz 1 Satz 3 erteilt hat.  
 
Bei mehreren Betriebsstättenfinanzäm-
tern ist das Betriebsstättenfinanzamt 
zuständig, in dessen Bezirk der Arbeit-
nehmer zuletzt beschäftigt war.  
 
Bei Arbeitnehmern mit Steuerklasse VI 
ist das Betriebsstättenfinanzamt zustän-
dig, in dessen Bezirk der Arbeitnehmer 
zuletzt unter Anwendung der Steuerklas-
se I beschäftigt war.  
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Ist keine Bescheinigung nach § 39d Ab-
satz 1 Satz 3 erteilt worden, ist das Be-
triebsstättenfinanzamt zuständig, in des-
sen Bezirk der Arbeitnehmer zuletzt be-
schäftigt war.  
 
Satz 2 Nr. 4 Buchstabe b und Nr. 5 gilt 
nur für Staatsangehörige eines Mitglied-
staats der Europäischen Union oder eines 
anderen Staates, auf den das Abkommen 
über den Europäischen Wirtschaftsraum 
Anwendung findet, die im Hoheitsgebiet 
eines dieser Staaten ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt haben. 
 
 
 
 
In den Fällen des Satzes 2 Nr. 5 er-
folgt die Veranlagung durch das 
Bundeszentralamt für Steuern. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mit der Änderung wird die Zuständigkeit 
für die Antragsveranlagung des § 50 Ab-
satz 2 Nr. 5 EStG dem Bundeszentralamt 
für Steuern zugewiesen. Damit werden 
das Steuerabzugsverfahren nach § 50a 
Absatz 1 EStG (Finanzamt, an das der 
Steuerabzug abzuführen und bei dem die 
Steueranmeldung einzureichen ist) und 
die auf Antrag im Nachhinein erfolgende 
Veranlagung bei einer Finanzbehörde 
zentralisiert. Die Maßnahme dient der 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung. Sie 
vermeidet Zweifelsfragen über das auf-
grund der Vorschriften der Abgaben-
ordnung im Einzelfall zuständige Finanz-
amt und erleichtert das Besteuerungs-
verfahren für Steuerpflichtige und Fi-
nanzverwaltung. 
 
Einer gesonderten Zuständigkeitsrege-
lung für die Veranlagung von beschränkt 
steuerpflichtigen Körperschaften, die 
nach § 32 Absatz 2 Nr. 2 KStG für die 
Einkünfte im Sinne des § 50a Absatz 1 
Nr. 1, 2 und 4 EStG eine Veranlagung 
beantragen, bedarf es nicht. Nach § 31 
Absatz 1 Satz 1 KStG gilt die Regelung 
des § 50 Absatz 2 Satz 8 EStG für das 
KStG entsprechend. 
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4.b) Steuerabzugsverfahren für beschränkt Steuerpflichtige 
 

§ 50a Absätze 3 und 5 EStG (Steuerabzug für beschränkt  
Steuerpflichtige) 
 
…  
 
(3) Der Schuldner der Vergütung kann 
von den Einnahmen in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 1, 2 und 4 mit ihnen in 
unmittelbarem wirtschaftlichem Zusam-
menhang stehende Betriebsausgaben 
oder Werbungskosten abziehen, die ihm 
ein beschränkt Steuerpflichtiger in einer 
für das Bundeszentralamt für Steuern 
nachprüfbaren Form nachgewiesen hat 
oder die vom Schuldner der Vergütung 
übernommen worden sind. Dies gilt nur, 
wenn der beschränkt Steuerpflichtige 
Staatsangehöriger eines Mitgliedstaats 
der Europäischen Union oder eines ande-
ren Staates ist, auf den das Abkommen 
über den Europäischen Wirtschaftsraum 
Anwendung findet, und im Hoheitsgebiet 
eines dieser Staaten seinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. Es gilt 
entsprechend bei einer beschränkt steu-
erpflichtigen Körperschaft, Personenver-
einigung oder Vermögensmasse im Sinne 
des § 32 Absatz 4 des Körperschaftsteu-
ergesetzes. In diesen Fällen beträgt der 
Steuerabzug von den nach Abzug der 
Betriebsausgaben oder Werbungskosten 
verbleibenden Einnahmen (Nettoeinnah-
men), wenn 
1. der Gläubiger der Vergütung eine na-

türliche Person ist, 30 Prozent, 
2. der Gläubiger der Vergütung eine 

Körperschaft, Personenvereinigung 
oder Vermögensmasse ist, 15 Pro-
zent. 

 
... 
 
 
 
 
(5) Die Steuer entsteht in dem Zeit-
punkt, in dem die Vergütung dem Gläu-
biger zufließt.  
 
In diesem Zeitpunkt hat der Schuldner 
der Vergütung den Steuerabzug für 
Rechnung des Gläubigers (Steuerschuld-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Steuerabzugsverfahren gemäß 
§ 50a Absatz 1 EStG wird beim Bundes-
zentralamt für Steuern zentralisiert, um 
die Gleichmäßigkeit der Besteuerung zu 
gewährleisten. Die Zentralisierung ist 
erforderlich, weil – bedingt durch die 
EuGH-Rechtsprechung – das Steuerab-
zugsverfahren an Komplexität zuge-
nommen hat. So sind nunmehr schon im 
Steuerabzugsverfahren Betriebsausga-
ben und Werbungskosten des beschränkt 
Steuerpflichtigen zu berücksichtigen.  
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ner) vorzunehmen.  
 
Er hat die innerhalb eines Kalendervier-
teljahres einbehaltene Steuer jeweils bis 
zum zehnten des dem Kalenderviertel-
jahr folgenden Monats an das Bundes-
zentralamt für Steuern abzuführen.  
 
Der Schuldner der Vergütung haftet für 
die Einbehaltung und Abführung der 
Steuer.  
 
Der Steuerschuldner kann in Anspruch 
genommen werden, wenn der Schuldner 
der Vergütung den Steuerabzug nicht 
vorschriftsmäßig vorgenommen hat.  
 
Der Schuldner der Vergütung ist ver-
pflichtet, dem Gläubiger auf Verlangen 
die folgenden Angaben nach amtlich vor-
geschriebenem Muster zu bescheinigen: 
1. den Namen und die Anschrift des 
Gläubigers, 
2. die Art der Tätigkeit und Höhe der 
Vergütung in Euro, 
3. den Zahlungstag, 
4. den Betrag der einbehaltenen und ab-
geführten Steuer nach Absatz 2 oder 
Absatz 3. 
5. entfällt. 
.. 
. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Da der Steuerabzug künftig einheitlich 
an das Bundeszentralamt für Steuern 
abzuführen ist, wird in der Bescheini-
gung über den Steuerabzug die Angabe 
des Finanzamts, an das der Steuerabzug 
abgeführt worden ist, entbehrlich. 
 

 
 
 

4.c) Steuerabzugsverfahren für beschränkt Steuerpflichtige 
 

§ 52 EStG Anwendungsvorschriften 
 
§ 52 wird wie folgt geändert: 
 
a) Dem Absatz 58 wird folgender Satz 
angefügt: 
 
„Der Zeitpunkt der erstmaligen Anwen-
dung des § 50 Absatz 2 in der Fassung 
des ..... wird durch eine Rechtsverord-
nung der Bundesregierung bestimmt, die 
der Zustimmung des Bundesrats bedarf; 
dieser Zeitpunkt darf nicht vor dem 

 
 
Der Anwendungszeitpunkt für den Über-
gang des Steuerabzugsverfahrens auf 
das Bundeszentralamt für Steuern wird 
durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrats bestimmt und 
kann so an den verwaltungstechnischen 
Erfordernissen bei der Abwicklung des 
Übergangs der Zuständigkeiten ausge-
richtet werden. 
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31. Dezember 2011 liegen.“ 
 
b) Dem Absatz 58a wird folgender Satz 
angefügt: 
 
„Der Zeitpunkt der erstmaligen Anwen-
dung des § 50a Absätze 3 und 5 in der 
Fassung ..... wird durch eine Rechtsver-
ordnung der Bundesregierung bestimmt, 
die der Zustimmung des Bundesrats be-
darf; dieser Zeitpunkt darf nicht vor dem 
31. Dezember 2011 liegen.“ 
 
 
 
 

4.d) Steuerabzugsverfahren für beschränkt Steuerpflichtige 
 

§ 73d EStDV Aufzeichnungen, Aufbewahrungspflichten, 
 Steueraufsicht   
 

(1) 1 Der Schuldner der Vergütungen im 
Sinne des § 50a Absatz 1 des Gesetzes 
(Schuldner) hat besondere Aufzeichnun-
gen zu führen. 2 Aus den Aufzeichnungen 
müssen ersichtlich sein:  
1. Name und Wohnung des beschränkt 

steuerpflichtigen Gläubigers (Steuer-
schuldners), 

2. Höhe der Vergütungen in Euro, 
3. Höhe und Art der von der Bemes-

sungsgrundlage des Steuerabzugs 
abgezogenen Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten, 

4. Tag, an dem die Vergütungen dem 
Steuerschuldner zugeflossen sind, 

5. Höhe und Zeitpunkt der Abführung 
der einbehaltenen Steuer.  

3 Er hat in Fällen des § 50a Absatz 3 des 
Gesetzes die von der Bemessungsgrund-
lage des Steuerabzugs abgezogenen Be-
triebsausgaben oder Werbungskosten 
und die Staatsangehörigkeit des be-
schränkt steuerpflichtigen Gläubigers in 
einer für das Bundeszentralamt für 
Steuern nachprüfbaren Form zu doku-
mentieren.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Steuerabzug nach § 50a Absatz 1 
EStG ist künftig beim Bundeszentralamt 
für Steuern vorzunehmen (vgl. § 50a Ab-
satz 5 Satz 3).  
§ 73d EStDV wird entsprechend ange-
passt.  
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4.e) Steuerabzugsverfahren für beschränkt Steuerpflichtige 
 

§ 73e EStDV (Einbehaltung, Abführung und Anmeldung der Steuer von 
Vergütungen im Sinne des § 50a Absatz 1 und 7 des Gesetzes (§ 50a 
Absatz 5 des Gesetzes)) 
 
Der Schuldner hat die innerhalb eines 
Kalendervierteljahres einbehaltene Steu-
er von Vergütungen im Sinne des § 50a 
Absatz 1 des Gesetzes unter der Be-
zeichnung „Steuerabzug von Vergütun-
gen im Sinne des § 50a Absatz 1 des 
Einkommensteuergesetzes“ jeweils bis 
zum zehnten des dem Kalenderviertel-
jahr folgenden Monats an das Bundes-
zentralamt für Steuern abzuführen. 
Bis zum gleichen Zeitpunkt hat der 
Schuldner dem Bundeszentralamt für 
Steuern eine Steueranmeldung über 
den Gläubiger, die Höhe der Vergütun-
gen im Sinne des § 50a Absatz 1 des 
Gesetzes, die Höhe und Art der von der 
Bemessungsgrundlage des Steuerabzugs 
abgezogenen Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten und die Höhe des Steu-
erabzugs zu übersenden. Satz 2 gilt ent-
sprechend, wenn ein Steuerabzug auf 
Grund der Vorschrift des § 50a Absatz 2 
Satz 3 oder Absatz 4 Satz 1 des Geset-
zes nicht vorzunehmen ist oder auf 
Grund eines Abkommens zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung nicht oder 
nicht in voller Höhe vorzunehmen ist. Die 
Steueranmeldung ist nach amtlich vorge-
schriebenem Vordruck auf elektroni-
schem Weg zu übermitteln, nach Maßga-
be der Steuerdaten Übermittlungsver-
ordnung vom 28. Januar 2003 (BGBl. I 
S. 139), geändert durch die Verordnung 
vom 20. Dezember 2006 (BGBl. I S. 
3380), in der jeweils geltenden Fassung. 
Auf Antrag kann das Bundeszentralamt 
für Steuern zur Vermeidung unbilliger 
Härten auf eine elektronische Übermitt-
lung verzichten; in diesem Fall ist die 
Steueranmeldung vom Schuldner oder 
von einem zu seiner Vertretung Berech-
tigten zu unterschreiben. Ist es zweifel-
haft, ob der Gläubiger beschränkt oder 
unbeschränkt steuerpflichtig ist, so darf 
der Schuldner die Einbehaltung der 
Steuer nur dann unterlassen, wenn der 
Gläubiger durch eine Bescheinigung des 
nach den abgabenrechtlichen Vorschrif-

Der Steuerabzug nach § 50a Absatz 1 
EStG ist künftig beim Bundeszentralamt 
für Steuern vorzunehmen (vgl. § 50a 
Absatz 5 Satz 3).  
§ 73e EStDV wird entsprechend ange-
passt.  
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ten für die Besteuerung seines Einkom-
mens zuständigen Finanzamts nachweist, 
dass er unbeschränkt steuerpflichtig ist. 
Die Sätze 1, 2, 4 und 5 gelten entspre-
chend für die Steuer nach § 50a Absatz 7 
des Gesetzes mit der Maßgabe, dass die 
Steuer an das Finanzamt abzuführen und 
bei dem Finanzamt anzumelden ist, das 
den Steuerabzug angeordnet hat. 
 
 
 
 

4.f) Steuerabzugsverfahren für beschränkt Steuerpflichtige 
 

§ 73g EStDV Haftungsbescheid 
 
 (1) Ist die Steuer nicht ordnungsmäßig 
einbehalten oder abgeführt, so hat das 
Bundeszentralamt für Steuern oder das 
zuständige Finanzamt die Steuer von 
dem Schuldner, in den Fällen des § 73f 
von dem dort bezeichneten Rechtsträger, 
durch Haftungsbescheid oder von dem 
Steuerschuldner durch Steuerbescheid 
anzufordern. 
(2) Der Zustellung des Haftungsbe-
scheids an den Schuldner bedarf es 
nicht, wenn der Schuldner die einbehal-
tene Steuer dem Bundeszentralamt für 
Steuern oder dem Finanzamt ordnungs-
mäßig angemeldet hat (§ 73e) oder 
wenn er vor dem Bundeszentralamt für 
Steuern oder dem Finanzamt oder einem 
Prüfungsbeamten des Bundeszentralamts 
für Steuern bzw. des Finanzamts seine 
Verpflichtung zur Zahlung der Steuer 
schriftlich anerkannt hat. 

Der Steuerabzug nach § 50a Absatz 1 
EStG ist künftig beim Bundeszentralamt 
für Steuern vorzunehmen (vgl. § 50a 
Absatz 5 Satz 3).  
§ 73g EStDV wird entsprechend ange-
passt.  
 

 
 
 
 

4.g) Steuerabzugsverfahren für beschränkt Steuerpflichtige 
 

§ 84 EStDV Anwendungsvorschriften 
 
§ 84 Absatz 3h wird folgender Satz an-
gefügt:  
 
„Der Zeitpunkt der erstmaligen Anwen-
dung des § 73d Absatz 1 Satz 3 des 

 
 
 
Der Anwendungszeitpunkt für den Über-
gang des Steuerabzugsverfahrens auf 
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§ 73e Sätze 1, 2 und 5 sowie des 
§ 73g Absätze 1 und 2 in der Fassung 
..... wird durch eine Rechtsverordnung 
der Bundesregierung bestimmt, die der 
Zustimmung des Bundesrats bedarf; die-
ser Zeitpunkt darf nicht vor dem  
31. Dezember 2011 liegen.“ 
 

das Bundeszentralamt für Steuern wird 
durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrats bestimmt und 
kann so an den verwaltungstechnischen 
Erfordernissen bei der Abwicklung des 
Übergangs der Zuständigkeiten ausge-
richtet werden. 
 

 
 
 

4.h) Steuerabzugsverfahren für beschränkt Steuerpflichtige 
 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 
 
aa) § 5 Absatz 1 Nr. 12 wird wie folgt 
gefasst: 
 
„12. die Durchführung der Veranlagung 
nach § 50 Absatz 2 Nr. 5 des Einkom-
mensteuergesetzes und § 32 Absatz 2 
Nr. 2 des Körperschaftsteuergesetzes 
sowie die Durchführung des Steuerab-
zugsverfahrens nach § 50a Absatz 1 des 
Einkommensteuergesetzes, einschließlich 
des Erlasses von Haftungs- und Nachfor-
derungsbescheiden und deren Vollstre-
ckung ab dem durch eine Rechtsverord-
nung der Bundesregierung mit Zustim-
mung des Bundesrats zu bestimmenden 
Zeitpunkt, der nicht vor dem  
31. Dezember 2011 liegt.“ 
 
 
 
 
 
 
bb) Nach § 5 Absatz 6 wird folgender 
Absatz 7 eingefügt: 
 
„(7) Das Aufkommen der in Ausübung 
der Aufgaben nach Absatz 1 Nr. 12 zuge-
flossenen Einkommen- und Körper-
schaftsteuer steht den Ländern und Ge-
meinden nach den für die Verteilung des 
Aufkommens der Einkommen- und Kör-
perschaftsteuer maßgebenden Vorschrif-
ten zu. Nach Ablauf eines jeden Monats 
werden die Anteile der einzelnen Länder 
einschließlich ihrer Gemeinden an den 
Einnahmen durch das Bundeszentralamt 
für Steuern festgestellt. Die nach Satz 2 

 
In § 50 Absatz 2 Satz 7 EStG/ § 32 Ab-
satz 2 Nr. 2 in Verbindung mit § 31 Ab-
satz 1 Satz 1 KStG und § 50a Absatz 5 
EStG ist zur Gewährleistung der gleich-
mäßigen Besteuerung in Fällen des § 
50a Absatz 1 EStG vorgesehen, die Zu-
ständigkeit für das Steuerabzugsverfah-
ren und eine nachfolgende Veranlagung 
zentral dem Bundeszentralamt für Steu-
ern zuzuweisen. Mit der Änderung des 
§ 5 Nr. 12 FVG werden die entsprechen-
den Aufgaben dem Bundeszentralamt für 
Steuern übertragen.  
 
Der Anwendungszeitpunkt für den Über-
gang des Steuerabzugsverfahrens auf 
das Bundeszentralamt für Steuern wird 
durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrats bestimmt und 
kann so an den verwaltungstechnischen 
Erfordernissen bei der Abwicklung des 
Übergangs der Zuständigkeiten ausge-
richtet werden. 
 
 
Die Verteilung des Aufkommens infolge 
der dem Bundeszentralamt für Steuern 
neu zugewiesenen Aufgabe nach § 5 Ab-
satz 1 Nr. 12 FVG erfolgt nach allgemei-
nen Grundsätzen.  
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festgestellten Anteile sind an die Länder 
bis zum 15. des darauf folgenden Monats 
auszuzahlen. Das Bundesministerium der 
Finanzen wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates das Nähere zur Verwaltung und 
Auszahlung der Einnahmen in Ausübung 
der Aufgaben nach Absatz 1 Nr. 12 zu 
bestimmen.“ 
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B. Versicherungsteuer/Feuerschutzsteuer 
 
 
Übertragung der Verwaltungskompetenz für die Versicherungsteuer 
und die Feuerschutzsteuer auf den Bund bei Trennung der für Feuer-
schutzsteuer und Versicherungsteuer gemeinsamen Bemessungs-
grundlagen im FeuerschStG 
 

1.a) Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 
 
Das Finanzverwaltungsgesetz wird wie 
folgt geändert: 

Die Übernahme der Verwaltungs-
kompetenzen ist zum 1. Juli 2010 vorge-
sehen wegen der erforderlichen Vorlauf-
zeiten zur Übernahme des Personals der 
Länder, das bisher mit der Verwaltung 
der Versicherungsteuer und Feuerschutz-
steuer beschäftigt war, und wegen der 
Einrichtung der informationstechnischen 
Voraussetzungen. Die Länder haben zu-
gesichert, dass das mit der Verwaltung 
der Versicherungsteuer und Feuerschutz-
steuer am 30. September 2008 beschäf-
tigte Personal an den Bund – ohne Aus-
wahlverfahren des Bundes – abgegeben 
wird, die Zustimmung der jeweiligen 
Personen vorausgesetzt. Insgesamt wer-
den beim Bundesministerium der Finan-
zen zu den bereits für die Versicherung-
steuer bestehenden Planstellen sechs 
neue Planstellen eingerichtet, beim Bun-
deszentralamt für Steuern zusätzlich 
sechsunddreißig neue Planstellen.  
 
Durch die Übertragung der Verwaltungs-
kompetenz für die Versicherungsteuer 
und Feuerschutzsteuer wird der Vollzug 
der Versicherungsteuer und Feuerschutz-
steuer erheblich vereinfacht und verbes-
sert. Dies wird erreicht durch die Zentra-
lisierung der Verwaltung der insgesamt 
rund 2000 Steuerfälle in der Versiche-
rungsteuer sowie der rund 1150 Steuer-
fälle in der Feuerschutzsteuer und die 
Professionalisierung der Bearbeiter durch 
ausschließliche Zuständigkeit für die Be-
arbeitung der Versicherungsteuer und 
Feuerschutzsteuer.  
 
 

§ 5 Absatz 1 Nr. 25 FVG (Aufgaben des 
Bundeszentralamtes für Steuern) wird 
wie folgt gefasst: 
 

Die Änderung in § 5 resultiert aus dem 
Übergang der Verwaltungshoheit für die 
Versicherungsteuer und die Feuerschutz-
steuer von den Ländern auf den Bund. 
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(1) Aufgaben:  

25. die Verwaltung der Versicherung- 
und Feuerschutzsteuer und die zent-
rale Sammlung und Auswertung der 
Informationen für die Verwaltung der 
Versicherung- und Feuerschutzsteu-
er; 

 

Hierdurch wird die Verwaltungszustän-
digkeit für die Versicherungsteuer und 
Feuerschutzsteuer auf das Bundeszent-
ralamt für Steuern übertragen. 
 

Inkrafttreten 
§ 5 Absatz 1 Nr. 25 FVG (Aufgaben des 
Bundeszentralamtes für Steuern) tritt 
am 1. Juli 2010 in Kraft. 

Wegen der erforderlichen Vorlaufzeiten 
beim Bund ist die Übernahme der Ver-
waltungskompetenzen zum 1. Juli 2010 
festgelegt. 
 

 
 
 

1.b) Änderung des Versicherungsteuergesetzes (VersStG) 
 
Das Versicherungsteuergesetz wird wie 
folgt geändert: 

 

§ 5 (Steuerberechnung)  
§ 5 wird wie folgt gefasst: 
 

(1) Die Steuer wird für die einzelnen 
Versicherungen berechnet, und zwar  

1. regelmäßig vom Versicherungs-
entgelt,  

2. bei der Hagelversicherung und 
bei der im Betrieb der Landwirt-
schaft oder Gärtnerei genomme-
nen Versicherung von Glasde-
ckungen über Bodenerzeugnis-
sen gegen Hagelschaden von der 
Versicherungssumme und für je-
des Versicherungsjahr,  

3. nur bei 
a) der Feuerversicherung und 

der Feuer-Betriebsunter-
brechungsversicherung (§ 3 
Absatz 1 Nr. 1 FeuerschStG) 
von einem Anteil von 60 Pro-
zent des Versicherungsent-
gelts; 

b) der Wohngebäudeversiche-
rung (§ 3 Absatz 1 Nr. 2 Feu-
erschStG) von einem Anteil 
von 86 Prozent des Versiche-
rungsentgelts; 

c) der Hausratversicherung (§ 3 
Absatz 1 Nr. 3 FeuerschStG) 
von einem Anteil von 85 Pro-
zent des Versicherungsent-
gelts.  

 
 
 
Bisher haben die Feuerschutzsteuer und 
die Versicherungsteuer bei der Feuerver-
sicherung einschließlich der Feuerbe-
triebsunterbrechungsversicherung auf das 
Versicherungsentgelt im Ganzen bzw. die 
Feuerschutzsteuer teilweise und die Versi-
cherungsteuer im Ganzen auf das Versi-
cherungsentgelt für die Wohngebäude- 
bzw. Hausratversicherung als Bemes-
sungsgrundlage zugegriffen. Durch diese 
gemeinsamen Bemessungsgrundlagen 
kam es zu Abgrenzungsproblemen. Durch 
die neu geregelte Trennung und Zuwei-
sung eines festgelegten Anteils des Versi-
cherungsentgelts jeweils nur auf die Feu-
erschutzsteuer bzw. nur auf die Versiche-
rungsteuer erfolgt eine Verteilung der An-
teile an der Bemessungsgrundlage auf die 
Steuergläubiger (Länder für die Feuer-
schutzsteuer bzw. Bund für die Versiche-
rungsteuer). 
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Das Bundeszentralamt für Finanzen kann 
auf Antrag gestatten, dass die Steuer 
nicht nach der Isteinnahme, sondern 
nach dem im Anmeldungszeitraum (§ 8 
Absatz 2) angeforderten Versicherungs-
entgelt (Solleinnahme) berechnet wird. 
Im Fall der Berechnung nach der Sollein-
nahme ist die auf nicht vereinnahmte 
Versicherungsentgelte bereits entrichtete 
Steuer von der Steuer für den Anmel-
dungszeitraum abzusetzen, in dem der 
Versicherer die Versicherung ganz oder 
teilweise in Abgang gestellt hat.  
 

Folgeänderung (siehe Begründung zu 
§ 7a) 
Das Wort „Finanzamt“ wird durch „Bun-
deszentralamt für Steuern“ ersetzt. 
 
 

§ 6 (Steuersatz) 
§ 6 Absatz 2 Nr. 1 bis 3 wird wie folgt 
gefasst: 

(2) Die Steuer beträgt  
1. bei der Feuerversicherung und 

bei der Feuer-Betriebsunter-
brechungsversicherung 22 Pro-
zent (§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 
Satz 1 Buchstabe a); 

2. bei der Wohngebäudeversiche-
rung 19 Prozent (§ 5 Absatz 1 
Satz 1 Nr. 3 Satz 1 Buchstabe b) 
und 

3. bei der Hausratversicherung 
19 Prozent (§ 5 Absatz 1 Satz 1 
Nr. 3 Satz 1 Buchstabe c).  

 

In der Feuerversicherung und der Feuer-
betriebsunterbrechungsversicherung gal-
ten bisher Steuersätze für die Feuer-
schutzsteuer in Höhe von 8 % und Versi-
cherungsteuer in Höhe von 14 % bezogen 
auf die gesamte Bemessungsgrundlage. 
Die Steuerschuldner waren also bisher in 
Höhe von 22 % steuerbelastet. Zur Siche-
rung einer gleichbleibenden Besteuerung 
wird daher ein neuer Sondersteuersatz in 
Höhe von 22 % auf den jeweiligen Anteil 
der Bemessungsgrundlage für die Feuer-
schutzsteuer und für die Versicherung-
steuer gebildet.  
Zur Sicherung einer gleichbleibenden Be-
steuerung werden die bisherigen beson-
deren Steuersätze für die die Wohnge-
bäude- und die Hausratversicherung an 
den Regelsteuersatz angepasst, was zur 
Steuervereinfachung und zur Vermeidung 
von Gestaltungsmissbrauch führt.  
 

§ 7a (Örtliche Zuständigkeit)  
§ 7a wird wie folgt gefasst: 
Zuständig ist das Bundeszentralamt für 
Steuern. 

Diese Änderung weist die Zuständigkeit 
für die Verwaltung der Versicherungsteuer 
ausschließlich dem Bundeszentralamt für 
Steuern zu.  
 

§ 8 (Anmeldung, Fälligkeit) 

(4) Gibt der Versicherer oder der Bevoll-
mächtigte bis zum Ablauf der Anmel-
dungsfrist die Steueranmeldung nicht ab, 
so setzt das Bundeszentralamt für Steu-
ern die Steuer fest. Als Zeitpunkt ihrer 
Fälligkeit gilt der fünfzehnte Tag nach 
Ablauf des Anmeldungszeitraums. 
 
 
(5) Hat der Versicherungsnehmer die 
Steuer zu entrichten (§ 7 Absatz 3), so 
hat er den Abschluss der Versicherung 

 
 
Folgeänderung (siehe Begründung zu 
§ 7a) 
Das Wort „Finanzamt“ wird durch „Bun-
deszentralamt für Steuern“ ersetzt. 
 
 
 
 
 
– wie vor – 
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dem Bundeszentralamt für Steuern un-
verzüglich anzuzeigen. Die gleiche Pflicht 
hat auch der Vermittler, der den Ab-
schluss einer solchen Versicherung ver-
mittelt hat, wenn er seine Geschäftslei-
tung, seinen Sitz oder seinen Wohnsitz 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat. 
Der Versicherungsnehmer hat innerhalb 
von 15 Tagen nach Ablauf des Monats, in 
dem das Versicherungsentgelt gezahlt 
worden ist, eine eigenhändig unter-
schriebene Steueranmeldung abzugeben 
und die selbst berechnete Steuer zu ent-
richten.  
 
§ 10a (Mitteilungspflicht) 
 
(1) Die mit der Aufsicht über die Versi-
cherungsunternehmen betrauten Behör-
den teilen dem Bundeszentralamt für 
Steuern die zu ihrer Kenntnis gelangen-
den Versicherer mit. 
 
(2) Das Registergericht teilt Eintragun-
gen von Vereinen oder Genossenschaf-
ten, die sich mit dem Abschluss von Ver-
sicherungen befassen, dem Bundeszent-
ralamt für Steuern mit; das gilt auch 
dann, wenn die Vereine oder Genossen-
schaften ihre Leistungen als Unterstüt-
zungen ohne Rechtsanspruch bezeich-
nen. 
 

 
 
Folgeänderung (siehe Begründung zu 
§ 7a) 
Das Wort „Finanzamt“ wird durch „Bun-
deszentralamt für Steuern“ ersetzt. 
 
 
– wie vor – 
 
 
 
 

§ 11 (Ermächtigungen) 
 
(1) Die Bundesregierung wird ermäch-
tigt, mit Zustimmung des Bundesrates 
Rechtsverordnungen zu erlassen über 
 
1. die nähere Bestimmung der in diesem 
Gesetz verwendeten Begriffe, 
2. die Abgrenzung der Steuerpflicht so-
wie den Umfang der Ausnahmen von der 
Besteuerung und der Steuerermäßigun-
gen, soweit dies zur Wahrung der 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung und zur 
Beseitigung von Unbilligkeiten in Härte-
fällen erforderlich ist, 
3. den Umfang der Besteuerungsgrund-
lage,  
4. (weggefallen) 
5. (weggefallen) 
6. die Steuerberechnung bei Einrechnung 
der Steuer in das Versicherungsentgelt,  
7. die Steuerberechnung nach der Versi-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
„die Zuständigkeit der Finanzämter und“ 
ist in Ziff. 3 nicht erforderlich, da es keine 
zuständigen Finanzämter mehr gibt, son-
dern nur noch das Bundeszentralamt für 
Steuern. 
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cherungsleistung,  
8. die Festsetzung der Steuer in beson-
deren Fällen in Pauschbeträgen. Dies gilt 
insbesondere dann, wenn die Feststel-
lung der Steuerbeträge mit Schwierigkei-
ten und Kosten verbunden wäre, die zur 
Höhe der Steuer in keinem angemesse-
nen Verhältnis stehen würden,  
9. die Erstattung der Steuer. 
 
Inkrafttreten 
Die Änderungen des Versicherungsteuer-
gesetzes treten am 1. Juli 2010 in Kraft. 

Wegen der erforderlichen Vorlaufzeiten 
beim Bund ist die Übernahme der Verwal-
tungskompetenzen zum 1. Juli 2010 fest-
gelegt. 
 

 
 
 

1.c) Änderung der Versicherungsteuer-Durchführungsverordnung  
(VersStDV 1996) 

 
Die Versicherungsteuer-
Durchführungsverordnung wird wie folgt 
geändert: 

 

§ 1 (Örtliche Zuständigkeitsrege-
lung)  
wird aufgehoben. 
 
 

§ 1, der die örtlich zuständigen Finanz-
ämter festlegte, kann entfallen, da in 
allen Fällen nur noch das Bundeszentral-
amt für Steuern zuständig ist. 

§ 2 (Anmeldungspflicht) 
 
(1) Der inländische Versicherer hat die 
Eröffnung seines Geschäftsbetriebs bin-
nen zwei Wochen dem Bundeszentralamt 
für Steuern anzumelden. Das gleiche gilt 
für eine Person oder eine Personenverei-
nigung, die an einem Versicherungsver-
trag im Sinne des § 2 Absatz 1 des Ge-
setzes beteiligt ist. 
 
(2) Zugleich mit der Anmeldung hat der 
Versicherer dem Bundeszentralamt für 
Steuern anzuzeigen, ob er die Erfüllung 
der Steuerpflicht selbst übernehmen o-
der den zur Empfangnahme von Prä-
mienzahlungen ermächtigten Personen 
(Bevollmächtigten) übertragen will. In 
der Anzeige hat der Versicherer alle Be-
vollmächtigten, denen er die Erfüllung 
der Steuerpflicht übertragen hat, unter 
Angabe ihres Wohnsitzes (Sitzes, Ge-
schäftsleitung) und des Umfangs der 
Übertragung aufzuführen. 
 

 
 
Folgeänderung (siehe Begründung zu 
§ 1). das Wort „Finanzamt“ wurde durch 
„Bundeszentralamt für Steuern“ ersetzt. 
 
 
 
 
 
 
– wie vor – 
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(3) Veränderungen gegenüber den in der 
Anmeldung (Absatz 1) oder Anzeige (Ab-
satz 2) gemachten Angaben hat der Ver-
sicherer binnen zwei Wochen dem Bun-
deszentralamt für Steuern anzuzeigen. 
 

- wie vor - 
 
 
 
 
 

§ 10 (Entrichtung der Steuer im 
Pauschverfahren) 
 
Das Bundeszentralamt für Steuern kann 
in Fällen, in denen die Feststellung der 
Unterlagen für die Steuerfestsetzung 
unverhältnismäßig schwierig sein würde, 
die Berechnung und Entrichtung der 
Steuer im Pauschverfahren zulassen. 
 

 
 
 
Folgeänderung (siehe Begründung zu § 
1). das Wort „Finanzamt“ wurde durch 
„Bundeszentralamt für Steuern“ ersetzt. 
 

Inkrafttreten 
Die Änderungen der Versicherungsteuer-
Durchführungsverordnung treten am 
1. Juli 2010 in Kraft. 

Wegen der erforderlichen Vorlaufzeiten 
beim Bund ist die Übernahme der Ver-
waltungskompetenzen zum 1. Juli 2010 
festgelegt. 
 

 
 
 

1.d) Änderung des Feuerschutzsteuergesetzes (FeuerschStG) 
 
Das Feuerschutzsteuergesetz wird wie 
folgt geändert: 

Begründung 
 

§ 1 (Gegenstand der Steuer) 
 
§ 1 wird wie folgt gefasst:  
(1) Der Feuerschutzsteuer unterliegt die 

Entgegennahme des Versicherungs-
entgelts nur aus den folgenden Versi-
cherungen, wenn die versicherten 
Gegenstände sich bei der Entgegen-
nahme des Versicherungsentgelts im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes be-
finden: 

1. Feuerversicherungen einschließlich 
Feuer-Betriebsunterbrechungs-
versicherungen, 

2. Wohngebäudeversicherungen, bei 
denen die Versicherung teilweise 
auf Gefahren entfällt, die Gegen-
stand einer Feuerversicherung sein 
können, 

3. Hausratversicherungen, bei denen 
die Versicherung teilweise auf Ge-
fahren entfällt, die Gegenstand ei-
ner Feuerversicherung sein können. 

 
Das Versicherungsentgelt aus Versiche-
rungen, die nicht in Satz 1 Nummern 1 

 
 
Die Änderung benennt die dem Feuer-
schutzsteuergesetz unterworfenen Versi-
cherungen ausdrücklich. Satz 2 schließt 
andere als in Satz 1 genannte Versiche-
rungen, die auch Gegenstand einer Feuer-
versicherung sein können, von der Be-
steuerung nach dem Feuerschutzsteuer-
gesetz aus.  
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bis 3 genannt werden, die jedoch teil-
weise auf Gefahren entfallen, die Ge-
genstand einer Feuerversicherung sein 
können, unterliegt nicht der Feuer-
schutzsteuer. 
 
§ 3 (Bemessungsgrundlage) 
 
§ 3 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
(1) Bemessungsgrundlage ist  

1. bei Feuerversicherungen (§ 1 Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 1) ein Anteil von 
40 Prozent des Versicherungsent-
gelts,  

2. bei Wohngebäudeversicherungen 
(§ 1 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2) ein 
Anteil von 14 Prozent des Ge-
samtbetrages des Versicherungs-
entgelts und 

3. bei Hausratversicherungen (§ 1 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 3) ein Anteil 
von 15 Prozent des Gesamtbetra-
ges des Versicherungsentgelts. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Steuer ist von den Anteilen (Ab-
satz 1 Nr. 1, 2 und 3) zu berechnen, die 
im Anmeldungszeitraum (§ 8 Absatz 2) 
vereinnahmt worden sind (Isteinnah-
men). Wird das Versicherungsentgelt 
ganz oder zum Teil zurückgezahlt, weil 
das Versicherungsverhältnis vorzeitig 
beendet oder das Versicherungsentgelt 
herabgesetzt worden ist, so mindert sich 
die Bemessungsgrundlage um die auf die 
Anteile zurückgezahlten Versicherungs-
entgelte. 
 

Bisher haben die Feuerschutzsteuer und 
die Versicherungsteuer bei der Feuerversi-
cherung einschließlich der Feuerbetriebs-
unterbrechungsversicherung auf das Ver-
sicherungsentgelt im Ganzen bzw. die 
Feuerschutzsteuer teilweise und die Versi-
cherungsteuer im Ganzen auf das Versi-
cherungsentgelt bei der Wohngebäude- 
bzw. Hausratversicherung als Bemes-
sungsgrundlage zugegriffen und damit das 
Versicherungsentgelt doppelt belastet. 
Durch diese gemeinsamen Bemessungs-
grundlagen kam es zu Abgrenzungsprob-
lemen. Durch die neu geregelte Trennung 
und Zuweisung eines festgelegten Anteils 
am Versicherungsentgelt jeweils nur auf 
die Feuerschutzsteuer bzw. nur auf die 
Versicherungsteuer erfolgt eine Verteilung 
der Anteile an der Bemessungsgrundlage 
auf die Steuergläubiger (Länder für die 
Feuerschutzsteuer bzw. Bund für die Ver-
sicherungsteuer). Diese Verteilung wurde 
so vorgenommen, dass die Länder mit 
einem Aufkommen an der Feuerschutz-
steuer nicht nur in Höhe von 320 Mio. Eu-
ro, sondern in Höhe von ca. 400 Mio. Euro 
bei gleich bleibenden Versicherungsent-
gelten (laut Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht für 2007) rechnen 
können. Der über den Betrag von 320 
Mio. Euro hinausgehende Betrag trägt 
Unwägbarkeiten der Rechtsänderung zu-
gunsten der Länder Rechnung. 
 
 
 
Folgeänderung, siehe Begründung zu Ab-
satz 1 
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§ 3 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
(3) Das Bundeszentralamt für Steuern 
kann auf Antrag gestatten, dass die 
Steuer nicht nach den Isteinnahmen, 
sondern nach den im Anmeldungszeit-
raum angeforderten Versicherungsent-
gelten (Absatz 1 Nr. 1) und Feuerantei-
len (Absatz 1 Nr. 2 und 3) (Solleinnah-
men) berechnet wird. Im Falle der Be-
rechnung nach Solleinnahmen ist die auf 
nicht eingegangene Versicherungsentgel-
te und Feueranteile bereits entrichtete 
Steuer bei der Anmeldung in dem An-
meldungszeitraum (§ 8 Absatz 2) abzu-
setzen, in dem der Versicherer die Versi-
cherung ganz oder teilweise in Abgang 
gestellt hat. 
 

 
Folgeänderung (siehe Begründung zu 
§ 10). 
Das Wort „Finanzamt“ wird durch „Bun-
deszentralamt für Steuern“ ersetzt. 
 
 
 
 
 

§ 4 (Steuersatz) 
 
§ 4 wird wie folgt gefasst: 
(1) Der Steuersatz beträgt – vorbehalt-

lich des folgenden Absatzes – 19 %. 
(2) Die Steuer beträgt bei Feuerversi-

cherungen (§ 1 Absatz 1 Satz 1  
Nr. 1) 22 Prozent.  

(3) Die Versicherungsteuer gehört nicht 
zum Versicherungsentgelt. 

 

 
 
Die Regelsteuersätze für die Feuerschutz-
steuer und die Versicherungsteuer werden 
vereinheitlicht, was zur Steuervereinfa-
chung und zur Vermeidung von Gestal-
tungsmissbrauch führt.  
In der Feuerversicherung und der Feuer-
betriebsunterbrechungsversicherung gal-
ten bisher Steuersätze für die Feuer-
schutzsteuer in Höhe von 8 % und Versi-
cherungsteuer in Höhe von 14 % bezogen 
auf die gesamte Bemessungsgrundlage. 
Die Steuerschuldner waren also bisher in 
Höhe von 22 % steuerbelastet. Zur Siche-
rung einer gleichbleibenden Besteuerung 
wird daher ein neuer Sondersteuersatz in 
Höhe von 22 % auf den jeweiligen Anteil 
der Bemessungsgrundlage für die Feuer-
schutzsteuer und für die Versicherung-
steuer gebildet.  
 

§ 8 (Anmeldung, Fälligkeit) 
 
(3) Gibt der Versicherer oder der Be-
vollmächtigte bis zum Ablauf der Anmel-
dungsfrist die Steueranmeldung nicht ab, 
setzt das Bundeszentralamt für Steuern 
die Steuer fest. Als Zeitpunkt ihrer Fäl-
ligkeit gilt der fünfzehnte Tag nach Ab-
lauf des Anmeldungszeitraums. 
 
 
(4) Ist der Versicherungsnehmer Steuer-
schuldner (§ 5 Absatz 2), so hat er den 
Abschluss der Versicherung dem Bun-
deszentralamt für Steuern unverzüglich 

 
 
Folgeänderung (siehe Begründung zu 
§ 10). 
Das Wort „Finanzamt“ wird durch „Bun-
deszentralamt für Steuern“ ersetzt. 
 
 
 
 
- wie vor - 
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anzuzeigen. Die gleiche Pflicht hat auch 
der Vermittler, der den Abschluss einer 
solchen Versicherung vermittelt hat, 
wenn er seine Geschäftsleitung, seinen 
Sitz oder seinen Wohnsitz im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes hat. Der Versi-
cherungsnehmer hat spätestens am 15. 
Tag nach Ablauf des Monats, in dem das 
Versicherungsentgelt gezahlt worden ist, 
eine Steueranmeldung nach amtlich vor-
geschriebenem Vordruck abzugeben und 
die selbst berechnete Steuer zu entrich-
ten. 
 
§ 10 (Zuständigkeit) 
 
§ 10 wird wie folgt gefasst: 
Zuständig ist das Bundeszentralamt für 
Steuern. 

 

Die Änderung ist erforderlich, da die Zu-
ständigkeit für die Verwaltung der Feuer-
schutzsteuer ausschließlich dem Bundes-
zentralamt für Steuern zugewiesen wurde 
(§ 5 Absatz 1 Nr. 25 FVG).  
 

§ 11 (Zerlegung) 
 
(1) Das Gesamtaufkommen der entrich-
teten Feuerschutzsteuer wird bis zum 
31. Dezember 2015 nach den Absätzen 2 
und 3 zerlegt. 
 
 

 
 
Die bestehende Zerlegungsregelung für 
das Feuerschutzsteuer-Aufkommen auf 
die Länder endet bisher am 31. Dezember 
2009 und wird daher bis 31. Dezember 
2015 verlängert. 
 

§ 12 (Mitteilungspflicht) 
 
(1) Die mit der Aufsicht über die Versi-
cherungsunternehmen betrauten Behör-
den teilen dem Bundeszentralamt für 
Steuern die zu ihrer Kenntnis gelangen-
den Versicherer mit. 
 
(2) Das Registergericht teilt Eintragun-
gen von Vereinen oder Genossenschaf-
ten, die sich mit dem Abschluss von Ver-
sicherungen befassen, dem Bundeszent-
ralamt für Steuern mit; das gilt auch 
dann, wenn die Vereine oder Genossen-
schaften ihre Leistungen als Unterstüt-
zungen ohne Rechtsanspruch bezeich-
nen. 
 

 
 
Folgeänderung (siehe Begründung zu 
§ 10). 
Das Wort „Finanzamt“ wird durch „Bun-
deszentralamt für Steuern“ ersetzt. 
 
 
- wie vor - 
 
 

§ 14 (Evaluation)  
 
§ 14 wird neu eingefügt: 
 
Die Bemessungsgrundlagen (§ 3 Absatz 
1) werden jährlich, beginnend mit dem 
1. Januar 2012, durch Rechtsverordnung 
der Bundesregierung, die der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf, derart 

 
 
 
Ziel der Vorschrift ist, das Feuerschutz-
steuer-Aufkommen nach Übertragung der 
Verwaltungskompetenzen für die Versi-
cherungsteuer und die Feuerschutzsteuer 
auf den Bund für die Finanzierung des 
Brand- und Katastrophenschutzes dauer-
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angepasst, dass das Aufkommen der 
Feuerschutzsteuer nicht unter den 
Durchschnitt der Jahre 2009 bis 2011 
(Sockelbetrag) sinkt. Die Bemessungs-
grundlagen nach § 5 Absatz 1 Nr. 3 des 
Versicherungsteuergesetzes sind ent-
sprechend anzupassen. 
 

haft zu sichern durch Einführung eines 
absoluten Sockelbetrages. 

§ 15 (Ermächtigungen) 

 

§ 15 wird neu eingefügt:  
 
(1) Die Bundesregierung wird ermäch-

tigt, mit Zustimmung des Bundesra-
tes Rechtsverordnungen zu erlassen 
über den Anteil an der Bemes-
sungsgrundlage (§ 3 Absatz 1). 

 
(2) Der Bundesminister der Finanzen 

kann dieses Gesetz und die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen in der jeweils 
geltenden Fassung mit neuem Da-
tum und unter neuer Überschrift im 
Bundesgesetzblatt bekannt machen. 

 

 
 
 
Folgeänderungen zu § 14. 

  
Inkrafttreten 
 
(1) § 11 Absatz 1 (Zerlegung des Auf-
kommens) tritt zum 1. Januar 2010 in 
Kraft.  
(2) Die übrigen Änderungen des Feuer-
schutzsteuergesetzes treten am 
1. Juli 2010 in Kraft. 
 

Die Zerlegungsregelung des Feuerschutz-
steuer-Aufkommens ist bereits ab 1. Ja-
nuar 2010 erforderlich. 
 
Wegen der erforderlichen Vorlaufzeiten 
beim Bund ist die Übernahme der Verwal-
tungskompetenzen zum 1. Juli 2010 fest-
gelegt. 
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C. Öffentliche IT 
 
Vor dem Hintergrund moderner Verwaltungsanforderungen und neuer Bedro-
hungen ist die Sicherheit und Austauschbarkeit von Daten in den öffentlichen 
IT-Netzen von herausragender Bedeutung. Eine sichere, effektive und kosten-
günstige IT-Infrastruktur bildet das Rückgrat der öffentlichen Verwaltung. 
Durch die Bündelung der Marktmacht können weitere Effizienzpotenziale aus-
geschöpft werden. Hierfür sind durch Änderungen im Grundgesetz sowie 
durch einfachgesetzliche und staatsvertragliche Rahmenvorgaben die rechtli-
chen Voraussetzungen zu schaffen.  
 
Bund und Länder haben die Grundlage für ein neues System der Bund-
Länder-IT-Koordinierung erarbeitet und als „Gemeinsames Grundverständnis 
der technischen und organisatorischen Ausgestaltung der Bund/Länder-
Zusammenarbeit bei dem Verbindungsnetz und der IT-Steuerung“ in die Bera-
tungen eingebracht (Arbeitsunterlage AG 3 – 08). Auf dieser Grundlage beru-
hen die folgenden Änderungsvorschläge:  
 
 
 
Die Überschrift von Abschnitt VIIIa Grundgesetz wird wie folgt gefasst: 

„VIII a. Gemeinschaftsaufgaben, Verwaltungszusammenarbeit“ 
 
 

1. Artikel 91c Grundgesetz (neu) 
 
Artikel 91c Grundgesetz 
[Informationstechnische Systeme] 

Begründung 
 

Absatz 1 Zu Absatz 1 
Bund und Länder können bei der 
Planung, der Errichtung und dem 
Betrieb der für ihre Aufgabenerfül-
lung benötigten informationstechni-
schen Systeme zusammenwirken. 

Informationstechnische Systeme umfas-
sen die technischen Mittel zur Verarbei-
tung und Übertragung von Informatio-
nen. 
 
Absatz 1 schafft eine Grundlage für 
Bund und Länder, bei der Informations-
technik zusammenzuwirken. Die Vor-
schrift ist angesichts des ständigen Fort-
schritts der Informationstechnik und ih-
rer wachsenden Bedeutung für die öf-
fentliche Verwaltung weit gefasst. Bund 
und Länder sollen in die Lage versetzt 
werden, auf die mannigfaltigen Heraus-
forderungen und Chancen der Informati-
onstechnik, auch soweit sie heute noch 
unbekannt sind, angemessen und zeit-
nah zu reagieren. Die weite Fassung der 
Norm ermöglicht zudem die einheitliche 
Umsetzung der im IT-Bereich zuneh-
menden EU-Vorgaben. 
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Das Zusammenwirken von Bund und 
Ländern nach Absatz 1 umfasst das tat-
sächliche und das rechtliche Zusam-
menwirken. Die Gestaltung informations-
technischer Systeme ist regelmäßig lang-
fristig angelegt und in Anschaffung und 
Betrieb kostenintensiv. Es besteht daher 
ein Bedürfnis nach rechtlicher Planungs-
sicherheit und ein Interesse an dauerhaf-
ten sowie flexiblen Lösungen. Die Bund-
Länder-Zusammenarbeit kann durch 
Vereinbarungen, in denen die Art und 
Weise der Zusammenarbeit näher aus-
gestaltet wird, geregelt werden. Für ihre 
Zusammenarbeit können Bund und Län-
der insbesondere die notwendige Gre-
mienstruktur (IT-Planungsrat) schaffen 
und die hierfür erforderlichen Vereinba-
rungen treffen, um die bisherigen Gre-
mien (insbesondere Arbeitskreis der 
Staatssekretäre für E-Government in 
Bund und Ländern, Vorhaben aus dem 
Projekt „Deutschland-Online“, Kooperati-
onsausschuss von Bund und Ländern für 
automatisierte Datenverarbeitung) mit 
allen Untergremien abzulösen. Die Mög-
lichkeit, Vereinbarungen zu treffen, stellt 
ein geeignetes Instrument dar, um die 
Interessen aller Beteiligten zu wahren. 
 
Wenngleich eine Zusammenarbeit zwi-
schen Bund und Ländern regelmäßig die 
sinnvollste Alternative darstellen dürfte 
und daher grundsätzlich wünschenswert 
erscheint, bietet Absatz 1 auch eine 
Grundlage für Kooperationen zwischen 
dem Bund und einzelnen bzw. mehreren 
Ländern und für die Kooperation zwi-
schen allen bzw. mehreren Ländern. So-
weit die Verwaltungsautonomie der Län-
der reicht, sind diese frei, in jeweils ei-
gener Verantwortung darüber zu be-
stimmen, ob und inwieweit sie mit dem 
Bund und anderen Ländern in IT-Fragen 
zusammenarbeiten möchten. Entscheidet 
sich ein Land jedoch gegen eine Zusam-
menarbeit, darf dies andere kooperati-
onswillige Länder und den Bund nicht 
blockieren. Auch können Konstellationen 
auftreten, in denen ein Zusammenwirken 
von Bund und lediglich einem Teil der 
Länder von vornherein die sinnvollste 
Alternative zur besten Wahrnehmung 
von Aufgaben bildet. 
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Absatz 2 Zu Absatz 2 
1 Bund und Länder können aufgrund 
von Vereinbarungen die für die 
Kommunikation zwischen ihren in-
formationstechnischen Systemen 
notwendigen Standards und Sicher-
heitsanforderungen festlegen. 

Absatz 2 Satz 1 konkretisiert das Zu-
sammenwirken nach Absatz 1. Zweck 
dieser Zusammenarbeit ist die Sicher-
stellung eines effizienten, sicheren und 
schnellen Datenaustauschs. Durch die 
Einigung des Bundes und der Länder auf 
einheitlich anzuwendende Standards soll 
die Interoperabilität des Datenaustau-
sches des Bundes und der Länder auf 
einfache, nachvollziehbare und wirt-
schaftliche Art und Weise sichergestellt 
werden. Zudem soll sichergestellt wer-
den, dass Daten in Systeme anderer 
Verwaltungen ohne Medienbrüche über-
nommen werden können. Dazu können 
Bund und Länder gemeinsam Vereinba-
rungen treffen, welche das Ziel haben, 
die für die Binnen- und Außenkommuni-
kation der informationstechnischen Sys-
teme des Bundes und der Länder erfor-
derlichen Standards in einem zu be-
schreibenden, beschleunigten Verfahren 
rechtsverbindlich und unabhängig davon, 
ob Bundes- oder Landesgesetze ausge-
führt werden, festzulegen. Gleichzeitig 
bleibt es in der Entscheidung jedes Ver-
waltungsträgers, welche technischen 
Mittel er für die von ihm gewählte Form 
der Aufgabenwahrnehmung einsetzt. Die 
Interoperabilitätsstandards betreffen in 
erster Linie Datenformate. Zu diesen 
Interoperabilitätsstandards gehören auch 
Standards für Verfahren zur Datenüber-
tragung. 
 

2 Vereinbarungen über die Grundla-
gen der Zusammenarbeit nach Satz 
1 können für einzelne nach Inhalt 
und Ausmaß bestimmte Aufgaben 
vorsehen, dass nähere Regelungen 
bei Zustimmung einer in der Verein-
barung zu bestimmenden qualifizier-
ten Mehrheit für Bund und Länder in 
Kraft treten.  

Absatz 2 Satz 2 beinhaltet die verfas-
sungsrechtliche Möglichkeit, in Verträgen 
zwischen Bund und Ländern über die 
Grundlagen der Zusammenarbeit eine 
Abweichung vom Einstimmigkeitsprinzip 
vorzusehen. Bislang waren Einigungen, 
soweit es sie im Bereich informations-
technischer Systeme überhaupt gab, da-
durch geprägt, dass eine Vielzahl von 
Gremien einstimmig entscheiden musste. 
Damit war die Standardsetzung häufig zu 
langsam und zu schwerfällig. Zudem be-
schränkten sich die Einigungen in der 
Regel auf unverbindliche, nicht durch-
setzbare Empfehlungen. Mit der Ermögli-
chung von Mehrheitsentscheidungen soll 
die Dauer der Entscheidungsfindung 
deutlich verkürzt werden, um sicher zu 
stellen, dass praxisgerechte und prob-
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lemadäquate Lösungen in einer der Ent-
wicklungsgeschwindigkeit der Informati-
onstechnik adäquaten Zeitspanne gefun-
den werden können. Zudem soll eine 
höhere Verbindlichkeit für die Etablie-
rung der beschlossenen Standards er-
reicht werden, und zwar auch dann, 
wenn einzelne Beteiligte ihre Zustim-
mung verweigern. 
 

³ Sie bedürfen der Zustimmung des 
Bundestages und der Volksvertre-
tungen der beteiligten Länder; das 
Recht zur Kündigung dieser Verein-
barungen kann nicht ausgeschlossen 
werden. 
 

Die in Absatz 2 Satz 3 angeordnete 
Unabdingbarkeit des Kündigungsrechts 
trägt der Tatsache Rechnung, dass unter 
Berücksichtigung der Hoheitsrechte der 
Beteiligten im Anwendungsbereich der 
Norm künftig bindende Mehrheitsent-
scheidungen getroffen werden können. 
 

4 Die Vereinbarungen regeln auch die 
Kostentragung. 

Absatz 2 Satz 4 stellt klar, dass kosten-
relevante Vereinbarungen im Sinne des 
Absatzes 2 stets auch einer Regelung der 
Kostentragungspflicht bedürfen. 
 

Absatz 3 Zu Absatz 3 
Die Länder können darüber hinaus 
den gemeinschaftlichen Betrieb in-
formationstechnischer Systeme so-
wie die Errichtung von dazu be-
stimmten Einrichtungen vereinba-
ren. 
 

Absatz 3 stellt klar, dass die Länder ins-
besondere im IT-Bereich zur Aufgabener-
füllung über die in Absatz 2 bestimmten 
Fälle hinaus und unabhängig vom Bund 
(Absatz 1) zusammenwirken können. 
Durch Vereinbarung ist es allen oder 
mehreren Ländern unbeschadet ihrer 
sonstigen Zuständigkeiten möglich, in-
formationstechnische Systeme gemein-
sam zu betreiben und hierfür auch ge-
meinsame Institutionen zu errichten. 
Diese Institutionen können auch als Or-
ganisationsformen des öffentlichen 
Rechts ohne Gebietshoheit gegründet 
werden. Soweit es insbesondere landes-
verfassungsrechtliche Aufgabenzuwei-
sungen zulassen, können die Länder 
auch Aufgaben oder Aufgabenteile die-
sen Institutionen zuweisen.  
Die Möglichkeit der Länder, im Rahmen 
ihrer Aufgaben auch in anderen Berei-
chen zusammenzuwirken, bleibt unbe-
rührt. 
 

Absatz 4 Zu Absatz 4 
1 Der Bund errichtet zur Verbindung 
der informationstechnischen Netze 
des Bundes und der Länder ein Ver-
bindungsnetz. 

Absatz 4 weist die Kompetenz für die 
Errichtung und den Betrieb eines Verbin-
dungsnetzes zwischen den informations-
technischen Netzen des Bundes und der 
Länder dem Bund zu. Damit erhält der 
Bund die Aufgabe, mit dem Verbin-
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dungsnetz eine sichere Plattform für den 
bund-länderübergreifenden Datenaus-
tausch zu errichten, die auch von den 
Ländern für den länderübergreifenden 
Datenaustausch genutzt werden kann. 
Ziel ist es, dauerhaft und sicher die ge-
genseitige Erreichbarkeit aller Einrich-
tungen der öffentlichen Verwaltung un-
mittelbar oder mittelbar über das Ver-
bindungsnetz und die daran angeschlos-
senen Netze von Bund und Ländern zu 
ermöglichen. Gleichzeitig verbleiben die 
Kompetenzen für die an das Verbin-
dungsnetz angeschlossenen Bundes- und 
Landesnetze beim Bund bzw. dem jewei-
ligen Land. Das Verbindungsnetz soll 
zudem die Verbindung der deutschen 
Verwaltungsnetze mit den Netzen der EU 
sicherstellen. 
 

2 Das Nähere zur Errichtung und zum 
Betrieb des Verbindungsnetzes re-
gelt ein Bundesgesetz mit Zustim-
mung des Bundesrates. 

Dem Bund wird die ausschließliche Ge-
setzgebungskompetenz für die näheren 
Regelungen hinsichtlich Errichtung und 
Betrieb eines solchen Netzes zugewie-
sen. Die darauf aufbauenden Regelungen 
zur Errichtung und zum Betrieb bedürfen 
der Zustimmung des Bundesrats, um die 
Berücksichtigung der Länderinteressen 
und deren Verwaltungskompetenzen hin-
sichtlich ihrer Landesnetze sicherzustel-
len. Die Kosten für Errichtung und Be-
trieb des Netzes trägt der Bund gemäß 
der finanzverfassungsrechtlichen Kosten-
tragungspflicht des Artikels 104a Ab-
satz 1 Grundgesetz. Die Anschlusskosten 
werden jeweils von dem für das ange-
schlossene Netz Zuständigen getragen. 
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2. Gesetz zur Ausführung von Artikel 91c Absatz 4 Grundgesetz 
 
Gesetz über die Verbindung der in-
formationstechnischen Netze des 
Bundes und der Länder [T-NetzG, 
ITNG] 
– Gesetz zur Ausführung von Art. 
91c Absatz 4 Grundgesetz – 
 

Begründung 
 

§ 1 Gegenstand der Zusammenar-
beit; Koordinierungsgremium 

 

Absatz 1  
1 Der Bund errichtet zur Verbindung 
der informationstechnischen Netze 
des Bundes und der Länder ein Ver-
bindungsnetz.  
 

Absatz 1 Satz 1 greift den Auftrag des 
Artikels 91c Absatz 4 Grundgesetz auf, 
wonach der Bund zur Verbindung der 
informationstechnischen Netze des Bun-
des und der Länder ein Verbindungsnetz 
errichtet. 
 

2 Bund und Länder wirken hierfür 
nach Maßgabe dieses Gesetzes zu-
sammen; insbesondere treffen sie 
die notwendigen gemeinsamen Fest-
legungen für das Verbindungsnetz. 

Satz 2 begründet die Pflicht, dass der 
Bund und die Länder in Fragen des Ver-
bindungsnetzes zusammenwirken. Ins-
besondere treffen der Bund und die Län-
der  die in § 4 aufgelisteten gemeinsa-
men Festlegungen. Satz 2 stellt klar, 
dass die Zusammenarbeit entsprechend 
der in Artikel 91c Absatz 4 Grundgesetz 
vorgesehenen Gesetzgebungskompetenz 
des Bundes nach Maßgabe dieses Geset-
zes erfolgt. Die Anwendbarkeit spezial-
gesetzlicher Regelungen zu informations-
technischen Netzen, etwa solchen des 
Gesetzes über die Errichtung einer Bun-
desanstalt für den Digitalfunk der Behör-
den und Organisationen mit Sicherheits-
aufgaben (BDBOS-Gesetz), bleibt unbe-
rührt. 
 

Absatz 2  
1 Die Zusammenarbeit erfolgt im Ko-
ordinierungsgremium für das Ver-
bindungsnetz (Koordinierungsgre-
mium). 

Absatz 2 regelt die Gremienorganisation 
der Zusammenarbeit von Bund und Län-
dern für das Verbindungsnetz. Die Funk-
tion des Beauftragten der Bundesregie-
rung für Informationstechnik (BfIT) hat 
das Kabinett durch den Beschluss „IT-
Steuerung Bund“ vom 5. Dezember 2007 
geschaffen; sie wird derzeit von dem für 
Informationstechnik (IT) zuständigen 
beamteten Staatssekretär des Bundes-
ministeriums des Innern wahrgenom-
men. Der BfIT ist für die strategischen 
Fragen des IT-Einsatzes in der Bundes-
verwaltung zuständig, baut die ressort-
übergreifende IT-Koordinierung zu einer 
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ressortübergreifenden IT-Steuerung aus 
und ist Vorsitzender sowohl des Rats der 
IT-Beauftragten der Ressorts als auch 
der IT-Steuerungsgruppe des Bundes. 
Teil seiner Aufgaben ist auch die Koordi-
nierung der Zusammenarbeit mit den 
Ländern. Auf Länderseite wird die Zu-
sammenarbeit von den zuständigen Ver-
tretern wahrgenommen. Damit sind die 
für die informationstechnischen Netze 
zuständigen Vertreter der Länder ge-
meint. Das Gremium kann sowohl poli-
tisch als auch fachlich besetzt sein. 
 

2 Dem Koordinierungsgremium gehö-
ren als stimmberechtigte Mitglieder 
an: 
 
1. der Beauftragte der Bundesregie-
rung für Informationstechnik als 
Vertreter des Bundes, 
 
2. die zuständigen Vertreter der 
Länder. 
 

Die Möglichkeit, die Bund/Länder-
Zusammenarbeit durch geeignete Stell-
vertreter der in Absatz 2 Satz 2 ge-
nannten Personen wahrzunehmen, bleibt 
unberührt. 

Absatz 3 Absatz 3 bildet die Schnittstelle zu Ver-
einbarungen nach Artikel 91c Absatz 1 
und 2 Grundgesetz. Die Vorschrift trägt 
einerseits dem Umstand Rechnung, dass 
durch einen Staatsvertrag der IT-
Planungsrat als ein zentrales, hochrangig 
besetztes Gremium zur IT-Zusammen-
arbeit zwischen Bund und Ländern ge-
schaffen werden soll. Es wäre ineffizient, 
wenn in diesem Gremium nicht auch die 
Zusammenarbeit im Bereich des Verbin-
dungsnetzes stattfände. Durch die Er-
richtung eines weiteren, ausschließlich 
für Fragen des Verbindungsnetzes zu-
ständigen Gremiums würde ein zentrales 
Anliegen der Föderalismuskommission II, 
die Eindämmung der Gremienvielfalt im 
Bereich der Informationstechnik, konter-
kariert. Andererseits berücksichtigt Ab-
satz 3, dass die Zusammenarbeit zwi-
schen dem Bund und den Ländern hin-
sichtlich des Verbindungsnetzes auch 
gewährleistet sein muss, falls die Verein-
barung verzögert oder gar nicht in Kraft 
tritt, außer Kraft tritt, sowie falls nicht 
alle Länder der Vereinbarung beitreten 
oder falls einzelne Länder die Vereinba-
rung kündigen. Sowohl bei der Errich-
tung als auch bei dem Betrieb des Ver-
bindungsnetzes bedarf es in hohem Ma-
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ße der Planungssicherheit und Bestän-
digkeit, die nur ein Gesetz garantieren 
kann. Deshalb ist es notwendig sicherzu-
stellen, dass alle Länder die Möglichkeit 
haben, sich an der diesbezüglichen Zu-
sammenarbeit zu beteiligen. 
 

1Besteht aufgrund einer für den 
Bund und alle Länder wirksamen 
Vereinbarung nach Artikel 91c Ab-
satz 2 GG über die Zusammenarbeit 
ein Gremium, das entsprechend den 
Vorgaben des Absatz 2 Satz 2 be-
setzt ist (IT-Planungsrat), über-
nimmt dieses Gremium auch die 
Aufgaben des Koordinierungsgremi-
ums nach Maßgabe dieses Gesetzes. 

Vor dem Hintergrund dieses Spannungs-
verhältnisses sieht Satz 1 vor, dass im 
Falle einer für den Bund und den Län-
dern wirksamen Vereinbarung über ein 
Gremium, welches entsprechend den 
Vorgaben des Absatz 2 Satz 2 mit hoch-
rangigen Vertretern des Bundes und der 
Länder besetzt ist, dieses Gremium auch 
die Bund/Länder-Zusammenarbeit zum 
Verbindungsnetz nach den Maßgaben 
dieses Gesetzes übernimmt. Der Wort-
laut verdeutlicht, dass es nicht genügt, 
wenn die Vereinbarung zwar in Kraft ist, 
aber nicht gegenüber allen Ländern und 
dem Bund Wirksamkeit entfaltet. Es ist 
notwendig, dass die Vereinbarung zu-
nächst von allen ratifiziert und im An-
schluss daran von niemandem gekündigt 
wird. Fehlt es hingegen an einer solchen 
vollumfänglichen Ratifizierung oder kün-
digen einer oder mehrere der Vertrags-
partner, ist bzw. wird das in Absatz 2 
Satz 1 vorgesehene Koordinierungsgre-
mium für das Verbindungsnetz zustän-
dig. 
 
 

2Die in der Vereinbarung getroffenen 
Regelungen finden in diesem Fall 
ergänzend Anwendung, soweit sie 
diesem Gesetz nicht widersprechen. 

Satz 2 ordnet die ergänzende Geltung 
der in der Vereinbarung über den IT-
Planungsrat getroffenen Regelungen an. 
Diese Regelungen dürfen nicht im Wider-
spruch zu diesem Gesetz stehen. Zur 
Anwendung gelangen können aber sol-
che Regelungen der Vereinbarung, die 
zum Beispiel das Verfahren im Allgemei-
nen (Vorsitz, Antrag auf Tagung des 
Gremiums, etc.) oder die Errichtung ei-
ner Geschäftsstelle betreffen. 
 
 

§ 2 Begriffsbestimmungen § 2 definiert die wesentlichen techni-
schen Begriffe des Gesetzes. 
 

Absatz 1  
1Informationstechnische Netze im 
Sinne dieses Gesetzes sind die Ge-
samtheit von Übertragungssystemen 
und gegebenenfalls Vermittlungs- 

Die in Absatz 1 enthaltene Definition 
der „informationstechnischen Netze“ ist 
angelehnt an den Begriff des „Telekom-
munikationsnetzes“ im Sinne von § 3 
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und Leitwegeinrichtungen sowie an-
derweitigen Ressourcen, die die  
Übertragung von Signalen ermögli-
chen.  

Nummer 27 des Telekommunikationsge-
setzes (TKG). Der Begriff ist angesichts 
des ständigen technischen Fortschritts 
weit gefasst, damit Technologien, die für 
die Übertragung von Signalen in infor-
mationstechnischen Netzen der öffentli-
chen Verwaltung genutzt werden, in den 
Anwendungsbereich des Gesetzes fallen 
können.  
 
 

2Ausgenommen sind Telemedien, 
Rundfunk sowie Sprechfunk- und 
Telefonnetze. 

Erfasst werden Dienstleistungen der Te-
lekommunikation, nicht aber Dienstleis-
tungen durch Telekommunikation. Letz-
teres stellt der Wortlaut des Gesetzes 
mit Blick auf die ausgenommenen 
Sprechfunk- und Telefonnetze, Teleme-
diendienste und Rundfunk ausdrücklich 
klar. 
 

Absatz 2  
1Verbindungsnetz im Sinne dieses 
Gesetzes ist das informationstechni-
sche Netz, welches die informations-
technischen Netze des Bundes und 
der Länder verbindet.  

Absatz 2 definiert den Begriff „Verbin-
dungsnetz“ für dieses Gesetz und nimmt 
dazu auf die in Absatz 1 enthaltene Defi-
nition der „informationstechnischen Net-
ze“ Bezug.  
 

2Die Übergabepunkte zu den jeweils 
verbundenen Netzen werden ge-
meinsam vereinbart. 

Die notwendige eindeutige Zuständig-
keitsabgrenzung an den Übergabepunk-
ten zwischen den Verantwortungsberei-
chen des Verbindungsnetzbetreibers ei-
nerseits und denen der jeweils ange-
schlossenen Netze andererseits hat nach 
Satz 2 gemeinsam zu erfolgen. Dies um-
fasst auch die Verantwortung für die am 
Übergabepunkt eingesetzten Komponen-
ten und ermöglicht es, die am konkreten 
Übergabepunkt bestehenden örtlichen 
Gegebenheiten zu berücksichtigen. 
 

§ 3 Datenaustausch über das Ver-
bindungsnetz 

 

Der Datenaustausch zwischen dem 
Bund und den Ländern erfolgt über 
das Verbindungsnetz. 

Nach § 3 hat der Datenaustausch zwi-
schen dem Bund und den Ländern über 
das Verbindungsnetz zu erfolgen. Die 
Gewährleistung des Zugangs der Kom-
munen zum Verbindungsnetz klären die 
Länder in ihren jeweiligen Verwaltungs-
räumen in eigener Verantwortung. Ziel 
ist es, dauerhaft und sicher die gegen-
seitige Erreichbarkeit aller Einrichtungen 
der öffentlichen Verwaltung unmittelbar 
oder mittelbar über das Verbindungsnetz 
und die daran angeschlossenen Netze 
von Bund und Ländern zu ermöglichen. 
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Gleichzeitig verbleiben die Kompetenzen 
für die an das Verbindungsnetz ange-
schlossenen Bundes- und Landesnetze 
beim Bund bzw. dem jeweiligen Land. 
Das Verbindungsnetz soll zudem die 
Verbindung der deutschen Verwaltungs-
netze mit den Netzen der EU sicherstel-
len. 
 

§ 4 Beschlüsse über das Verbin-
dungsnetz 

§ 4 regelt die Gegenstände und das Zu-
standekommen der Beschlüsse von Bund 
und Ländern für das Verbindungsnetz. 
Die Vorschrift ist Bestandteil des in §§ 4 
bis 6 angelegten Systems, welches zwi-
schen den gemeinsam zu fassenden Be-
schlüssen über für das Verbindungsnetz 
notwendige Festlegungen auf der einen 
Seite und Vergabe und Betrieb durch den 
Bund auf der anderen Seite unterschei-
det. 
 

Absatz 1  
Der Bund und die Länder beschlie-
ßen gemeinsam im Koordinierungs-
gremium für das Verbindungsnetz 
die folgenden Festlegungen: 
 
1. die vom Verbindungsnetz zu 

erfüllenden Anforderungen, 
 
2. die anzubietenden Anschluss-

klassen, 
 
3. das Minimum anzubietender 

Dienste, 
 
4. die Anschlussbedingungen, 
 
5. die Höhe der Anschlusskosten 

sowie das Verfahren zu ihrer 
Ermittlung, 

 
6. das Verfahren bei Eilentschei-

dungen. 
 

Absatz 1 nennt die notwendigen ge-
meinsamen Festlegungen i.S.v. § 1 Ab-
satz 1 Satz 2, die Bund und Länder ge-
meinsam beschließen.  
 
Dazu gehören Festlegungen zum Leis-
tungsumfang wie die vom Verbindungs-
netz zu erfüllenden Anforderungen 
(Nummer 1), die anzubietenden An-
schlussklassen (Nummer 2) und das Mi-
nimum anzubietender Dienste (Nummer 
3). Daneben sind die Anschlussbedin-
gungen (Nummer 4) zu beschließen, die 
sowohl betriebliche, wirtschaftliche als 
auch Sicherheitserfordernisse beinhalten. 
In Nummer 5 wird schließlich auf eine 
gesetzliche Festlegung hinsichtlich der 
Höhe der Anschlusskosten verzichtet, 
weil diese ganz wesentlich von den Be-
dingungen des jeweiligen Einzelfalls ab-
hängen. Stattdessen bleibt es Bund und 
Ländern überlassen, in ihren Beschlüssen 
die Höhe der Anschlusskosten sowie das 
Verfahren zu ihrer Ermittlung selbst zu 
regeln und sich dabei insbesondere an 
marktüblichen Preisen zu orientieren.  
Das nach Nummer 6 zu regelnde Verfah-
ren bei Eilentscheidungen betrifft insbe-
sondere betrieblich notwendige Eilent-
scheidungen.  

Absatz 2  
Über Beschlüsse nach Absatz 1 ent-
scheidet das Koordinierungsgremi-

Absatz 2 regelt das Antragsrecht auf 
einen Beschluss nach Absatz 1. 
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um auf Antrag des Bundes oder ei-
nes Viertels seiner Mitglieder. 
 

 

Absatz 3  
Beschlüsse nach Absatz 1 kommen 
mit Zustimmung des Bundes und ei-
ner Mehrheit von elf Ländern zu-
stande, welche mindestens zwei 
Drittel ihrer Finanzierungsanteile 
nach dem Königsteiner Schlüssel 
abbildet. 

Nach Absatz 3 bedarf es für das Zu-
standekommen eines Beschlusses der 
Zustimmung des Bundes und eines dop-
pelten Quorums von mindestens elf Län-
dern, sofern diese Länderstimmen zwei 
Drittel der nach dem Königsteiner 
Schlüssel vorgesehenen Finanzverteilung 
gemeinsamer Kosten unter den Ländern 
entsprechen. Der Königsteiner Schlüssel 
wird von der Geschäftsstelle der Bund-
Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und Forschungsförderung entsprechend 
Steuereinnahmen und Bevölkerungszahl 
der Länder errechnet und im Bundesan-
zeiger veröffentlicht. Maßgeblich ist der 
im Kalenderjahr vor der Beschlussfas-
sung veröffentlichte Schlüssel. 
 

§ 5 Vergabe  
Absatz 1  
1Hinsichtlich des Verbindungsnetzes 
ist gemeinsame Vergabestelle des 
Bundes und der Länder einschließ-
lich der mittelbaren Bundes- und 
Landesverwaltung eine vom Bun-
desministerium des Innern zu be-
stimmende Bundesbehörde. 

Nach Absatz 1 Satz 1 tritt eine vom 
Bundesministerium des Innern zu be-
stimmende Bundesbehörde hinsichtlich 
des Verbindungsnetzes als gemeinsame 
Vergabestelle für Bund und Länder ein-
schließlich der mittelbaren Bundes- und 
Landesverwaltung auf. Die Vorschrift ist 
angelehnt an § 2 Absatz 2 des Gesetzes 
über die Errichtung einer Bundesanstalt 
für den Digitalfunk der Behörden und 
Organisationen mit Sicherheitsaufgaben 
(BDBOS-Gesetz – BDBOSG). Sie trägt 
ebenso wie § 6 dem Umstand Rechnung, 
dass die Verantwortung für die Vergabe 
und den Betrieb eines Netzes, welches 
als übergreifende Basisinfrastruktur die-
nen soll, beim Bund liegt.  
 
Die kraft Gesetzes angeordnete Zustän-
digkeitsübertragung von Vergabeangele-
genheiten an den Bund lässt die Not-
wendigkeit einer entsprechenden Dele-
gation auf den Bund entfallen.  
 

2Der Bund kann Unternehmen mit 
dem Aufbau und dem Betrieb des 
Verbindungsnetzes beauftragen. 

Satz 2 stellt entsprechend der ver-
gleichbaren Vorschrift des § 2 Absatz 3 
BDBOSG klar, dass der Bund Unterneh-
men mit dem Aufbau und den Betrieb 
des Verbindungsnetzes beauftragen 
kann. 
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Absatz 2  
1Der Bund stellt die Vergabeunterla-
gen im Benehmen mit einem vom 
Koordinierungsgremium eingesetz-
ten Arbeitsgremium aus drei Län-
dervertretern fertig. 

Nach Absatz 2 Satz 1 stellt der Bund 
die Vergabeunterlagen im Benehmen mit 
einem vom Koordinierungsgremium ein-
zusetzenden Arbeitsgremium aus drei 
Ländervertretern fertig. 
 

2Den Ländern wird zu ihrer Beteili-
gung rechtzeitig vor der Veröffentli-
chung der Vergabeunterlagen Ein-
sicht in die Entwürfe der Vergabeun-
terlagen gewährt; dabei ist der 
Schutz vertraulicher Dokumente 
durch geeignete Maßnahmen sicher-
zustellen. 

Die in Satz 2 vorgesehene rechtzeitige 
Bereitstellung der Vergabeunterlagen zur 
Einsicht dient zum einen der Information 
der Länder über die Umsetzung der ge-
meinsam festgelegten Anforderungen; 
zum anderen wird so der in den Ländern 
vorhandene Sachverstand in die Erstel-
lung der Vergabeunterlagen einfließen. 
Die Vergabeunterlagen sind inklusive der 
Bewertungsmatrix bereit zu stellen. Bei 
der Bereitstellung und Einsichtnahme 
vertraulicher Dokumente ist zu gewähr-
leisten, dass sie nicht vor ihrer Veröf-
fentlichung bekannt werden; dies würde 
das Vergabeverfahren gefährden. Es sind 
daher geeignete Schutzmaßnahmen zu 
ergreifen. Hierzu zählt beispielsweise die 
Einrichtung so genannter „Leseräume“. 
 

§ 6 Betrieb  
Absatz 1  
1Der Bund betreibt das Verbin-
dungsnetz.  

Absatz 1 Satz 1 überträgt den Betrieb 
des Verbindungsnetzes allein dem Bund.  
 

2Er setzt dabei die gemeinsamen 
Festlegungen nach § 4 Absatz 1 um. 

Die Interessen der Länder bleiben ge-
wahrt, weil der Bund gemäß Satz 2 die 
gemeinsam getroffenen Festlegungen für 
das Verbindungsnetz (§ 4 Absatz 1) um-
setzt. 
 

Absatz 2  
Das Koordinierungsgremium  über-
wacht die Umsetzung der gemein-
samen Festlegungen und beauftragt 
hierzu ein von ihm eingesetztes Ar-
beitsgremium aus drei Ländervertre-
tern, bei der Steuerung des Betriebs 
des Verbindungsnetzes die Interes-
sen der Länder einzubringen. 

Auch Absatz 2 dient der Wahrung der 
Länderinteressen. Die Vorschrift gibt 
dem Koordinierungsgremium die Mög-
lichkeit ein von dem Vergabegremium 
nach § 5 Absatz 2 Satz 1 unabhängiges 
weiteres Arbeitsgremium zu schaffen, 
das im laufenden Betrieb eine Beteili-
gung der Länder sicherstellt, insbesonde-
re soweit grundsätzliche Fragen der 
Netzsteuerung betroffen sind. Operative 
Fragen, etwa die Bestellung eines neuen 
Anschlusses, die Veränderung einer An-
schlussklasse oder die Zubuchung eines 
optionalen Dienstes, werden hingegen 
über die dafür geschaffenen Prozesse 
abgewickelt. Die in §§ 4 bis 6 angelegte 
grundsätzliche Trennung zwischen den 
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gemeinsamen Festlegungen einerseits 
sowie dem in alleiniger Zuständigkeit des 
Bundes durchzuführenden Betrieb ande-
rerseits bleibt davon unberührt. 
 

§ 7 Kosten  
Absatz 1  
Der Bund trägt die Kosten der Er-
richtung und des Betriebs des Ver-
bindungsnetzes. 

Nach Absatz 1 trägt der Bund gemäß 
der finanzverfassungsrechtlichen Kosten-
tragungspflichten aus Artikel 104a Ab-
satz 1 Grundgesetz die Kosten der Er-
richtung und des Betriebs des Verbin-
dungsnetzes. Die Vorschrift gibt insoweit 
die finanzverfassungsrechtlichen Rah-
menbedingungen wieder. 
 

Absatz 2  
Der Bund und die Länder sowie ge-
gebenenfalls angeschlossene weite-
re öffentliche Stellen tragen jeweils 
die Kosten für den jeweiligen An-
schluss ihres Netzes an das Verbin-
dungsnetz. 

Nach § 7 Absatz 2 sind die Kosten für 
Anschlüsse an das Verbindungsnetz von 
der für das jeweils angeschlossene Netz 
zuständigen Stelle zu tragen. Die Rege-
lung von Einzelheiten bezüglich der Höhe 
der Anschlusskosten sowie des Verfah-
rens zu ihrer Ermittlung bleibt Bund und 
Ländern überlassen (§ 4 Absatz 1 Num-
mer 5). 
 

Absatz 3  
Entstehen durch Anforderungen des 
Bundes, die über die gemeinsamen 
Festlegungen hinausgehen, zusätzli-
che Anschlusskosten, sind diese vom 
Bund zu tragen. 

Absatz 3 trifft eine Regelung für den 
Fall, dass durch Anforderungen des Bun-
des, die über die nach § 4 Absatz 1 ge-
meinsam beschlossenen Festlegungen 
hinausgehen, zusätzliche Anschlusskos-
ten entstehen. Da es unangemessen ist, 
derartige Zusatzkosten den Ländern auf-
zuerlegen, sind sie allein vom Bund zu 
tragen. Das Verfahren zur Feststellung 
der zusätzlichen Anschlusskosten regelt 
das Koordinierungsgremium auf Antrag 
des Bundes oder dreier Länder. 
 

§ 8 Inkrafttreten; Übergangsrege-
lung 

 

Absatz 1 Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten 
des Gesetzes. 
 

1§ 3 tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.  
 

 

2Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 
Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft. 

 

Absatz 2  
Den Übergang der gegenwärtig vom 
Deutschland Online Infrastruktur 
e.V. (DOI-Netz e.V.) wahrgenomme-

Absatz 2 trifft eine Regelung zum Über-
gang der gegenwärtig vom Deutschland 
Online Infrastruktur e.V. (DOI-Netz e.V.) 
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nen Aufgaben auf den Bund nach 
diesem Gesetz einschließlich des 
Zeitpunkts des Übergangs legen 
Bund und Länder im DOI-Netz e.V. 
gemeinsam fest. 

wahrgenommenen Tätigkeiten auf den 
Bund. Die Vorschrift stellt klar, dass die-
ser Übergang nicht mit Inkrafttreten die-
ses Gesetzes erfolgt, sondern von Bund 
und Ländern im DOI-Netz e.V. gemein-
sam festzulegen ist, um bei diesem  
Übergang insbesondere einen sicheren 
Netzbetrieb gewährleisten zu können.  
 

 
 
 

3. Vertrag zur Ausführung von Artikel 91c Grundgesetz 
 
Vertrag 
über die Errichtung des IT-
Planungsrats und über die Grundla-
gen der Zusammenarbeit beim Ein-
satz der Informationstechnologie in 
den Verwaltungen von Bund und 
Ländern  
– Vertrag zur Ausführung von Art. 
91c GG – 
 

Begründung 
 

Präambel  
Die Länder 

Baden-Württemberg, 
Bayern, 
Berlin, 
Brandenburg, 
Bremen, 
Hamburg, 
Hessen, 
Mecklenburg-Vorpommern, 
Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, 
Saarland, 
Sachsen, 
Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein 
und Thüringen 

sowie die 
Bundesrepublik Deutschland 

(im Weiteren „der Bund“ genannt) 
(im Folgenden „Vertragspartner“) 
 
sehen übereinstimmend die wach-
senden Herausforderungen als Folge 
der Entwicklungen in der Informati-
onstechnik. Der reibungslose und 
sichere Betrieb informationstechni-
scher Systeme stellt eine wesentli-
che Anforderung an die Aufrechter-

Bund und Länder beziehen sich in der 
Präambel auf das „Gemeinsame Grund-
verständnis der technischen und organi-
satorischen Ausgestaltung der 
Bund/Länder-Zusammenarbeit bei dem 
Verbindungsnetz und der IT-Steuerung“, 
das die Anlage zum Staatsvertrag bildet. 
Das Gemeinsame Grundverständnis ist 
von Bund und Ländern im Rahmen der 
Diskussionen in der Gemeinsamen 
Kommission von Bundestag und Bundes-
rat zur Modernisierung der Bund-Länder-
Finanzbeziehungen erarbeitet worden 
und war die Grundlage des neuen Sys-
tems der Bund-Länder-IT-Koordinierung, 
das in Artikel 91c Grundgesetz geregelt 
wurde. 

Bund und Länder haben durch Artikel 
91c Grundgesetz die Kompetenz zur 
Schaffung einer neuen dauerhaften 
Gremienstruktur für die IT-Steuerung 
erhalten und regeln in Ausübung dieser 
Kompetenz die Errichtung und die Kom-
petenzen eines neuen Gremiums, des IT-
Planungsrats. Der IT-Planungsrat vereint 
die bisherigen Gremien und Untergre-
mien der gemeinsamen IT-Steuerung, 
wie z.B. den „Arbeitskreis der Staatssek-
retäre für E-Government in Bund und 
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haltung geordneter Abläufe in den 
Verwaltungen der Vertragspartner 
dar.  
 
Der Bund und die Länder haben mit 
der Erarbeitung des im Anhang zu 
diesem Vertrag wiedergegebenen 
„Gemeinsamen Grundverständnis 
der technischen und organisatori-
schen Ausgestaltung der 
Bund/Länder-Zusammenarbeit bei 
dem Verbindungsnetz und der IT-
Steuerung“ die Grundlage für ein 
neues System der Bund-Länder-IT-
Koordinierung erarbeitet und in die 
Beratungen der Kommission zur Mo-
dernisierung der Bund-Länder-
Finanzbeziehungen (Föderalismus-
kommission II) eingebracht (Ar-
beitsunterlage AG 3 – 08). Hieraus 
hat die Föderalismuskommission II 
mit Artikel 91c Grundgesetz eine 
Grundlage für die IT-Koordinierung 
von Bund und Ländern entwickelt 
und beschlossen. 
 
Die Vertragspartner treffen daher 
auf der Grundlage des Artikels 
91c Grundgesetz  
  

 zur Einrichtung und Regelung 
der Arbeitsweise eines IT-
Planungsrats als Steuerungs-
gremium der allgemeinen IT-
Kooperation nach Artikel 91c 
Absatz 1 und Absatz 2 Grund-
gesetz, 

 zur Planung, Errichtung, Be-
trieb und Weiterentwicklung 
von informationstechnischen 
Infrastrukturen, insbesondere 
auch zur Verbindung der in-
formationstechnischen Netze 
von Bund und Ländern nach 
Maßgabe des gemäß Artikel 
91c des Grundgesetzes erlas-
senen Bundesgesetzes, sowie 

 zum Verfahren nach Artikel 
91c Absatz 2 des Grundgeset-
zes zur Festlegung von IT-
Standards und IT-Sicherheits-
anforderungen, soweit dies 
der zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben notwendige Datenaus-
tausch erfordert, 

Ländern“ (St-Runde Deutschland Online) 
sowie den „Kooperationsausschuss von 
Bund und Ländern für automatisierte 
Datenverarbeitung“ (KoopA ADV) und 
löst diese für ein dauerhaftes planvolles 
Zusammenwirken zum Beispiel in Fragen 
der IT-Standardisierung ab. Daneben 
steht dem Bund nunmehr eine Gesetz-
gebungskompetenz über die Errichtung 
und den Betrieb eines Verbindungsnetzes 
zu. Die im nach Artikel 91c Absatz 4 
Grundgesetz ergangenen Bundesgesetz 
vorgesehene Zusammenarbeit von Bund 
und Ländern in Fragen des Verbindungs-
netzes soll ebenfalls durch den IT-
Planungsrat übernommen werden. Als 
dritten Regelungsgehalt des Staatsver-
trages nennt die Präambel die Ausgestal-
tung des Verfahrens zur Festlegung von 
IT-Standards und IT-Sicherheitsanfor-
derungen. 
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folgende Vereinbarung: 
 
Abschnitt I 
Der IT-Planungsrat 

Abschnitt 1 regelt die Konstituierung 
und die Aufgaben des IT-Planungsrats, 
das Verfahren zur Beschlussfassung in 
diesem Gremium und Einzelheiten zur 
Geschäftsstelle des IT-Planungsrats. 

 

§ 1 Einrichtung, Aufgaben, Be-
schlussfassung 

 
Absatz 1  
1Der Planungsrat für die IT-
Zusammenarbeit der öffentlichen 
Verwaltung zwischen Bund und Län-
dern (IT-Planungsrat): 
 

 koordiniert die Zusam-
menarbeit von Bund und 
Ländern in Fragen der 
Informationstechnik;  

 beschließt fachunabhän-
gige und fachübergrei-
fende IT-Interopera-
bilitäts- und IT-Sicher-
heitsstandards; 

 steuert die Projekte zu 
Fragen des informations- 
und kommunikations-
technisch unterstützten 
Regierens und Verwal-
tens (E-Government-
Projekte), die dem IT-
Planungsrat zugewiesen 
werden; 

 übernimmt die in § 4 die-
ses Vertrages genannten 
Aufgaben für das Verbin-
dungsnetz nach Maßgabe 
des dort angeführten Ge-
setzes. 

 

Absatz 1 Satz 1 beschreibt die Aufga-
ben des IT-Planungsrats. 

Der erste Spiegelstrich konkretisiert Arti-
kel 91c Absatz 1 Grundgesetz, wonach 
Bund und Länder bei der Planung, der 
Errichtung und dem Betrieb der für ihre 
Aufgabenerfüllung benötigten informati-
onstechnischen Systeme zusammenwir-
ken können.  

Der zweite Spiegelstrich bezieht sich auf 
die in Artikel 91 c Absatz 2 Grundgesetz 
genannte Festlegung der für die Kom-
munikation zwischen den informations-
technischen Systemen des Bundes und 
der Länder notwendigen Standards und 
Sicherheitsanforderungen. 

Im dritten Spiegelstrich wird dem IT-
Planungsrat die Aufgabe der Steuerung 
von E-Government-Projekten zugewie-
sen. E-Government-Projekte werden da-
bei als Projekte definiert, die sich mit 
Fragen des informations- und kommuni-
kationstechnisch unterstützten Regierens 
und Verwaltens beschäftigen. Diese De-
finition macht deutlich, dass E-Govern-
ment hier in einem weiten Sinne ver-
standen wird und sich nicht lediglich auf 
technische Projekte beziehen soll. 

Nach dem vierten Spiegelstrich über-
nimmt der IT-Planungsrat die in § 4 des 
Vertrages genannten Aufgaben für das 
Verbindungsnetz. Danach ist der IT-
Planungsrat das Gremium im Sinne des 
§ 1 des „Gesetzes über die Verbindung 
der informationstechnischen Netze des 
Bundes und der Länder“, in dem der 
Bund und die Länder bei der Errichtung 
des Verbindungsnetzes zusammenwirken 
und insbesondere die notwendigen ge-
meinsamen Festlegungen für das Ver-
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bindungsnetz treffen. 
2Der IT-Planungsrat berichtet 
grundsätzlich an die Konferenz des 
Chefs des Bundeskanzleramtes mit 
den Chefs der Staats- und Senats-
kanzleien.  
 

Satz 2 bestimmt, dass das Gremium, 
dem der IT-Planungsrat berichtet, die 
Konferenz des Chefs des Bundeskanzler-
amtes mit den Chefs der Staats- und 
Senatskanzleien ist. 

3Er vereint die bisherigen Gremien 
und Untergremien der gemeinsamen 
IT-Steuerung. 

Satz 3 regelt die Ersetzung der bisheri-
gen Gremien für die IT-Steuerung des 
Bundes mit den Ländern durch den IT-
Planungsrat. 

 
Absatz 2 Absatz 2 regelt die Zusammensetzung 

des IT-Planungsrats. 
 

1Dem IT-Planungsrat gehören als 
Mitglieder an: 

1. der Beauftragte der Bun-
desregierung für Infor-
mationstechnik, 

2. jeweils ein für Informa-
tionstechnik zuständiger 
Vertreter jedes Landes. 

 

Nach Satz 1 sind der Beauftragte der 
Bundesregierung für Informationstechnik 
und jeweils eine Vertreterin oder ein Ver-
treter jedes Landes stimmberechtigte 
Mitglieder. 

2Der Bund und die Länder stellen 
sicher, dass ihre Vertreter über die 
erforderliche Entscheidungskompe-
tenz verfügen.  

Durch die Verpflichtung an Bund und 
Länder in Satz 2, sicherzustellen, dass 
ihre Vertreterinnen oder Vertreter über 
die erforderliche Entscheidungskompe-
tenz verfügen, soll gewährleistet werden, 
dass hochrangige Vertreterinnen oder 
Vertreter entsandt werden. 
 
 

3Drei Vertreter der Gemeinden und 
Gemeindeverbände, die von den 
kommunalen Spitzenverbänden auf 
Bundesebene entsandt werden, so-
wie der Bundesbeauftragte für den 
Datenschutz und die Informations-
freiheit können an den Sitzungen 
des IT-Planungsrats beratend teil-
nehmen. 
 

Satz 3 bestimmt drei von den kommu-
nalen Spitzenverbänden auf Bundesebe-
ne zu entsendende Vertreterinnen oder 
Vertreter der Gemeinden und Gemeinde-
verbände und den Bundesbeauftragten 
für den Datenschutz und die Informati-
onsfreiheit zu beratenden Mitgliedern des 
IT-Planungsrats. 

Absatz 3 Absatz 3 regelt den Vorsitz. 
 

1Den Vorsitz im IT-Planungsrat ü-
bernehmen im jährlichen Wechsel 
der Bund und die Länder. 

Danach gibt es jeweils einen oder eine 
Vorsitzende. Der Vorsitz wechselt jähr-
lich zwischen Bund und Ländern. 
 

2Die Länder regeln die Reihenfolge 
ihres Vorsitzes untereinander. 

Die Länder regeln untereinander, wel-
ches Land für die Länder den Vorsitz 
ausübt. Die Geschäftsordnung kann hier-
zu Regelungen treffen. Denkbar ist etwa, 
diese Entscheidung im Umlaufverfahren 
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zu treffen. 
 

Absatz 4 Absatz 4 bestimmt die Tagungsinterval-
le des IT-Planungsrats. 
 

Der IT-Planungsrat tagt mindestens 
zweimal im Jahr oder auf Antrag des 
Bundes oder dreier Länder. 

Danach tagt dieser mindestens zwei Mal 
jährlich. Darüber hinaus tagt der IT-
Planungsrat, sofern es der Bund oder 
drei Länder beantragen. 
 

Absatz 5 Absatz 5 regelt die Arten der Entschei-
dung des IT-Planungsrats. 
 

1Der IT-Planungsrat entscheidet 
durch Beschluss oder Empfehlung. 

Nach Satz 1 kann der IT-Planungsrat 
Beschlüsse fassen und Empfehlungen 
abgeben. 
 

2Er entscheidet auf Antrag des Bun-
des oder dreier Länder. 

Beide Entscheidungsarten setzen nach 
Satz 2 einen Antrag des Bundes oder 
dreier Länder voraus. 
 

3Entscheidungen des IT-
Planungsrats werden im elektroni-
schen Bundesanzeiger veröffent-
licht. 

Nach Satz 3 werden die Entscheidungen 
des IT-Planungsrats im elektronischen 
Bundesanzeiger veröffentlicht. 
 
 

Absatz 6  
Der IT-Planungsrat beteiligt die je-
weilige Fachministerkonferenz, so-
weit deren Fachplanungen von sei-
nen Entscheidungen betroffen wer-
den.  
 

Absatz 6 verpflichtet den IT-
Planungsrat, die jeweilige Fachminister-
konferenz zu beteiligen, soweit deren 
Fachplanungen von den Entscheidungen 
des IT-Planungsrats betroffen werden.  

 

Absatz 7 Absatz 7 regelt die für das Zustande-
kommen von Entscheidungen erforderli-
chen Mehrheiten im IT-Planungsrat. 

 
1Beschlüsse des IT-Planungsrats be-
dürfen, soweit in diesem Vertrag o-
der durch Gesetz nicht etwas ande-
res bestimmt ist, der Zustimmung 
des Bundes und einer Mehrheit von 
11 Ländern, welche mindestens zwei 
Drittel ihrer Finanzierungsanteile 
nach dem Königsteiner Schlüssel 
abbildet. 

Satz 1 macht für Beschlüsse von der 
durch Artikel 91c Absatz 2 Satz 2 Grund-
gesetz geschaffenen Möglichkeit 
Gebrauch, wonach Vereinbarungen über 
die Grundlagen der Zusammenarbeit im 
IT-Bereich für einzelne nach Inhalt und 
Ausmaß bestimmte Aufgaben vorsehen 
können, dass nähere Regelungen bei 
Zustimmung einer in der Vereinbarung 
zu bestimmenden qualifizierten Mehrheit 
für Bund und Länder in Kraft treten.  

Nach der getroffenen Regelung kommen 
Beschlüsse des IT-Planungsrats zustan-
de, wenn kumulativ folgende Vorausset-
zungen erfüllt sind: Der Bund und min-
destens elf Länder stimmen zu und die 
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zustimmenden Länder stellen zwei Drittel 
des Länderanteiles der Finanzierung 
nach § 2 Absatz 1 Satz 2. Beschlüsse 
verhindern können demgegenüber der 
Bund, sechs Länder gemeinsam oder 
eine Anzahl von Ländern, die mehr als 
ein Drittel des Länderanteiles der Finan-
zierung nach § 2 Absatz 1 Satz 2 stellt. 
Diese Regelung gilt nicht, sofern durch 
den Staatsvertrag oder durch Gesetz 
eine andere Regelung getroffen wird. 

 
2 Empfehlungen für die öffentliche 
Verwaltung kann der IT-Planungsrat 
mit einfacher Mehrheit der anwe-
senden Mitglieder aussprechen. 

Satz 2 bestimmt, dass Empfehlungen 
des IT-Planungsrats zustande kommen, 
wenn die Mehrheit der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder sich für sie 
ausspricht. 

 
Absatz 8  
1Der IT-Planungsrat gibt sich eine 
Geschäftsordnung. 

Absatz 8 trifft Regelungen für die Ge-
schäftsordnung, die sich der IT-
Planungsrat geben kann. 

2Darin sind insbesondere Regelun-
gen vorzusehen, die sicherstellen, 
dass, sofern erforderlich, eine Kabi-
nettsbehandlung oder andere not-
wendige Abstimmungen über einen 
im IT-Planungsrat vorgesehenen Be-
schluss rechtzeitig durchgeführt 
werden können. 

Nach Satz 2 müssen darin jedenfalls 
Regelungen getroffen werden, die si-
cherstellen, dass, sofern erforderlich, 
eine Kabinettsbehandlung oder andere 
notwendige Abstimmungen über einen 
im IT-Planungsrat vorgesehenen Be-
schluss rechtzeitig durchgeführt werden 
können. Dies könnte durch Versendungs-
fristen für zu behandelnde Vorlagen ge-
währleistet werden. Als weitere Rege-
lungsgegenstände kommen u.a. die ge-
nannten Regelungen zur Bestimmung 
des oder der von den Ländern gestellten 
Vorsitzenden (Absatz 3) und das Budget 
und die personelle Besetzung der Ge-
schäftsstelle in Betracht. 
 

§ 2 Geschäftsstelle  
Absatz 1  
1Zur organisatorischen Unterstüt-
zung des IT-Planungsrats sowie et-
waiger Arbeitsgruppen und Beiräte 
wird beim Bundesministerium des 
Innern eine Geschäftsstelle einge-
richtet. 

Absatz 1 Satz 1 regelt die Einrichtung 
einer Geschäftsstelle des IT-
Planungsrats. Sie soll beim Bundesminis-
terium des Innern angesiedelt sein. Ihre 
Aufgabe ist die organisatorische Unter-
stützung des IT-Planungsrats und der 
von ihm eingesetzten Arbeitsgruppen 
und Beiräte. 

 
2Die Finanzierung der Geschäftsstel-
le trägt zur Hälfte der Bund, zur 
Hälfte die Länder nach dem König-
steiner Schlüssel. 

Satz 2 gestaltet Artikel 91c Absatz 2 
Satz 4 Grundgesetz aus, wonach der 
Staatsvertrag zwischen Bund und Län-
dern Regelungen über die durch die Kon-
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stituierung des IT-Planungsrats entste-
henden Kosten trifft. Der Anteil der Län-
der an der Finanzierung bestimmt sich 
nach dem Königsteiner Schlüssel. Der 
Königsteiner Schlüssel wird von der Ge-
schäftsstelle der Bund-Länder-
Kommission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung entsprechend 
Steuereinnahmen und Bevölkerungszahl 
der Länder errechnet und im Bundesan-
zeiger veröffentlicht. Maßgeblich ist der 
im Kalenderjahr vor der Beschlussfas-
sung veröffentlichte Schlüssel. 

 
Absatz 2  
Die Geschäftsstelle koordiniert die 
Veröffentlichung von Entscheidun-
gen des IT-Planungsrats und deren 
Verbreitung. 

Nach Absatz 2 hat die Geschäftsstelle die 
Aufgabe, die Veröffentlichung der Ent-
scheidungen des IT-Planungsrats zu ko-
ordinieren. 

 
Absatz 3  
Die Geschäftsstelle betreibt ein  
elektronisches Informationssystem 
für die Aufgaben aus diesem Vertrag 
und der auf seiner Grundlage getrof-
fenen Vereinbarungen sowie zur 
Entgegennahme und Weiterleitung 
von Informationen nach § 5 des Ver-
trages an die Vertragspartner. 
 

Absatz 3 bestimmt, dass die Geschäfts-
stelle zur Erfüllung ihrer Aufgaben ein 
elektronisches Informationssystem be-
treibt. 

 

Absatz 4  
Der Geschäftsstelle können weitere 
Aufgaben durch Beschluss des IT-
Planungsrats übertragen werden. 

Nach Absatz 4 kann der IT-Planungsrat 
der Geschäftsstelle weitere Aufgaben 
durch Beschluss zuweisen.  

 
Abschnitt II 
Gemeinsame Standards und Sicher-
heitsanforderungen, Informations-
austausch 

Abschnitt II enthält Regelungen über 
die gemeinsame Festlegung von IT-
Interoperabilitäts- und IT-Sicherheits-
standards, über Aufgaben des IT-
Planungsrats im Zusammenhang mit 
dem Verbindungsnetz und über den In-
formationsaustausch zwischen Bund und 
Ländern. 

§ 3 Festlegung von IT-
Interoperabilitäts- und IT-
Sicherheitsstandards  
Absatz 1  
1Für den im Rahmen ihrer Aufgaben-
erfüllung notwendigen Austausch 
von Daten zwischen dem Bund und 
den Ländern sollen gemeinsame 
Standards für die auszutauschenden 
Datenobjekte, Datenformate und 

Absatz 1 Satz 1 bestimmt, dass Bund 
und Länder gemeinsame IT-
Interoperabilitäts-Standards und ge-
meinsame Sicherheitsstandards festle-
gen sollen. IT-Interoperabiltäts-
Standards werden dabei als Standards 
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Standards für Verfahren, die zur Da-
tenübertragung erforderlich sind, 
sowie IT-Sicherheitsstandards fest-
gelegt werden. 

für die auszutauschenden Datenobjekte, 
Datenformate und Standards für Verfah-
ren, die zur Datenübertragung erforder-
lich sind, beschrieben, die für den im 
Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung not-
wendigen Austausch von Daten zwischen 
Bund und Ländern erforderlich sind. 

2Hierbei ist vorrangig auf bestehen-
de Marktstandards abzustellen. 

Der Verweis auf den Vorrang bestehen-
der Marktstandards in Satz 2 verpflich-
tet den IT-Planungsrat, vor der Prüfung, 
ob Bund und Länder eigene Standards 
entwickeln sollen, auf dem Markt zu prü-
fen, ob es dort bereits wirtschaftlichere 
Lösungen gibt. 
 

Absatz 2  
1Beschlüsse über Standards im Sinne 
des Absatz 1 werden vom IT-
Planungsrat mit der Zustimmung des 
Bundes und einer Mehrheit von elf 
Ländern, welche mindestens zwei 
Drittel ihrer Finanzierungsanteile 
nach dem Königsteiner Schlüssel 
abbildet, gefasst, soweit dies zum 
bund-länderübergreifenden Daten-
austausch oder zur Vereinheitli-
chung des Datenaustauschs der öf-
fentlichen Verwaltung mit Bürgern 
und Wirtschaft notwendig ist. 

Absatz 2 macht für den Bereich der 
Standardsetzung im IT-Bereich von der 
durch Artikel 91c Absatz 2 Satz 2 Grund-
gesetz geschaffenen Möglichkeit 
Gebrauch, wonach Vereinbarungen über 
die Grundlagen der Zusammenarbeit im 
IT-Bereich für einzelne nach Inhalt und 
Ausmaß bestimmte Aufgaben vorsehen 
können, dass nähere Regelungen bei 
Zustimmung einer in der Vereinbarung 
zu bestimmenden qualifizierten Mehrheit 
für Bund und Länder in Kraft treten. 

Nach der getroffenen Regelung kommen 
Beschlüsse über Standards zustande, 
wenn kumulativ folgende Voraussetzun-
gen erfüllt sind: Der Bund und mindes-
tens elf Länder stimmen zu und die zu-
stimmenden Länder stellen zwei Drittel 
des Länderanteiles der Finanzierung 
nach § 2 Absatz 1 Satz 2. Beschlüsse 
verhindern können demgegenüber der 
Bund, sechs Länder gemeinsam oder 
eine Anzahl von Ländern, die mehr als 
ein Drittel des Länderanteiles der Finan-
zierung nach § 2 Absatz 1 Satz 2 stellt. 

Gegenstand dieser Beschlüsse können 
Standards im Sinne des Absatzes 1 sein, 
soweit sie zum bund-länderüber-
greifenden Datenaustausch oder zur 
Vereinheitlichung des Datenaustauschs 
der öffentlichen Verwaltung mit Bürgern 
und Wirtschaft notwendig sind.  

 
2Diese Beschlüsse entfalten Bin-
dungswirkung und werden vom 
Bund und den Ländern innerhalb je-
weils vom IT-Planungsrat festzuset-
zender Fristen in ihren jeweiligen 

Satz 2 bestimmt, dass die Beschlüsse 
über Standards Bund und Länder binden. 
Satz 2 macht aber auch deutlich, dass 
die Länder dem Bund gegenüber dafür 
einstehen, dass die Beschlüsse in ihren 
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Verwaltungsräumen umgesetzt. Verwaltungsräumen umgesetzt werden. 
Gleichzeitig wird festgestellt, dass die 
Länder dabei in der Wahl der Umset-
zungsform frei sind. 
 

Absatz 3  
1Vor einer Beschlussfassung über 
verbindliche Standards im Sinne des 
Absatz 1 wird auf Antrag des Bundes 
oder dreier Länder grundsätzlich der 
Bedarf für einen solchen Beschluss 
sowie die IT-fachliche Qualität und 
Widerspruchsfreiheit des vorgese-
henen Standards durch eine vom IT-
Planungsrat bestimmte, unabhängi-
ge Einrichtung geprüft. 
 

Nach Absatz 3 Satz 1 kann der Be-
schlussfassung über einen bestimmten 
Standard eine Bedarfs- und Qualitätsprü-
fung durch eine unabhängige Einrichtung 
vorausgehen. Voraussetzung hierfür ist, 
dass dies vom Bund oder von mindes-
tens drei Ländern beantragt wird. 

2Die Einrichtung kann in ihre Prü-
fung weitere Personen oder Einrich-
tungen, insbesondere Fachleute aus 
Wirtschaft und Wissenschaft, einbe-
ziehen. 
 

Nach Satz 2 darf die unabhängige Ein-
richtung weitere Personen oder Einrich-
tungen hinzuziehen. 

3Der IT-Planungsrat entscheidet un-
ter Einbeziehung der Ergebnisse der 
Prüfung; er ist dabei nicht an die Er-
gebnisse der Prüfung gebunden. 

Satz 3 stellt klar, dass der IT-Planungs-
rat die Auffassung der unabhängigen 
Einrichtung beachten, sie jedoch nicht 
befolgen muss. 

§ 4 Aufgaben im Bereich Verbin-
dungsnetz 

 

Der IT-Planungsrat nimmt die Auf-
gaben des Koordinierungsgremiums 
nach Maßgabe des aufgrund von Ar-
tikel 91c Absatz 4 Grundgesetz er-
gangenen Bundesgesetzes wahr.  
 

§ 4 stellt klar, dass der IT-Planungsrat 
das Koordinierungsgremium im Sinne 
des § 1 des „Gesetzes über die Verbin-
dung der informationstechnischen Netze 
des Bundes und der Länder“ und damit 
das Gremium sein soll, in dem der Bund 
und die Länder bei der Errichtung des 
Verbindungsnetzes zusammenwirken 
und insbesondere die notwendigen ge-
meinsamen Festlegungen für das Ver-
bindungsnetz treffen. 
 

§ 5 Informationsaustausch  
Der Bund und die Länder informieren 
sich möglichst frühzeitig über beab-
sichtigte Vorhaben zur Einrichtung 
und Entwicklung informationstech-
nischer Systeme, um eine bedarfsge-
rechte Zusammenarbeit zu ermögli-
chen. 

In § 5 verpflichten sich Bund und Län-
der, sich möglichst frühzeitig über beab-
sichtigte Vorhaben zur Einrichtung und 
Entwicklung informationstechnischer 
Systeme zu informieren. Grund hierfür 
ist es, dass Synergieeffekte durch ge-
meinsame Projekte des Bundes und der 
Länder, des Bundes und einiger Länder, 
aller Länder oder einiger Länder nur 
dann erzielt werden können, wenn In-
formationen über relevante Planungen 
bei den anderen Akteuren frühzeitig vor-
liegen. 
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Abschnitt III 
Schlussbestimmungen 
 

 

§ 6 Änderung, Kündigung  
Absatz 1  
Änderungen dieses Vertrages bedür-
fen einer einstimmigen Entschei-
dung der Vertragspartner. 

Absatz 1 bestimmt, dass Änderungen 
des Staatsvertrages nur von allen Akteu-
ren gemeinsam beschlossen werden 
können. 
 
 

Absatz 2 Die Absätze 2 und 3 gestalten den 
zweiten Halbsatz des Satzes 3 des Arti-
kels 91c Absatz 2 Grundgesetz aus, wo-
nach das Recht zur Kündigung einer Ver-
einbarung über die Grundlagen der Zu-
sammenarbeit von Bund und Ländern im 
IT-Bereich nicht ausgeschlossen werden 
kann. 

1Dieser Vertrag kann von jedem Ver-
tragspartner unter Einhaltung einer 
zweijährigen Frist zum Jahresende 
gekündigt werden. 
 

Nach Absatz 2 beträgt die Kündigungs-
frist zwei Jahre zum Jahresende.  
 

2Die Kündigung ist durch Kundgabe 
an die Geschäftsstelle für den IT-
Planungsrat gegenüber den übrigen 
Vertragspartnern schriftlich zu er-
klären. 

Die Kündigung erfolgt durch eine an die 
anderen Vertragsparteien gerichtete 
schriftliche Erklärung, die über die Ge-
schäftsstelle des IT-Planungsrats ab-
zugeben ist. 
 

Absatz 3  
1Die Kündigung gilt auch für die auf 
der Grundlage dieses Vertrages ge-
schlossenen Vereinbarungen. 

Absatz 3 erstreckt die Kündigungserklä-
rung auf die auf der Grundlage dieses 
Vertrages geschlossenen Vereinbarun-
gen. Damit entfällt für den kündigenden 
Bund oder das kündigende Land die Bin-
dung an Vereinbarungen, die aufgrund 
dieses Staatsvertrages geschlossen wor-
den sind. Sofern der kündigende Bund 
oder das kündigende Land sich weiterhin 
an aufgrund dieses Vertrages geschlos-
sene Vereinbarungen binden will, muss 
dies im Einzelfall erklärt werden.  
 

2Die Kündigung lässt das Bestehen 
des Vertrages und der auf der 
Grundlage dieses Vertrages ge-
schlossenen Vereinbarungen für die 
übrigen Vertragspartner vorbehalt-
lich der Regelung des § 7 Absatz 2 
unberührt. 
 

Die Situation der nicht-kündigenden Ver-
tragspartner ändert sich durch die Kün-
digung nicht; es sei denn, durch die Kün-
digung verbleiben nur noch neun Ver-
tragspartner. Dann tritt der Vertrag nach 
§ 7 Absatz 2 außer Kraft. 
 

§ 7 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, 
Übergangsregelung 
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Absatz 1  
Dieser Vertrag tritt am [1. Januar 
2010] in Kraft. Sind bis zum [31. De-
zember 2009] nicht mindestens 
dreizehn Ratifikationsurkunden bei 
dem der Ministerpräsidentenkonfe-
renz vorsitzenden Land hinterlegt, 
wird der Vertrag gegenstandslos. 

Absatz 1 regelt das Inkrafttreten des 
Staatsvertrages. 

 

Absatz 2  
1Der Vertrag tritt außer Kraft, wenn 
die Zahl der Vertragspartner zehn 
unterschreitet. 

Absatz 2 legt fest, dass der Staatsver-
trag außer Kraft tritt, wenn durch Kündi-
gungen nur noch neun Vertragspartner 
verblieben sind. 

 
2Für diesen Fall enden seine Wir-
kungen mit dem Ablauf der Kündi-
gungsfrist des zuletzt kündigenden 
Vertragspartners. 
 

 

Absatz 3  
Die in diesem Vertrag vereinbarten 
Abstimmungsmechanismen lösen die 
bisherigen Gremien: 

 „Arbeitskreis der Staats-
sekretäre für E-
Government in Bund und 
Ländern“ (St-Runde 
Deutschland Online)  

 „Kooperationsausschuss 
von Bund und Ländern für 
automatisierte Datenver-
arbeitung“ (KoopA ADV)  

sowie deren Untergremien ab und 
treten in deren Rechtsnachfolge ein. 
 

Absatz 3 bestimmt, dass der IT-
Planungsrat Rechtsnachfolger des „Ar-
beitskreises der Staatssekretäre für E-
Government in Bund und Ländern“ (St-
Runde Deutschland Online) und des „Ko-
operationsausschuss von Bund und Län-
dern für automatisierte Datenverarbei-
tung“ (KoopA ADV) sowie von deren Un-
tergremien ist und dass diese Gremien 
mit Inkrafttreten des Staatsvertrages 
aufgelöst sind.  

 

Absatz 4  
1Bestehende Vereinbarungen der 
Beteiligten über die gemeinschaftli-
che Aufgabenerledigung im Bereich 
informationstechnischer Systeme 
werden von den Bestimmungen die-
ses Vertrages, soweit sie diesen 
nicht widersprechen, nicht berührt.  

Absatz 4 bestimmt, dass das Inkrafttre-
ten des Staatsvertrages bestehende Ver-
einbarungen der Beteiligten über die 
gemeinschaftliche Aufgabenerledigung 
im Bereich informationstechnischer Sys-
teme nicht berührt, soweit sie diesen 
nicht widersprechen. Zu den bereits be-
stehenden Vereinbarungen zählt insbe-
sondere der Aktionsplan Deutschland-
Online.  
 

2Mit dem Außerkrafttreten bereits 
bestehender Vereinbarungen wer-
den die Bestimmungen dieses Ver-
trages auf sie anwendbar. 
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D. Benchmarking 
 
Die Kommission schließt sich der Auffassung der Vorsitzenden an, dass Leis-
tungsvergleiche der Öffentlichen Verwaltung sich als hilfreiche Instrumente 
erwiesen haben. Sie erhöhen die Transparenz staatlichen Handelns und er-
möglichen es, beste Lösungen zu erkennen und die Verwaltung dementspre-
chend zu optimieren.  
 
Die Kommission schlägt folgende Regelung vor: 
 

Artikel 91d Grundgesetz (neu)  
 
 
Artikel 91d Grundgesetz (neu) 

 
Begründung 
 

Artikel 91d [Leistungsvergleiche] 
Bund und Länder können zur Fest-
stellung und Förderung der Leis-
tungsfähigkeit ihrer Verwaltungen 
Vergleichsstudien durchführen und 
die Ergebnisse veröffentlichen. 

 
 

 
 

A. Allgemeiner Teil 
 

Leistungsvergleiche – als sog. 
Benchmarking fester Bestandteil an-
gelsächsischer Verwaltungskultur – 
haben sich international als wirksa-
mes Instrument zur Verbesserung 
der Effektivität und Effizienz staatli-
chen Handelns erwiesen. Denn sie 
machen Leistungen, Qualität und 
Kosten der Verwaltung transparent, 
setzen damit einen Wettbewerb um 
innovative Lösungen in Gang und 
sorgen für einen kontinuierlichen 
Verbesserungsprozess in der Verwal-
tung. Leistungsvergleiche bringen 
die Vorzüge des föderativen Wettbe-
werbs zur Geltung und stärken fak-
tisch die parlamentarische Kontroll-
funktion. 
 
Der deutschen Verwaltungstradition 
fremd haben Leistungsvergleiche in 
weiten Bereichen der deutschen 
Verwaltung gegenwärtig noch keinen 
festen Platz. Der Beschluss der Mi-
nisterpräsidentenkonferenz vom De-
zember 2004 zur verstärkten An-
wendung von Leistungsvergleichen in 
den Landesverwaltungen hat zwar 
positive Wirkungen gezeigt. Auch 
kann zwischenzeitlich auf zahlreiche 
erfolgreiche Beispiele im Bereich der 
Stadtstaaten, der Kommunen, des 
Gesundheitswesens und der Finanz-
ämter verwiesen werden. Gleichwohl 
bestehen bei Bund und Ländern er-
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hebliche Ausbaumöglichkeiten. 
Die Gemeinsame Kommission von 
Bundestag und Bundesrat zur Mo-
dernisierung der Bund-Länder-
Finanz-Beziehungen hält Leistungs-
vergleiche für ein hilfreiches Instru-
ment der Verwaltungsmodernisie-
rung und hat sich daher für einen 
verstärkten Einsatz ausgesprochen. 
Leistungsvergleiche kommen zwi-
schen Landesverwaltungen, inner-
halb der Bundesverwaltung sowie 
zwischen Bundes- und Landesbehör-
den in Betracht. Mit dem Artikel 91d 
Grundgesetz soll eine verfassungs-
rechtliche Grundlage für das Zu-
sammenwirken von Bund und Län-
dern bei Leistungsvergleichen in der 
Verwaltung geschaffen und die Be-
reitschaft zu Leistungsvergleichen in 
Deutschland nachhaltig gefördert 
werden. 
Das Prinzip der Freiwilligkeit beach-
tet dabei die Gleichrangigkeit der 
Teilnehmer an Leistungsvergleichen, 
insbesondere die Eigenstaatlichkeit 
und politischen Gestaltungsräume 
von Bund und Ländern. 

 
B. Besonderer Teil 
 

Die Regelung schafft eine Grundlage 
für das freiwillige Zusammenwirken 
von Bund und Ländern bei Vergleich-
studien zur Feststellung und Förde-
rung der Leistungsfähigkeit ihrer 
Verwaltungen und bei der Veröffent-
lichung der Ergebnisse.  
Über die Einzelheiten der Durchfüh-
rung von Leistungsvergleichen kön-
nen Bund und Länder Vereinbarun-
gen schließen.  
 
Gegenstand solcher Vereinbarungen 
können insbesondere die generelle 
oder einzelfallbezogene Beauftragung 
einer durch Kompetenz und Unab-
hängigkeit ausgewiesenen Einrich-
tung mit der Durchführung von Leis-
tungsvergleichen, die Bestimmung 
des Gegenstands und der Methoden 
der Vergleichstudien, die teilnehmen-
den Verwaltungen, die Art und Weise 
der Veröffentlichung der Ergebnisse 
und die Kostentragung sein. 
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E. Krebsregister 
 
Die Kommission hat den Vorschlag der Vorsitzenden übernommen, auf der 
Grundlage des nachfolgenden Gesetzentwurfs das Gesetz zur Errichtung eines 
Nationalen Krebsregisters auf den Weg zu bringen. Bund und Länder sind sich 
dabei in der grundsätzlichen Zielsetzung einig. Das Register soll fundierte Da-
ten zum Krebsgeschehen in ganz Deutschland bereithalten und regionale so-
wie länderübergreifende Untersuchungen und Vergleiche ermöglichen. Zudem 
können wichtige Kenngrößen für die Beurteilung der Effektivität von Maßnah-
men im Gesundheitswesen gewonnen werden. Noch offene Einzelfragen wer-
den im weiteren Gesetzgebungsverfahren geklärt werden.  
 
 

Entwurf eines Bundeskrebsregisterdatengesetzes (BKRG) 
 
 
Entwurf eines 
Bundeskrebsregisterdatengesetzes 
(BKRG) 
 

Besondere Begründung 
 

 
§ 1 Einrichtung eines Zentrums für 
Krebsregisterdaten  
 

 

Absatz 1 Zu Absatz 1 
(1) Beim Robert Koch-Institut wird ein 
Zentrum für Krebsregisterdaten einge-
richtet. 
 

Die Aufgaben eines Zentrums für Krebs-
registerdaten sollen durch das Robert 
Koch-Institut (RKI) wahrgenommen 
werden. Das RKI (Dachdokumentation 
Krebs) verfügt aufgrund der langjährigen 
zusammenfassenden Auswertung der 
Landeskrebsregisterdaten über die ent-
sprechende fachliche Expertise. Struktur 
und fachliche Voraussetzungen für die 
Aufgabenerfüllung des Zentrums für 
Krebsregisterdaten beim RKI werden 
entsprechend ausgebaut. 
 

Absatz 2 Zu Absatz 2 
2) Zur fachlichen Beratung und Beglei-
tung des Zentrums für Krebsregisterda-
ten wird ein Beirat eingerichtet. Die Mit-
glieder des Beirats werden vom Bun-
desministerium für Gesundheit berufen. 

Zur fachlichen Beratung und Begleitung 
des Zentrums für Krebsregisterdaten 
wird ein Beirat eingerichtet. Er unter-
stützt das Zentrum bei der Erfüllung sei-
ner Aufgaben nach § 2 und insbesondere 
nach § 5 Absatz 3. Die Mitglieder des 
Beirates werden vom Bundesministerium 
für Gesundheit berufen. Dem Beirat sol-
len neben Einzelsachverständigen 
Vertreterinnen und Vertreter der Länder, 
der Gesellschaft der epidemiologischen 
Krebsregister in Deutschland e.V. 
(GEKID), des Kooperationsverbundes 
Qualitätssicherung der klinischen Krebs-
register (KoQK), des Kinderkrebsregis-
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ters sowie der Patientenverbände ange-
hören. 
 

 
§ 2 Aufgaben 
 
Das Zentrum für Krebsregisterdaten hat 
folgende Aufgaben:  
 

Die Vorschrift beschreibt die Aufgaben 
des Zentrums für Krebsregisterdaten. 

Nummer 1 zu Nummer 1 
1. die Zusammenführung, Prüfung 

der Vollzähligkeit und Schlüssig-
keit sowie Auswertung der von 
den Landeskrebsregistern nach 
§ 3 Absatz 1 übermittelten Daten, 
die Durchführung eines länder-
übergreifenden Datenabgleichs 
zur Feststellung von Mehrfach-
übermittlungen und die Rückmel-
dung an die Landeskrebsregister,  

 

Gemäß Nummer 1 soll das Zentrum für 
Krebsregisterdaten die Daten der Lan-
deskrebsregister bundesweit zusammen-
führen, prüfen und auswerten. Dabei 
erfolgt insbesondere die Prüfung der ge-
lieferten Daten auf Plausibilität und auf 
Vollzähligkeit der Erfassung von Krebs-
neuerkrankungen in den Landeskrebs-
registern sowie die Feststellung von 
Mehrfachübermittlungen. Um dies zu ge-
währleisten führt das Zentrum für Krebs-
registerdaten einen länderübergreifen-
den Datenabgleich durch und unterrich-
tet die Landeskrebsregister entspre-
chend. 
 

Nummer 2 zu Nummer 2 
2. die Erstellung, Pflege und Fort-

schreibung eines Datensatzes aus 
den von den Landeskrebsregistern 
nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 bis 
3 übermittelten und nach Nummer 
1 geprüften Daten, 

Nummer 2 beschreibt den Datensatz, der 
die Angaben nach § 3 Absatz 1 Num-
mern 1 bis 3 enthält (Gesamtdatensatz), 
und regelt seine Erstellung, Pflege und 
Fortschreibung. 
 

 
Nummer 3 zu Nummer 3 

3. die regelmäßige Schätzung und 
Analyse 

a) der jährlichen Krebsneuer-
krankungszahlen und 
Krebssterberaten, 

b) der Überlebensraten von 
Krebspatientinnen und 
Krebspatienten, 

c) der Stadienverteilung bei 
Diagnose der Krebskrank-
heit, 

d) weiterer Indikatoren des 
Krebsgeschehens, insbe-
sondere Prävalenz, Erkran-
kungsrisiken und Sterberi-
siken sowie deren zeitliche 
Entwicklung, 

 

Nummer 3 enthält Vorgaben, welche 
Schätzungen und Analysen durch das 
Zentrum für Krebsregisterdaten regel-
mäßig vorzunehmen sind.  
 

Nummer 4 zu Nummer 4 
4. die länderübergreifende Ermitt-

lung regionaler Unterschiede bei 
ausgewählten Krebskrankheiten, 

 

In Nummer 4 ist die länderübergreifende 
Ermittlung regionaler Unterschiede ange-
sprochen. Die Landeskrebsregister wer-
ten ihre Daten – bezogen auf ihr Land – 



[96] 
 

 

selbst aus. Dies reicht aber unter Um-
ständen nicht aus, um die Häufung von 
Krebsfällen in bestimmten Regionen 
festzustellen. Ein Zentrum für Krebsre-
gisterdaten mit seinen länderübergrei-
fenden Bezügen und Vergleichsmöglich-
keiten schafft die Voraussetzungen, fun-
dierte Aussagen zu räumlich gehäuft auf-
tretenden Krebsfällen treffen zu können. 
 

Nummer 5 zu Nummer 5 
5. die Bereitstellung des Datensatzes 

nach Nummer 2 zur Evaluation 
gesundheitspolitischer Maßnah-
men zur Krebsprävention, Krebs-
früherkennung, Krebsbehandlung 
und der Versorgung, 

 

Aus den übermittelten und nach Nummer 
2 aufbereiteten Daten können unter an-
derem Erkenntnisse zu Nutzen und Wirk-
samkeit gesundheitspolitischer Maßnah-
men bezogen auf die Bevölkerung ge-
wonnen werden. So kann festgestellt 
werden, ob und ggf. welche Wirkungen 
(z.B. Mortalitätssenkung, Stadien-
Verschiebung) die Einführung bevölke-
rungsbezogener Früherkennungspro-
gramme hat. Deshalb sieht die Vorschrift 
vor, dass das Zentrum für Krebsregister-
daten den Datensatz auch Dritten zur 
Verfügung stellt, damit diese entspre-
chende Auswertungen vornehmen kön-
nen. Die Nutzung richtet sich nach § 5.  
 

Nummer 6 zu Nummer 6 
6. die Durchführung von Analysen 

und Studien zum Krebsgesche-
hen, 

 

Das Zentrum für Krebsregisterdaten 
kann auch eigene Analysen und Studien 
zu spezifischen Fragen des Krebsgesche-
hens durchführen. 
 

Nummer 7 zu Nummer 7 
7. die Erstellung eines umfassenden 

Berichts zum Krebsgeschehen in 
der Bundesrepublik Deutschland 
alle fünf Jahre, 

 
 

Das Zentrum für Krebsregisterdaten er-
stellt alle fünf Jahre einen umfassenden 
Bericht zum Krebsgeschehen in der Bun-
desrepublik Deutschland unter Einbezie-
hung der bundesweit ausgewerteten 
Landeskrebsregisterdaten und weiterer 
Datenquellen (z.B. Gesundheitsbericht-
erstattung). Dieser umfasst insbesonde-
re Informationen zum Stand der onkolo-
gischen Versorgung, zu Maßnahmen der 
Prävention und Früherkennung sowie 
deren Inanspruchnahme. Er zeigt den 
krebsepidemiologischen Forschungsbe-
darf auf und stellt das Krebsgeschehen in 
Deutschland in einen internationalen Zu-
sammenhang.  

 
Nummer 8 zu Nummer 8 

8. die Mitarbeit in wissenschaftlichen 
Gremien, europäischen und inter-
nationalen Organisationen mit Be-
zug zu Krebsregistrierung und 
Krebsepidemiologie. 

Angesichts der zunehmenden Bedeutung 
der internationalen Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Krebsepidemiologie wird 
dem Zentrum für Krebsregisterdaten die 
Aufgabe übertragen, in wissenschaftli-
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 chen Gremien sowie europäischen und 
internationalen Organisationen mitzuwir-
ken. 
 
Die Rechte und Aufgaben der Landes-
krebsregister werden von den Regelun-
gen des § 2 nicht berührt. Dies betrifft 
auch länderspezifische Auswertungen 
und Veröffentlichungen ebenso wie die 
Zusammenarbeit der Landeskrebsregis-
ter mit anderen europäischen Krebsre-
gistern. 

 
 
§ 3 Datenübermittlung 
 

 

Absatz 1 zu Absatz 1 
(1) Die Landeskrebsregister übermitteln 
an das Zentrum für Krebsregisterdaten 
zur Erfüllung seiner Aufgaben nach § 2 
spätestens bis 31. Dezember des über-
nächsten Jahres zu allen bis zum Ende 
eines Jahres erfassten Krebsneuerkran-
kungen folgende Daten:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Angaben zur Person: 

a) Geschlecht, 
b) Monat und Jahr der Geburt, 
c) die ersten fünf Ziffern der Gemein-
dekennziffer des Wohnortes, 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Vorschrift regelt zum einen den Zeit-
punkt, bis zu dem die Landeskrebsregis-
ter ihre Daten an das Zentrum für Krebs-
registerdaten übermitteln müssen. Das 
bedeutet beispielsweise, dass alle bis 
zum Jahr 2007 erfassten Krebsneuer-
krankungen bis spätestens 31. Dezem-
ber 2009 an das Zentrum für Krebsregis-
terdaten gemeldet werden müssen. Da-
mit haben die Landeskrebsregister aus-
reichend Zeit, den Datenabgleich für ihre 
Daten durchzuführen. Andererseits kann 
das Zentrum für Krebsregisterdaten sei-
ne Aufgaben – bezogen auf das Krebsge-
schehen – zeitnah erfüllen. Ein zu früher 
Stichtag für die Datenübermittlung an 
das Zentrum für Krebsregisterdaten be-
inhaltet die Gefahr, dass noch nicht alle 
Krebsneuerkrankungen für das betref-
fende Jahr im jeweiligen Landes-
krebsregister gemeldet wurden. Darüber 
hinaus macht die Datenübermittlung an 
das Zentrum für Krebsregisterdaten erst 
dann Sinn, wenn der jährliche Mortali-
tätsabgleich der jeweiligen Landeskrebs-
register durchgeführt wurde.  
 
Zum anderen wird in der Vorschrift der 
Umfang der Daten festgelegt, der an das 
Zentrum für Krebsregisterdaten übermit-
telt werden muss. Die vorgegebenen 
Daten werden bereits jetzt routinemäßig 
von den meisten Landeskrebsregistern 
erhoben. Die Angaben zur Person er-
möglichen lediglich Aussagen zur Vertei-
lung von Krebserkrankungen bezogen 
auf Alter und Geschlecht. Sie erlauben 
eine regionale Zuordnung auf Kreisebe-
ne, ohne einen Rückschluss auf den 
Wohnort oder gar auf die einzelne Person 
zuzulassen.  
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2. Angaben mit Bezug zur Tumordiagno-
se: 
a) Tumordiagnose nach dem Schlüssel 

der Internationalen Klassifikation 
der Krankheiten (ICD) in der jewei-
ligen vom Deutschen Institut für 
Medizinische Dokumentation und 
Information im Auftrag des Bun-
desministeriums für Gesundheit he-
rausgegebenen und vom Bundes-
ministerium für Gesundheit in Kraft 
gesetzten Fassung,  

b) Histologiebefund nach dem Schlüs-
sel der aktuellen Internationalen 
Klassifikation der onkologischen 
Krankheiten (ICD-O), 

c) Lokalisation des Tumors, ein-
schließlich der Angabe der Seite bei 
paarigen Organen (ICD-O),  

d) Monat und Jahr der ersten Tumor-
diagnose, 

e) frühere Tumorerkrankungen, 
f) Art der Diagnosesicherung: aus-

schließlich über die Todesursache 
(DCO), klinisch, zytologisch, histo-
logisch, durch Obduktion, sonstige, 

g) Stadium der Erkrankung, insbeson-
dere nach dem aktuellen TNM-
Schlüssel zur Darstellung der Größe 
und des Metastasierungsgrades der 
Tumoren, 

h) Art der Primärtherapie, 
 

3. Angaben im Sterbefall: 
a) Sterbemonat und Sterbejahr, 
b) Todesursache (Grundleiden), 
c) Durchführung einer Obduktion, 
 

4. Kontrollnummer nach § 4. 
 
 

Die Angaben mit Bezug zur Tumordiag-
nose bilden die Grundlage für die epide-
miologischen Auswertungen nach § 2 
und werden ergänzt durch die Angaben 
zum Sterbefall.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Übermittlung der Kontrollnummer 
nach § 4 dient dem länderübergreifen-
den Datenabgleich.  
 
 

Absatz 2 zu Absatz 2 
(2) Die zuständigen Landesbehörden 
stellen sicher, dass die Daten nach Ab-
satz 1 flächendeckend und vollzählig er-
hoben, nach Prüfung auf Mehrfachmel-
dungen bereinigt und vollständig in ei-
nem einheitlichen Format übermittelt 
werden.  
 

Die Vorschrift verpflichtet in Satz 1 die 
nach Landesrecht zuständigen Behörden, 
die Daten flächendeckend und vollzählig 
zu erheben. Mehrfachmeldungen, d.h. 
die Meldungen, die mehrfach bei den 
Landeskrebsregistern eingehen, sind so-
weit wie möglich zu identifizieren und 
zusammenzuführen. Die Übermittlung 
muss vollständig und in einem einheitli-
chen Format erfolgen. Die bevölkerungs-
bezogene Erfassung ist vollzählig, wenn 
alle im Beobachtungszeitraum aufgetre-
tenen Krebserkrankungen erfasst wur-
den. Vollständig bedeutet in diesem Zu-
sammenhang, dass der Datensatz alle 
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geforderten Einzelangaben enthält. Flä-
chendeckend heißt, dass es im definier-
ten Einzugsgebiet des Landeskrebsregis-
ters keine ausgenommenen Gebiete gibt, 
in denen Krebserkrankungen nicht er-
fasst werden sollen oder können. Zur 
Verbesserung und Sicherung der Daten-
qualität für weitergehende Analysen 
(z.B. für Überlebenszeitberechnungen) 
benötigen die Landeskrebsregister ex-
terne Daten zur Bezugsbevölkerung 
(Melderegisterdaten) und zu den Todes-
ursachen (Mortalitätsdaten). Ein Mortali-
tätsabgleich und Melderegisterabgleich 
muss daher zeitnah durch die Landes-
krebsregister erfolgen.  
 

Satz 2 zu Satz 2 
Die Daten klinischer Krebsregistrierung 
sind zu nutzen. 

Satz 2 stellt sicher, dass auch die Daten 
der klinischen Krebsregister – soweit sie 
in den Ländern existieren – für die Auf-
gaben und Zwecke des Zentrums für 
Krebsregisterdaten genutzt werden kön-
nen. Dadurch wird erreicht, dass die Er-
kenntnisse aus der Versorgung einbezo-
gen werden können. Hierzu bedarf es der 
Zusammenarbeit zwischen den epide-
miologischen und klinischen Krebsregis-
tern in den Ländern.  
 

§ 4 Kontrollnummer, Datenabgleich 
 

Um fundierte epidemiologische Daten 
zum Krankheitsgeschehen zu liefern, 
sind bestimmte Qualitätsanforderungen 
erforderlich. Dazu gehört die Möglichkeit 
des Datenabgleichs, insbesondere zur 
Identifizierung von Mehrfachmeldungen. 
Die Vorschrift enthält die hierfür notwen-
digen Regelungen. 
 

Absatz 1 zu Absatz 1 
(1) Für den Datenabgleich der Landes-
krebsregister untereinander und mit dem 
Zentrum für Krebsregisterdaten ist nach 
einem für alle Landeskrebsregister ein-
heitlichen Verfahren, das die Wiederher-
stellung des Personenbezugs durch den 
Empfänger ausschließt, für jede an Krebs 
erkrankte Person eine eindeutige Kon-
trollnummer zu bilden. 

Zusätzlich zu den epidemiologischen Da-
ten soll die Übermittlung der Kontroll-
nummer an das Zentrum für Krebsregis-
terdaten erfolgen, um einen länderüber-
greifenden Datenabgleich zu ermögli-
chen. Die Generierung der Kontrollnum-
mer muss für alle Landeskrebsregister 
und das Zentrum für Krebsregisterdaten 
nach einem einheitlichen Verfahren er-
folgen, das die Wiederherstellung des 
Personenbezugs durch den Empfänger, 
d.h. eine Wiedergewinnung der Identi-
tätsdaten, ausschließt. Eine Abweichung 
von dieser einheitlichen Kontrollnummer 
durch einzelne Landeskrebsregister ver-
hindert den bundesweiten Datenabgleich 
und macht damit die Identifizierung und 
Bearbeitung von Mehrfachübermittlun-
gen zu einem Erkrankungsfall unmöglich. 
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Absatz 2 zu Absatz 2 
(2) Die Kontrollnummer wird im Zentrum 
für Krebsregisterdaten getrennt von dem 
Datensatz nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 
bis 3 gespeichert und darf mit ihm nur 
zum Zweck des Datenabgleichs zusam-
mengeführt werden. Nach Abschluss des 
Datenabgleichs, spätestens drei Jahre 
nach Übermittlung, ist die Kontrollnum-
mer zu löschen. 
 
 

Die Vorschrift regelt zum Zwecke des 
Datenschutzes die Aufbewahrung der 
Kontrollnummer organisatorisch und da-
tentechnisch getrennt vom Gesamtda-
tensatz. Eine Zusammenführung ist aus-
schließlich zur Durchführung bundeswei-
ter Abgleiche erlaubt. Die Kontrollnum-
mer wird nach Abschluss des Datenab-
gleichs, spätestens aber drei Jahre nach 
Übermittlung durch die Landeskrebsre-
gister, gelöscht. Zu diesem Zeitpunkt ist 
die Bereinigung der Landeskrebsregis-
terdaten abgeschlossen, so dass die 
Kontrollnummer nicht mehr benötigt 
wird. 
 

Absatz 3 zu Absatz 3 
(3) Das Bundesministerium für Gesund-
heit wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesra-
tes Vorgaben für die Bildung der Kon-
trollnummer nach Absatz 1 sowie für den 
Umgang mit den vom Zentrum für 
Krebsregisterdaten festgestellten Mehr-
fachübermittlungen der Landeskrebsre-
gister festzulegen. 
 

Die Vorschrift ermächtigt das Bundesmi-
nisterium für Gesundheit, durch Rechts-
verordnung einheitliche und verbindliche 
Vorgaben festzulegen, nach denen die in 
Absatz 1 genannte Kontrollnummer zu 
bilden ist, sowie Verfahren zum Umgang 
mit Mehrfachübermittlungen zu regeln. 
Hierzu gehören Festlegungen, nach de-
nen Daten zu ein und demselben Krebs-
erkrankungsfall, die von mehreren Lan-
deskrebsregistern übermittelt wurden, 
einem Landeskrebsregister zuzuordnen 
sind. Die Rechtsverordnung bedarf der 
Zustimmung des Bundesrates. 
 

 
§ 5 Datennutzung 
 

 
Die Vorschrift regelt die Nutzung des 
Gesamtdatensatzes durch das Zentrum 
für Krebsregisterdaten, die Landeskrebs-
register und Dritte.  
 

Absatz 1 zu Absatz 1 
(1) Das Zentrum für Krebsregisterdaten 
nutzt den Datensatz nach § 3 Absatz 1 
Nummer 1 bis 3 zur Erfüllung seiner Auf-
gaben nach § 2 Nummer 3 bis 8. 
 

Das Zentrum für Krebsregisterdaten 
kann den Gesamtdatensatz u.a. für 
Schätzungen und Analysen wichtiger 
Kenngrößen zum Krebsgeschehen sowie 
für die länderübergreifende Ermittlung 
regionaler Unterschiede nutzen. Auf der 
Grundlage des Gesamtdatensatzes kön-
nen Auswertungen zu spezifischen Fra-
gen vorgenommen werden, z.B. für die 
Erstellung des alle fünf Jahre vorgesehe-
nen Berichts zum Krebsgeschehen. 
 

Absatz 2 zu Absatz 2  
(2) Das Zentrum für Krebsregisterdaten 
stellt den Landeskrebsregistern auf Ver-
langen den in Absatz 1 genannten Da-
tensatz zur Nutzung zur Verfügung. Die 
Weiterleitung an Dritte bedarf eines An-

Für eine Nutzung des Gesamtdatensat-
zes durch die Landeskrebsregister bedarf 
es keines förmlichen Antrages. Ein sol-
cher ist lediglich bei der Weiterleitung 
des Gesamtdatensatzes an Dritte erfor-
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trags nach Absatz 3. 
 

derlich. Publikationen auf der Basis die-
ses Datensatzes erfolgen in Abstimmung 
mit dem Zentrum für Krebsregisterda-
ten. 
 

Absatz 3 zu Absatz 3 
(3) Das Zentrum für Krebsregisterdaten 
kann Dritten auf Antrag gestatten, den 
Datensatz nach Absatz 1 zu nutzen, so-
weit ein berechtigtes, insbesondere wis-
senschaftliches Interesse glaubhaft ge-
macht wird. Der Antrag ist, insbesondere 
zu Zweck und Umfang der Nutzung, zu 
begründen und wird dem Beirat zur Stel-
lungnahme vorgelegt. Umfang der Nut-
zung und Veröffentlichungsrechte sind 
vertraglich zu regeln. 
 

Die Nutzung des Gesamtdatensatzes o-
der von Teilen durch Dritte ist auf be-
gründeten Antrag möglich, soweit ein 
berechtigtes Interesse besteht, z.B. zu 
wissenschaftlichen Zwecken. Eine Nut-
zung zu kommerziellen Zwecken ist aus-
geschlossen. In dem Antrag sind u.a. 
Thema, Ziel und Umfang der Datennut-
zung, Qualifikation der Antragsteller so-
wie Art der Auswertung und Veröffentli-
chung anzugeben. Die im Gesetz vorge-
sehene Stellungnahme des Beirats er-
folgt nach transparenten Verfahren und 
Kriterien. Bei positivem Votum des Bei-
rats werden der Nutzungsumfang und 
Fragen der Veröffentlichung durch Ver-
trag zwischen Zentrum für Krebsregis-
terdaten und Antragsteller geregelt.  
 

Absatz 4 zu Absatz 4 
(4) Das Zentrum für Krebsregisterdaten 
veröffentlicht Auswertungen und stellt 
Auswertungswerkzeuge auf einer inter-
aktiven Internetplattform zur Verfügung.  
 
 

Um Auswertungen des Zentrums für 
Krebsregisterdaten öffentlich zugänglich 
zu machen, wird der Zugang über das 
Internet ermöglicht. Dort werden auch 
Auswertungswerkzeuge für die wissen-
schaftliche Arbeit bereitgestellt. 
 

 
§ 6 Zusammenarbeit des Zentrums 
für Krebsregisterdaten mit den Lan-
deskrebsregistern 
 

 

Absatz 1 zu Absatz 1 
(1) Das Zentrum für Krebsregisterdaten 
übermittelt dem zuständigen Landes-
krebsregister die nach § 2 Nummer 1 
geprüften Daten sowie das Ergebnis der 
Vollzähligkeitsprüfung innerhalb von 
sechs Monaten nach deren Übermittlung 
nach § 3 Absatz 1. Das Zentrum für 
Krebsregisterdaten unterrichtet die Lan-
deskrebsregister über wesentliche Er-
kenntnisse, die sich aus der Datenaus-
wertung nach § 2 Nummer 3 und 4 erge-
ben. 
 

Aufgaben und Arbeit des Zentrums für 
Krebsregisterdaten und der Landeskrebs-
register sind eng miteinander verzahnt: 
Gemäß § 3 Absatz 1 übermitteln die Lan-
deskrebsregister die routinemäßig er-
hobenen Daten an das Zentrum für 
Krebsregisterdaten. Dieses unterstützt 
seinerseits die Landeskrebsregister bei 
ihren Aufgaben, z.B. in Hinblick auf die 
Ergebnisse der Datenprüfung und die 
Ermittlung der Vollzähligkeit. Hierfür ist 
im Gesetz eine Frist von sechs Monaten 
vorgesehen. Weitere Ergebnisse aus den 
Schätzungen und Analysen wichtiger 
Kenngrößen zum Krebsgeschehen oder 
aus länderübergreifenden Ermittlungen 
regionaler Unterschiede sind den Lan-
deskrebsregistern zur Verfügung zu stel-
len. 
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Absatz 2 zu Absatz 2 
(2) Das Zentrum für Krebsregisterdaten 
veröffentlicht im Einvernehmen mit den 
Landeskrebsregistern alle zwei Jahre ei-
nen Bericht zu Häufigkeiten und Entwick-
lungen von Krebserkrankungen in der 
Bundesrepublik Deutschland. 
 

Das Zentrum für Krebsregisterdaten ver-
öffentlicht im Einvernehmen mit den 
Landeskrebsregistern und in Zusammen-
arbeit mit der Gesellschaft der epidemio-
logischen Krebsregister in Deutschland 
e.V. (GEKID) den Bericht „Krebs in 
Deutschland“, in dem es vorrangig um 
die Aufbereitung der Krebsregisterdaten 
geht.  
 

Absatz 3 zu Absatz 3 
 
(3) Das Zentrum für Krebsregisterdaten 
entwickelt gemeinsam mit den Landes-
krebsregistern Methoden und Standards 
zur einheitlichen Datenerfassung und 
Datenübermittlung sowie zur Analyse der 
Daten weiter. Dabei ist der aktuelle 
Stand der Technik zu beachten. 
 

Zur einheitlichen Datenerfassung und 
Datenübermittlung sind harmonisierte 
Methoden und Standards erforderlich, 
die für die Landeskrebsregister und das 
Zentrum für Krebsregisterdaten gelten. 
Die Grundsätze hierfür sind vom Zent-
rum für Krebsregisterdaten und den 
Landeskrebsregistern, z.B. durch die Ge-
sellschaft der epidemiologischen Krebs-
register in Deutschland e.V., gemeinsam 
zu entwickeln. 
 

§ 7 Inkrafttreten 
 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 

 
 
 

Allgemeine Begründung 
 
I. Zielsetzung, Gegenstand und wesentliche Regelungen 
 
Krebserkrankungen stellen eines der bedeutsamsten Gesundheitsprobleme 
dar. Trotz Verbesserungen in Prävention, Früherkennung und Behandlung von 
Krebserkrankungen ist Krebs nach den Herz-Kreislauf-Erkrankungen die 
zweithäufigste Todesursache in Deutschland. Nach den aktuellen Zahlen des 
Robert Koch-Instituts (RKI) und der Landeskrebsregister wurden im Jahr 2004 
insgesamt 436.500 Neuerkrankungen geschätzt. Das Risiko an Krebs zu er-
kranken nimmt mit höherem Alter zu, so dass mit einer demographisch be-
dingten Zunahme der Krebsneuerkrankungen zu rechnen ist. Experten schät-
zen, dass die Zahl der altersbedingten Neuerkrankungen in Europa im Jahr 
2020 im Vergleich zu 2002 bei Männern um 24 Prozent und bei Frauen um 15 
Prozent steigen wird. 
Die Erhebung und Analyse von Daten über das Auftreten und die Häufigkeit 
von Krebserkrankungen durch bevölkerungsbezogene (epidemiologische) 
Krebsregister sind eine unverzichtbare Grundlage für die Beschreibung von 
Ausmaß und Art der Krebsbelastung einer Bevölkerung und damit Ausgangs-
punkt für entsprechende gesundheitspolitische Maßnahmen zur Prävention, 
Früherkennung und Behandlung dieser Erkrankungen. So können beispiels-
weise mit den Daten zur Inzidenz (Zahl der Neuerkrankungen) und zu Überle-
bensraten, differenziert nach Krebsform, Alter und Geschlecht und weiteren 
Merkmalen, Veränderungen im Krankheitsgeschehen (z.B. zeitliche Trends 
und entsprechende Prognosen für die Zukunft sowie geographische Vertei-
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lung) beschrieben und analysiert werden. Darüber hinaus können sie als 
Grundlage für wissenschaftliche Analysen z.B. zur Ursachenforschung dienen. 
Durch die Analyse bestimmter Parameter können wichtige Kenngrößen für die 
Beurteilung der Wirksamkeit von Maßnahmen im Gesundheitswesen gewon-
nen werden. So können beispielsweise regional unterschiedliche Überlebens-
raten auf Unterschiede in der Qualität der therapeutischen Versorgung hin-
deuten. Das Tumorstadium bei Entdeckung der Erkrankung oder Veränderun-
gen der Mortalität sind für die Evaluation der Effektivität  bevölkerungsbezo-
gener Früherkennungsprogramme (z.B. Mammographie-Screening, Haut-
krebs-Screening) von Bedeutung. 
Um belastbare epidemiologische Daten zum Krankheitsgeschehen zu liefern, 
sind jedoch bestimmte Qualitätsanforderungen zu erfüllen. Dazu gehört 
zum einen die möglichst vollzählige und flächendeckende Erfassung aller 
Krebsfälle. Als international akzeptierter Grenzwert für belastbare Aussagen 
gilt eine Registrierung von mindestens 90% der (jeweiligen) Krebserkran-
kungsfälle. Zum anderen sind aber auch einheitliche und vollständige Da-
tensätze, die Möglichkeit des Datenabgleichs und Datenaustauschs sowie 
einheitliche Methoden für die Datenanalyse entscheidend für die Aussage-
kraft der vorhandenen Daten.  
Bereits 1926 wurde das erste epidemiologische Krebsregister in Hamburg ein-
gerichtet. Im Jahr 1953 wurde das nationale Krebsregister in der DDR ge-
gründet, das heute von Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen gemeinsam fortgeführt wird. 1967 
folgte das Krebsregister im Saarland. Die dort erhobenen Daten bildeten jahr-
zehntelang die Grundlage der Gesundheitsberichterstattung zum Thema Krebs 
in der Bundesrepublik Deutschland. Wesentlichen Auftrieb erhielten die Krebs-
register durch das 1995 in Kraft getretene, mit einer Laufzeit von 5 Jahren 
versehene Bundeskrebsregistergesetz (KRG), mit dem die Länder verpflichtet 
wurden, Krebsregister einzurichten. Aufgrund der im Laufe der parlamentari-
schen Beratung eingeräumten Möglichkeit, länderspezifische Regelungen zum 
Meldemodus einzuführen, sowie des Verzichts auf eine flächendeckende Erfas-
sung sind der Grad der Flächendeckung, der Meldemodus sowie andere As-
pekte der Krebsregistrierung trotz deutlicher zwischenzeitlicher Verbesserun-
gen nicht einheitlich.  
Die noch bestehenden Lücken in der Flächendeckung und der Vollzähligkeit 
bereiten erhebliche Probleme bei der bundesweiten Auswertung der Daten 
durch das Robert Koch-Institut (RKI) und erschweren präzise Aussagen zum 
Krebsgeschehen in Deutschland. Viele Fragen können derzeit nicht oder nur 
eingeschränkt beantwortet werden: Wie entwickelt sich das Krebsgeschehen 
insgesamt und in einzelnen Regionen Deutschlands? Gibt es Unterschiede bei 
der Häufigkeit bestimmter Krebsarten zwischen Ost- und Westdeutschland? 
Gibt es Regionen, die ungünstige Tumorstadien bei Diagnosestellung oder un-
günstige Überlebensraten nach Krebs zeigen und ggf. ein gesundheitspoli-
tisches Nachsteuern erfordern? 
Das Gesetz sieht vor, dass ein Zentrum für Krebsregisterdaten eingerichtet 
wird, das für die umfassende bundesweite Zusammenführung, Prüfung und 
Auswertung der Landeskrebsregisterdaten und für den länderübergreifenden 
Datenabgleich zur Identifizierung von Mehrfachmeldungen zuständig ist.  
Auf Grundlage der durch die Landeskrebsregister erhobenen Daten soll das 
Zentrum für Krebsregisterdaten regelmäßig entscheidende Parameter zur 
Darstellung des bundesweiten Krebsgeschehens in Deutschland ermitteln. Da-
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zu gehören beispielsweise die Zahl der jährlichen Krebsneuerkrankungen und 
–sterbefälle in Deutschland, das Stadium der Krebserkrankungen bei Diagno-
sestellung, die Überlebensaussichten von Krebspatienten und –patientinnen, 
aber auch weitere Indikatoren des Krebsgeschehens wie Prävalenz, Erkran-
kungs- und Sterberisiken und deren zeitliche Entwicklung. Darüber hinaus soll 
das Zentrum für Krebsregisterdaten länderübergreifende regionale Unter-
schiede z.B. bei der Inzidenz bei ausgewählten Tumorarten ermitteln.  
Zur Information der Öffentlichkeit ist alle fünf Jahre vom Zentrum für Krebs-
registerdaten ein umfassender Bericht zum Krebsgeschehen in der Bundesre-
publik Deutschland zu erstellen.  
Zu den weiteren Aufgaben des Zentrums für Krebsregisterdaten gehört auch 
die Bereitstellung des Datensatzes für wissenschaftliche Einrichtungen zur  
Evaluation gesundheitspolitischer Maßnahmen zur Krebsbekämpfung. Die Me-
thoden und Standards zur bundeseinheitlichen Datenerfassung und Harmoni-
sierung sind in Zusammenarbeit mit der Gesellschaft der epidemiologischen 
Krebsregister in Deutschland e.V. (GEKID) und den Landeskrebsregistern wei-
terzuentwickeln. Um eine Verbesserung der Datenlage für ganz Deutschland 
zu erreichen, ist eine enge Zusammenarbeit zwischen dem Zentrum für 
Krebsregisterdaten und den Landeskrebsregistern erforderlich.  
Derzeit werden von den meisten Landeskrebsregistern sogenannte Identitäts-
daten und epidemiologische Daten ermittelt. Zu den Identitätsdaten gehören 
Familienname, Vorname, frühere Namen, Geschlecht, Anschrift, Geburtsda-
tum, Datum der ersten Tumordiagnose sowie ggf. Sterbedatum. Zu den epi-
demiologischen Daten gehören unter anderem Geschlecht, Mehrlingseigen-
schaft, Geburtsmonat und -jahr, Wohnort bzw. Gemeindekennziffer sowie An-
gaben zur Tumorerkrankung wie z.B. Tumorlokalisation einschließlich Seiten-
angabe bei paarigen Organen, Stadium der Erkrankung (vor allem TNM-
Schlüssel), Sicherung der Diagnose, Histologie und die Art der Therapie. 
Grundsätzlich erhalten die epidemiologischen Landeskrebsregister ihre Infor-
mationen zu Krebsneuerkrankungen über verschiedene Wege: von behan-
delnden Ärztinnen und Ärzten, von Pathologinnen und Pathologen oder über 
Auswertungen der Informationen aus Todesbescheinigungen. Eine wichtige 
weitere Quelle ist die klinische Krebsregistrierung, die in der Regel an Tu-
morzentren und Kliniken angesiedelt ist. Im GKV-Wettbewerbsstärkungs-
gesetz wurde die gesetzliche Grundlage geschaffen, um klinische Krebsregis-
ter flächendeckend zu etablieren und in das System der onkologischen Quali-
tätssicherung fest einzubinden. In den letzten Jahren hat sich die Zusammen-
arbeit zwischen den bereits bestehenden klinischen und epidemiologischen 
Krebsregistern positiv entwickelt. Für Kinder unter 15 Jahren, bei denen eine 
maligne Erkrankung diagnostiziert wurde, leitet das Deutsche Kinderkrebsre-
gister im Auftrag der meldenden Kliniken die Meldungen – unter Berücksichti-
gung der entsprechenden Krebsregistergesetze der Länder – an das jeweilige 
Landeskrebsregister weiter. 
Von den Landeskrebsregistern werden die gemeldeten Daten auf Schlüssigkeit 
und Vollständigkeit überprüft. Die Identitätsdaten sind in der Regel zuverläs-
sig und vollständig erfasst. Zurzeit werden einmal pro Jahr die epidemiologi-
schen Daten an die am RKI angesiedelte Dachdokumentation Krebs gemeldet. 
Die dabei übermittelten Daten sind von unterschiedlicher Qualität. Zur Be-
rechnung von Inzidenz, Prävalenz und Überlebensraten ist das derzeitige Da-
tenmaterial grundsätzlich verwertbar. Weitergehende epidemiologische Frage-
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stellungen auf Bundesebene sind aufgrund mangelnder Flächendeckung und 
Vollzähligkeit der Daten jedoch nur eingeschränkt möglich. 
Um möglichst valide Aussagen zu erhalten, sollen folgende Daten, die in den 
meisten Fällen bereits routinemäßig von den Landeskrebsregistern erhoben 
werden, verpflichtend an das Zentrum für Krebsregisterdaten gemeldet wer-
den: 

• Angaben zur Person (Geschlecht, Geburtsjahr und -monat) und Kreis-
zugehörigkeit (die ersten fünf Ziffern der Gemeindekennziffer),  

• Angaben mit Bezug zur Krebsdiagnose (Tumordiagnose nach gültigem 
ICD, Tumorhistologie nach ICD-O, Diagnosejahr und -monat, Tumor-
stadium, Diagnosesicherung, primäre Therapie, frühere Tumorerkran-
kungen),  

• Angaben, die im Sterbefall im regelmäßigen Mortalitätsabgleich gewon-
nen werden (Sterbejahr und -monat, Todesursache, Angabe, ob eine 
Obduktion durchgeführt wurde). 

 
Nicht übermittelt werden sollen die in den Vertrauensstellen verschlüsselten 
Identitätsdaten sowie die Angaben zu den meldenden Ärztinnen und Ärzten 
bzw. Institutionen. 
Zusätzlich zu den epidemiologischen Daten soll die Übermittlung der Kontroll-
nummer an das Zentrum für Krebsregisterdaten erfolgen, um einen län-
derübergreifenden Datenabgleich zu ermöglichen. Diese Kontrollnummer 
muss eineindeutig sein und über die Landesgrenzen hinaus gelten, um den 
Datenabgleich sowohl zwischen den Landeskrebsregistern als auch mit dem 
Zentrum für Krebsregisterdaten zu erleichtern. Der Abgleich im Zentrum für 
Krebsregisterdaten ist für einen Jahrgang nach spätestens drei Jahren been-
det. Danach werden die Kontrollnummern gelöscht.  
Um dem Zentrum für Krebsregisterdaten eine zeitgerechte Prüfung und Ana-
lyse der von den Landeskrebsregistern übermittelten Daten zu ermöglichen 
und entsprechende Planungssicherheit zu gewährleisten, ist die jährliche  
Übermittlung der Datensätze aller bis zum Ende eines Jahres erfassten Krebs-
neuerkrankungen bis spätestens 31. Dezember des übernächsten Jahres vor-
gesehen. Bis zu diesem Tag sind die entsprechenden Daten der jeweiligen 
Landeskrebsregister vollständig an das Zentrum für Krebsregisterdaten zu  
übermitteln.  
Die Aufgaben des Zentrums für Krebsregisterdaten sollen durch das RKI 
wahrgenommen werden. Das RKI (Dachdokumentation Krebs) verfügt über 
langjährige Erfahrungen durch die regelmäßige Zusammenfassung und Aus-
wertung der Landeskrebsregisterdaten für ganz Deutschland. Die bundesweite 
Zusammenführung, Prüfung und Auswertung der Krebsregisterdaten der Län-
der durch das RKI war bereits im von 1995 bis 1999 befristeten Bundeskrebs-
registergesetz festgelegt.  
Zur fachlichen Beratung und Begleitung des Zentrums für Krebsregisterdaten 
wird ein Beirat eingerichtet, dessen Mitglieder vom Bundesministerium für Ge-
sundheit berufen werden. Dem Beirat sollen Vertreterinnen und Vertreter der 
Länder, der Gesellschaft der epidemiologischen Krebsregister in Deutschland 
e.V. (GEKID), des Kooperationsverbunds Qualitätssicherung durch klinische 
Krebsregister (KoQK), des Kinderkrebsregisters und der Patientenverbände 
sowie weitere Expertinnen und Experten angehören.  
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II.  Gesetzgebungskompetenz 
 
Eine Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 
Nummer 19 Grundgesetz. 
 
 
III.  Finanzielle Auswirkungen 
 
1. Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 
 
Die Kosten für die Dachdokumentation Krebs beim RKI werden aus dem Bun-
deshaushalt getragen und belaufen sich derzeit auf jährlich 230.000 Euro. 
Nach vorläufiger Schätzung entstehen bei der Einrichtung eines Zentrums für 
Krebsregisterdaten Mehrkosten in Höhe von jährlich ca. 500.000 Euro (ca. 
475.000 Euro Personalkosten und ca. 30.000 Euro Sachkosten pro Jahr). Zu-
sätzlich fallen einmalige Sachkosten in Höhe von ca. 75.000 Euro an. Bei die-
sen Kosten wird davon ausgegangen, dass zur Verwaltung der umfangreichen 
Datenmengen und zur Durchführung der zum Teil komplexen Datenanalysen 
eine in sich abgeschlossene und vor fremden Zugriffen abgesicherte Hard-
ware-Infrastruktur neu geschaffen werden muss. Die Neuanschaffung begrün-
det sich vor allem in dem Anspruch, das Informations- und Datenangebot in 
einem erheblich größeren und flexibleren Umfang, als es bisher der Fall ist, 
der Bevölkerung und der Fachöffentlichkeit zur Verfügung zu stellen, sowie 
aus Datenschutzgründen.  
Über den personellen und sachlichen Mehrbedarf wird spätestens im Rahmen 
der parlamentarischen Haushaltsberatungen für den Bundeshaushalt 2010 
entschieden.  
Mögliche Mehrkosten für die Länder durch die Übermittlung der geforderten 
Daten an das Zentrum für Krebsregisterdaten und Datenabgleich der Landes-
krebsregister untereinander sind wegen des unterschiedlichen Standes der 
Krebsregistrierung in den einzelnen Ländern derzeit nicht bezifferbar. 
Den Kommunen entstehen keine Mehrkosten. 
 
2. Sonstige Kosten 
 
Für die Wirtschaft, insbesondere für kleine und mittelständische Unterneh-
men, entstehen keine zusätzlichen Kosten.  
 
 
IV.  Bürokratiekosten 
 
Die vorliegenden Regelungen führen lediglich zu einer geringfügigen Mehrbe-
lastung.  
 
1. Bürokratiekosten der Wirtschaft 
 
Neue Informationspflichten für die Wirtschaft werden nicht unmittelbar einge-
führt.  
Bereits nach geltender Rechtslage sind Ärztinnen und Ärzte zur Meldung ent-
sprechender Daten an die Landeskrebsregister verpflichtet oder zumindest 
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aufgefordert. Erhöhte Bürokratiekosten für Ärztinnen und Ärzte sind somit 
nicht zu erwarten. 
 
2. Bürokratische Belastungen für Bürgerinnen und Bürger 
 
keine  
 
3. Bürokratiekosten für die Verwaltung 
 
In § 2 Nummer 7 sowie in § 6 Absatz 2 wird das Zentrum für Krebsregisterda-
ten zur regelmäßigen Berichterstattung verpflichtet. Die dadurch entstehen-
den Bürokratiekosten sind als gering anzusehen.  
 
 
V. Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung  
 
Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung sind nicht zu erwar-
ten.  
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F. Abstufung nicht mehr fernverkehrsrelevanter Bundesfernstraßen 
 
Die Kommission schlägt dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat vor, 
die folgende gemeinsame Entschließung zu fassen: 
 
 

Die Straßeninfrastruktur Deutschlands ist von herausragender Bedeutung für 
die Raumplanung, Wirtschaftsentwicklung und Gestaltung der Lebensräume 
seiner Bürgerinnen und Bürger. 
Bund und einige Länder stimmen darin überein, dass es einen erheblichen An-
teil von Bundesstraßen gibt, deren überregionale Bedeutung wegen Änderun-
gen der Verkehrsströme, neuen Infrastrukturen oder Verkehrsbeziehungen 
weggefallen ist. 
Der Bund will diese Straßen nicht länger als Bundesstraßen im Wege der Auf-
tragsverwaltung in seiner Baulast tragen. Einige Länder wiederum haben ein 
Interesse an der Übernahme solcher Straßen in eigene Trägerschaft. 
Bund und Länder werden sich nach Beendigung der Arbeiten in der Föderalis-
musreform II zeitnah um eine einvernehmliche Lösung hinsichtlich der einzel-
nen Strecken, deren Abstufungszeitpunkt und der sonstigen Abstufungs- und 
Kompensationsmodalitäten bemühen. Dazu teilt das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung den Verkehrsministerien der Länder noch 
vor Ende des Kalenderjahres schriftlich und für den Bund verbindlich mit, wel-
che Straßen(abschnitte) ihre Bedeutung soweit verloren haben, dass ihre Ein-
stufung als Bundesstraßen nicht mehr zu rechtfertigen ist. 
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III. Allgemeine horizontale und vertikale Kooperationsmöglichkeiten 
und die Öffnung der Finanzhilfen des Bundes  

 
 
Die Föderalismusreform I hat die Zuständigkeiten von Bund und Ländern ent-
flochten. Diese Neuabgrenzung hat sich im Kern bewährt. Die aktuellen Ereig-
nisse legen jedoch nahe, die damaligen Entscheidungen in begrenzten Berei-
chen der Finanzhilfen zielgerichtet weiter zu entwickeln.  
 
Diese Weiterentwicklung betrifft nur den Sonderfall einer Naturkatastrophe 
oder einer außergewöhnlichen Notsituation, die sich der staatlichen Kontrolle 
entzieht und die staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigt. Durch die Än-
derung des Artikels 104b Grundgesetz wird gewährleistet, dass die zur Bewäl-
tigung einer Notsituation erforderlichen Programme, die die Belebung der In-
vestitionstätigkeit der öffentlichen Hand sichern, mit Unterstützung des Bun-
des in allen zentralen Investitionsbereichen durchgeführt werden können. 
Fachpolitische Zielsetzungen sollen dabei nicht im Vordergrund stehen. 
 
Die Kommission schlägt folgende Änderung des Artikels 104b Grundgesetz 
vor: 
 
 

Artikel 104b Grundgesetz (neu)  
 
Artikel 104b Grundgesetz 
[Finanzhilfen des Bundes für Inves-
titionen] 

 
 
Begründung 
 

Absatz 1 (Änderungen fett)  
 
(1) 1 Der Bund kann, soweit dieses 
Grundgesetz ihm Gesetzgebungsbefug-
nisse verleiht, den Ländern Finanzhilfen 
für besonders bedeutsame Investitionen 
der Länder und der Gemeinden (Ge-
meindeverbände) gewähren, die  
 
1. zur Abwehr einer Störung des ge-

samtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
oder 

2. zum Ausgleich unterschiedlicher Wirt-
schaftskraft im Bundesgebiet oder 

3. zur Förderung des wirtschaftlichen 
Wachstums 

erforderlich sind.  
 
2 Abweichend von Satz 1 kann der 
Bund im Fall von Naturkatastrophen 
oder außergewöhnlichen Notsituati-
onen, die sich der Kontrolle des 
Staates entziehen und die staatliche 

Artikel 104b Grundgesetz in der gelten-
den Fassung beschränkt die Möglichkeit 
zur Gewährung von Finanzhilfen des 
Bundes auf Bereiche, in denen dem Bund 
Gesetzgebungsbefugnisse zustehen. 
Durch den neuen Satz 2 wird diese Be-
schränkung für den Sonderfall einer Na-
turkatastrophe oder außergewöhnlichen 
Notsituation im Sinne der Artikel 109 
Absatz 3 Satz 2 und 115 Absatz 2 Satz 6 
Grundgesetz aufgehoben. Damit soll si-
chergestellt werden, dass zur Bewälti-
gung solcher Notsituationen erforderliche 
Programme zur Belebung der Investiti-
onstätigkeit der öffentlichen Hand mit 
Unterstützung des Bundes in allen Inves-
titionsbereichen durchgeführt werden 
können. Eine Beschränkung auf be-
stimmte Investitionsbereiche ist hier mit 
Blick auf das Ziel der Krisenbewältigung 
nicht sinnvoll. 
 



 


